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Vom 9. Dezember 1994. 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat 
aufgrund von Artikel 33 Abs. 4 der Grundordnung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland folgende Haushalts-, 
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Abschnitt I 

AUgemeine Vorschriften zum Haushaltsplan 

§ 1 

Zweck des Haushaltsplans 

Der Haushaltsplan dient der Feststellung und Deckung 
des Finanzbedarfs, der zur Erfüllung der Aufgaben der EKD 
im Bewilligungszeitraum voraussichtlich notwendig sein 
wird. Bei seiner Aufstellung und Ausführung ist den Erfor­
dernissen der Erfüllung des kirchlichen Auftrags einerseits 
und einer ausgewogenen Finanzwirtschaft andererseits glei­
chermaßen Rechnung zu tragen. 

§ 2 

Geltungsdauer 

(1) Der Haushaltsplan ist für ein oder zwei Haushalts­
jahre aufzustellen. Wird er für zwei Haushaltsjahre aufge­
stellt, so ist er nach Jahren zu trennen. 

(2) Haushaltsjahr (Rechnungsjahr) ist das Kalenderjahr. 

§ 3, 

Wirkungen des Haushaltsplans 

(1) Der Haushaltsplan ermächtigt, Ausgaben zu leisten 
u'nd Verpflichtungen einzugehen. Genehmigungsvorbehalte 
bleiben unberührt. 

(2) Durch den Haushaltsplan werden Ansprüche oder 
Verbindlichkeiten weder begründet noch aufgehoben. 

§ 4 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

(1) Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans 
sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
zu beachten. 

(2) Für Maßnahmen von erheblicher finanzieller Bedeu­
tung sind vorab Untersuchungen über die Folgekosten und 
gegebenenfalls auch über die Wirtschaftlichkeit anzustellen. 

§ 5 

Grundsatz der Gesamtdeckung 

Alle Einnahmen dienen als Deckungsmittel für alle Aus- • 
gaben, ausgenommen zweckgebundene Einnahmen (§ 15). 

Abschnitt li 

Aufstellung des Haushaltsplans 

§ 6 

V manschläge 

Die V manschläge sind von den für die einzelnen Haus­
haltsstellen zuständigen Abteilungen und Fachreferaten des 
Kirchenamtes dem Abteilungsleiter/der Abteilungsleiterin 
Finanzen zu dem von ihm/ihr bestimmten Zeitpunkt vorzu­
legen. Die Mittelanforderungen von Zuwendungsempfän­
gem sind auf diesen Termin abzustimmen. Den Voranschlä­
gen ist eine Begründung in der Anlage beizufügen; soweit 
erforderlich, kann die Vorlage von Haushalts- oder Wirt­
schaftsplänen sowie Stellenplänen verlangt werden. 

§ 7 

Aufstellungsverfahren 

(1) Der Abteilungsleiter/die Abteilungsleiterin Finanzen 
stellt nach den Voranschlägen den Vorentwurf des Haus­
haltsplans auf, der im Kollegium des Kirchenamtes zu be-
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raten ist. Die Ergebnisse der Beratungen werden in den Ent­
wurf des Kirchenamtes aufgenommen. Hat das Kollegium 
Entscheidungen gegen oder ohne die Stimme des Abtei­
lungsleiters/der Abteilungsleiterin Finanzen getroffen, so 
steht diesem/dieser ein Widerspruchsrecht zu. Nimmt der 
Abteilungsleiter/die Abteilungsleiterin Finanzen dieses 
Recht wahr, so hat er/sie seine/ihre abweichende Auffas­
sung gemeinsam mit dem Entwurf des Haushaltsplanes dem 
Finanzbeirat des Rates, dem Ständigen Haushaltsausschuß 
der Synode und dem Rat vorzulegen. 

(2) Bevor der Entwurf dem Rat zur Beratung einer end­
gültigen Fassung für die Synode der Evangelischen Kirche 
in Deutschland zugestellt wird, ist er mit dem Finanzbeirat 
des Rates und dem Ständigen Haushaltsausschuß der Syn­
ode zu beraten. Dem Rat ist der Entwurf in der Fassung der 
Beratungsergebnisse des Ständigen Haushaltsausschusses 
der Synode vorzulege:n. Über die Stellungnahmen des 
Finanzbeirates des Rates und des Ständigen Haushaltsaus­
schusses der Synode ist der Rat zu unterrichten. 

(3) Der Rat beschließt über die Fassung des Entwurfs, der 
der Synode als Gesetzesvorlage zugeleitet wird. 

(4) Der von der Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland nach Artikel 33 der Grundordnung durch Ge­
setz festgestellte Haushaltsplan bildet die Grundlage für die 
Haushaltsführung. 

(5) Ist die Feststellung des Haushaltsplans durch die Syn­
ode vor Beginn des Rechnungsjahres nicht möglich, so soll 
der Rat den Haushaltsplan gemäß Artikel 29 Absatz 2 der 
Grundordnung durch Verordnung feststellen. Stellt der Rat 
den Haushaltsplan gemäß Artikel 29 Absatz 2 der Grund­
ordnung fest, so bedarf die Verordnung der vorherigen Zu­
stimmung des Ständigen Haushaltsausschusses der Synode. 

§ 8 

Inhalt des Haushaltsgesetzes und Anlagen 
zum Haushaltsgesetz 

(1) Das Haushaltsgesetz (die Verordnung) muß minde­
stens enthalten: 

a) Angaben über den Gesamtbetrag der Einnahmen und 
Ausgaben des Haushaltsjahres bzw. bei zweijähriger 
Haushaltsplanung der einzelnen Haushaltsjahre, 

b) Angaben über die Höhe der nach Artikel 33 Absatz 1 
der Grundordnung aufzubringenden Umlagen der 
Gliedkirchen, 

c) Angaben über die nach Artikel 20 Absatz 2 der Grund­
ordnung zur Ausschreibung geplanten Kollekten, 

d) falls notwendig, die Verpflichtungsermächtigungen 
(§ 13), 

e) die Höhe der vorgesehenen Kreditaufnahmen zur 
Deckung von Ausgaben für Investitionen, 

f) falls notwendig, den Höchstbetrag der zur Aufrecht­
erhaltung einer ordnungsmäßigen Kassenwirtschaft not­
wendigen Kassenkredite. 

(2) Dem Haushaltsgesetz (der Verordnung) sind außer 
dem Haushaltsplan folgende Anlagen beizufügen: 

a) der Umlageverteilungsmaßstab, 

b) der Stelleriplan. 

§ 9 

Ausgleich des Haushaltsplans 

(1) Der Haushaltsplan ist in Einnahme und Ausgabe aus­
zugleichen. 

(2) Wird der Haushaltsplan in einen Verwaltungs- und 
einen Vermögensteil getrennt(§ 10 Absatz 2), so istjeder 
Teil für sich auszugleichen. 

§ 10 

Vollständigkeit, Fälligkeitsprinzip, Gliederung 

(1) Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr zu er­
wartenden Einnahmen, die voraussichtlich zu leistenden 
Ausgaben sowie die voraussichtlich benötigten Verpflich­
tungsermächtigungen. 

(2) Der Haushaltsplan kann in einen Verwaltungs- und 
einen Vermögensteil getrennt werden. 

(3) Der Haushaltsplan ist nach Funktionen in Einzel­
pläne, Abschnitte und, soweit erforderlich, Unterabschnitte 
zu gliedern. 

(4) Die Einnahmen und Ausgaben sind innerhalb der 
Funktionen nach Arten zu ordnen. 

(5) Der Gliederung des Haushaltsplanes und der Ordnung 
der Einnahmen und Ausgaben sind der Gliederungs- und 
Gruppierungsplan nach den Grundlagen zur Haushalts­
systematik für kirchliche Körperschaften und Einrichtungen 
zugrunde zu legen (EKD-Haushaltssystematik). 

§ ll 

Inhalt des Verwaltungs- und des Vermögensteils 

(1) Wird in einen Verwaltungs- und einen Vermögensteil 
des Haushalts getrennt, so umfaßt der Vermögensteil 

auf der Einnahmeseite 

a) die Zuführung vom Verwaltungsteil, 

b) Einnahmen aus der Veränderung des Anlagevermögens, 

c) Entnahmen aus Rücklagen, 

d) Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen, 

e) Einnahmen aus Krediten und inneren Darlehen; 

auf der Ausgabeseite 

f) die Tilgung von Krediten, die Rückzahlung innerer 
Darlehen, die Kreditbeschaffungskosten sowie die Ab­
lösung von Dauerlasten, 

g) Ausgaben für die Veränderung des Anlagevermögens 
sowie Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen, 

h) Zuführungen zu Rücklagen und die Deckung von Fehl­
beträgen aus Vorjahren, 

i) die Zuführung zum VerwaltungsteiL 

(2) Der Verwaltungsteil umfaßt die nicht unter Absatz 
(1) fallenden Einnahmen und Ausgaben. 

§ 12 

Bruttoveransch1agung, Einzelveranschlagung 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben sind in voller Höhe 
und getrennt voneinander zu veranschlagen; sie dürfen nicht 
vorweg gegeneinander aufgerechnet werden. 

(2) Für denselben Zweck dürfen Ausgaben nicht an ver­
schiedenen Haushaltsstellen veranschlagt werden. 

(3) Die Einnahmen sind nach ihrem Entstehungsgrund, 
die Ausgaben nach ihrem Zweck zu veranschlagen und, so­
weit erforderlich, zu erläutern. Erläuterungen sind erforder­
lich zu Ansätzen, die wesentlich von denen des laufenden 
Haushaltsjahres abweichen, sowie solchen, durch die Ver­
pflichtungen der Evangelischen Kirche in Deutschland über 
das laufende Haushaltsjahr hinaus neu begründet werden. 
Soweit der Abteilungsleiter/die Abteilungsleiterin Finanzen 
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von seinem/ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch macht(§ 7 
Absatz 1), ist seine/ihre abweichende Auffassung in die Er­
läuterungen aufzunehmen. Bei Ausgaben für eine sich auf 
mehrere Jahre erstreckende Maßnahme sollen die voraus­
sichtlichen Gesamtkosten und ihre Finanzierung erläutert 
werden. Erläuterungen von Haushaltsansätzen können, so­
fern sie für die Mittelbewirtschaftung unerläßlich sind, für 
verbindlich erklärt werden. 

(4) Zum Vergleich der Haushaltsansätze sind die Hans­
haltsansätze für das dem Haushaltszeitraum vorangegan­
gene Jahr und die Ergebnisse der Jahresrechnung für das 
zweitvorangegangene Jahr anzugeben. 

§ 13 

Verpflichtungsermächtigungen 

Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen zur 
Leistung von Ausgaben in künftigen Jahren (Verpflich­
tungsermächtigungen) sind bei den jeweiligen Ausgaben 
gesondert zu veranschlagen. Wenn Verpflichtungen zu 
Lasten mehrerer Haushaltsjahre eingegangen werden kön­
nen, sollen die Jahresbeträge im Haushaltsplan angegeben 
werden. ' 

§ 14 

Deckungsfähigkeit 

Im Haushaltsplan können einzelne Ausgabeansätze für 
einseitig oder gegenseitig deckungsfähig erldärt werden. 
Voraussetzung ist, daß ein verwaltungsmäßiger oder sach­
licher Zusammenhang besteht. Gegenseitige Deckungs­
fähigkeit bedeutet, daß die Haushaltsansätze wechselseitig 
zur Verstärkung herangezogen werden dürfen. Einseitige 
Deckungsfähigkeit liegt vor, wenn der eine Haushaltsansatz 
(deckungsberechtigter Ansatz) zu Lasten eines anderen 
Haushaltsansatzes ( deckungspflichtiger Ansatz) heran­
gezogen werden darf. Die Inanspruchnahme der Deckungs­
fähigkeit verändert nicht die Haushaltsans ätze. 

§ 15 

Zweckbindung von Einnahmen 

(1) Einnahmen können durch Haushaltsvermerk auf die 
Verwendung für bestimmte Ausgaben nur beschränkt wer­
den, wenn dies gesetzlich vorgeschrieben ist oder die Be­
schränkung sich zwingend aus der Herkunft oder der Natur 
der Einnahmen ergibt. Soweit im Haushaltsplan nichts 
anderes bestimmt wird, können zweckgebundene Mehrein­
nahmen für Mehrausgaben desselben Zwecks verwendet 
werden. 

(2) Mehrausgaben nach Absatz 1 Satz 2 gelten nicht als 
Haushaltsüberschreitungen (unechte Deckungsfähigkeit). 

§ 16 

Übertragbarkeit 

(1) Haushaltsmittel für Investitionen und aus zweckge­
bundenen Einnahmen sind übertragbar. 

(2) Andere Haushaltsmittel können durch Haushaltsver­
merk für übertragbar erklärt werden, wenn die Übertragbar­
keit eine sparsame Bewirtschaftung der Mittel fördert. Die 
Bildung von Haushaltsresten außer nach Absatz 1 ist nur 
möglich, wenn sich hierdurch kein Haushaltsfehlbetrag er­
gibt. 

§ 17 

Sperrvermerk 

Ausgaben, die aus besonderen Gründen zunächst noch 
nicht geleistet werden sollen oder deren Leistung im Einzel-

fall einer besonderen Zustimmung bedarf, sind im Haus­
haltsplan als gesperrt zu bezeichnen; entsprechendes gilt für 
Verpflichtungsermächtigungen. Über die Aufhebung von 
Sperrvermerken entscheidet der Ständige Haushaltsaus­
schuß der Synode. 

§ 18 

Kredite 

(1) Kredite können 

a) zur Deckung von Ausgaben für Investitionen und 

b) zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemäßen Kassen-
wirtschaft (Ka§senkredit) 

aufgenommen werden, wenn eine andere Finanzierung 
nicht möglich oder wirtschaftlich nicht vertretbar ist. Ein 
Kassenkredit darf nur aufgenommen werden, wenn die Be­
triebsmittelrücklage nicht ausreicht und auch andere Rück­
lagen nicht in Anspruch genommen werden können, oder 
die Inanspruchnahme unwirtschaftlich ist. 

(2) Einnahmen aus Krediten nach Absatz 1 Buchstabe a) 
dürfen nur insoweit in den Haushaltsplan eingestellt wer­
den, als 

a) dies zur Finanzierung von Ausgaben für Investitionen 
. oder zur Umschuldung notwendig ist und 

b) die Zins- und Tilgungsverpflichtungen mit der dauern­
den finanziellen Leistungsfähigkeit im Einklang stehen. 
Dies ist lediglich der Fall, wenn die auch in Zukunft 
regelmäßig wiederkehrenden Einnahmen die zwangs­
läufigen Ausgaben und die für die Erhaltung (Erneue­
rung) des Vermögens durchschnittlich notwendigen 
Ausgaben mindestens um die zusätzlichen Zins- und 
Tilgungsverpflichtungen übersteigen. 

(3) Die Einnahmen aus Krediten, die Geldbeschaffungs­
kasten (Disagio) sowie die Zinsen und Tilgungsbeträge sind 
bei der dem Verwendungszweck der Kredite entspre­
chenden Funktion bzw. in der zweckbestimmten Haushalts­
stelle Schuldendienst zu veranschlagen. Die Einnahmen 
sind in Höhe der Rückzahlungsverpflichtung zu veran­
schlagen (Bruttoprinzip ). 

(4) Wird in einen Verwaltungs- und in einen Vermögens­
teil getrennt, so sind die Zinsen im Verwaltungs-, die Til-
gungsbeträge im Vermögensteil zu veranschlagen. · 

(5) Die Ermächtigung zur Aufnahme eines Kredits nach 
Absatz 1 Buchstabe a) gilt über das Haushaltsjahr hinaus 
bis zur Abwicklung des Vorhabens, für das der Kredit be­
stimmt war. 

(6) Die Ermächtigung zur Aufnahme von Kassenkrediten 
gilt solange, bis das nächste Haushalt~gesetz in Kraft getre­
ten ist. 

§ 19 

Baumaßnahmen 

(1) Ausgaben für Bauten und Erneuerungsarbeiten an 
Bauten dürfen erst dann in den Haushaltsplan eingestellt 
werden, wenn Pläne, Kostenberechnungen und Erläute­
rungen vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, die 
Kosten der baulichen Maßnahmen, etwaige Beiträge und 
Zuschüsse anderer und die Auswirkungen auf die künftige 
Haushaltswirtschaft ersichtlich sind. 

(2) Ausnahmen von Absatz 1 sind nur zulässig, wenn es 
im Einzelfall nicht möglich ist, die Unterlagen rechtzeitig 
fertigzustellen, und aus einer späteren Veranschlagung ein 
Nachteil erwachsen würde. 

• 
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§ 20 

Zuwendungen 

Zuwendungen an Stellen, die nicht zur verfaßten Kirche 
gehören, dürfen nur veranschlagt werden, wenn ein erheb­
liches Interesse an der Erfüllung des Zuwendungszweckes 
durch solche Stellen gegeben ist, das ohne die Zuwendung 
nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden 
kann. Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen gilt§ 19 Ab­
satz 1 entsprechend. ZurBegründung sonstiger Zuwendun­
gen sind die zur Urteilsbildung notwendigen Unterlagen 
vorzulegen (mindestens Haushalts- oder Wirtschaftsplan 
und Stellenp1an; daneben können weitere Unterlagen, wie 
eine Übersicht über das Vermögen und die Schulden, ange­
fordert werden). 

§ 21 

Verfügungsmittel, Deckungsreserve 

(1) Im Haushaltsplan können angemessene Beträge ver­
anschlagt werden, die bestimmten Personen für dienstliche 
Zwecke zur Verfügudg stehen (Verfügungsmittel) oder die 
zur Deckung überplanmäßiger oder außerplanmäßiger Aus­
gaben dienen (Deckungsreserve). 

(2) Die Ansätze nach Absatz 1 dürfen nicht überschritten 
werden. 

(3) Erhöhen sich die Verfügungsmittel um Spenden, die 
den berechtigten Personen zur freien Verfügung zufließen, 
so ist Absatz 2 insoweit nicht anzuwenden. 

§22 

Überschuß, Fehlbetrag 

(1) Der Überschuß oder der Fehlbetrag ist der Unter­
schied zwischen den tatsächlich eingegangenen Einnahmen 
(Ist-Einnahmen) und den tatsächlich geleisteten Ausgaben 
(Ist-Ausgaben), bereinigt um die Summe der Haushaltsreste 
und der Haushalts vorgriffe. Über einen etwaigen Überschuß 
ist im jeweiligen Haushaltsgesetz zu befinden, ein etwaiger 
Fehlbetrag ist spätestens in den Haushaltsplan für das zweit­
nächste Haushaltsjahr, bei Aufstellung eines Zweijahres­
haushaltsplans spätestens in den Haushaltsplan für das dritt­
nächste Jahr einzustellen. 

(2) Ergibt sich ein Fehlbetrag, dessen Höhe für die Baus­
haltswirtschaft von erheblicher Bedeutung ist, so soll er vor­
zeitig in einem Nachtragshaushaltsplan veranschlagt wer­
den. 

(3) Ein Überschuß ist zur Schuldentilgung oder zur Rück­
lagenzuführung zu verwenden, soweit er ausnahmsweise 
nicht zum Haushaltsausgleich benötigt wird. Wird in einen 
Verwaltungs- und einen Vermögensteil getrennt, so ist ein 
Überschuß im Verwaltungsteil dem Vermögensteil zuzu­
führen, soweit er nicht zum Ausgleich des Verwaltungsteils 
benötigt wird. 

§ 23 

Stellenplan 

(1) In den Stellenplan sind die erforderlichen Stellen der 
Beamten/Beamtinnen und der nicht nur vorübergehend be­
schäftigten Angestellten aufzunehmen. Besoldungs~ und 
Vergütungsgruppen können in geeigneter Weise zusam­
mengefaßt werden. Bei einer Darstellung der Stellen in 
Blöcken sind, soweit notwendig, Höchstzahlen für die 
höherwertigen Stellen nach Besoldungs-Nergütungsgrup­
pen auszuweisen. Die Stellen der Beamten/Beamtinnen 
sowie der Angestellten in Instituten und Einrichtungen der 
EKD sind gesondert von den Stellen des Kirchenamtes auf­
zuführen. 

(2) Abweichungen vom Stellenplan des Vorjahres sind in 
einer Bemerkungsspalte anzugeben. 

(3) Stellen sind als »künftig wegfallend« (kw) zu be­
zeichnen, soweit sie in den folgenden Haushaltsjahren nicht 
mehr benötigt werden. Sie sind als »künftig umzuwandeln« 
(ku) zu bezeichnen, soweit sie in den folgenden Haushalts­
jahren in Stellen einer niedrigeren Besoldungs- bzw. Ver­
gütungsgruppe oder bei Stellen für Angestellte in Plan­
stellen für Beamte/Beamtinnen umzuwandeln sind. 

§ 24 

Wirtschaftsbetriebe und Einrichtungen, Sondervermögen 

(1) Für Wirtschaftsbetriebe und Einrichtungen ist ein 
Wirtschaftsplan tmfzustellen, wenn ein Wirtschaften nach 
Einnahmen und Ausgaben des Haushaltsplans nicht zweck­
mäßig ist. Ein Wirtschaftsplan entspricht sinngemäß dem 
Haushaltsplan; er kommt in Betracht für Wirtschafts­
betriebe und Einrichtungen, die mit der Absicht auf 
Gewinnerzielung betrieben werden oder mindestens eine 
volle Kostendeckung anstreben. Im Haushaltsplan sind nur 
die Zuführungen oder die Ablieferungen zu veranschlagen. 

(2) Auf Sondervermögen findet Absatz 1 entsprechende 
Anwendung. Sondervermögen sind Vermögensteile, die für 
die Erfüllung bestimmter Zwecke abgesondert sind und ge­
trennt verwaltet werden. 

(3) Bei Wirtschaftsbetrieben und Einrichtungen sollen 
die Einnahmen (Erträge) die Ausgaben (Aufwendungen) 
decken. Zu den Ausgaben gehören auch die Abschreibun­
gen und eine angemessene Verzinsung des Anlagekapitals. 
Der aus Zuschüssen Dritter aufgebrachte Kapitalanteil ist 
bei der Verzinsung des Anlagekapitals außer Betracht zu 
lassen. 

( 4) Soweit erforderlich, insbesondere zur Überprüfung 
der Wirtschaftlichkeit und vor der allgemeinen Festsetzung 
von Benutzungsentgelten, sollen Kostenberechnungen er­
stellt werden. 

§ 25 

Stiftungen 

(1) Für durch die Evangelische Kirche in Deutschland ge­
förderte Stiftungen mit eigener Rechtspersönlichkeit sind 
gesonderte Haushaltspläne aufzustellen. Das gleiche gilt für 
sonstige Stiftungen, wenn die Veranschlagung ihrer Einnah­
men und Ausgaben im Haushaltsplan nicht zweckmäßig er­
scheint. Nach dem Stiftungszweck kann es erforderlich sein, 
statt eines Haushaltsplans einen Wirtschaftsplan zu erstel­
len. In diesen Fällen ist § 24 entsprechend anzuwenden. 

(2) Im übrigen finden die Vorschriften dieser Ordnung 
sinngemäße Anwendung. Soweit gesetzliche Vorschriften 
oder Bestimmungen des Stifters entgegenstehen, bleiben 
diese unberührt. 

§ 26 

Verabschiedung des Haushaltsplans 

(1) Der Haushaltsplan ist vor Beginn des Haushaltsjahres 
aufzustellen und zu beschließen(§ 7 Absatz 4 und 5). Er ist 
zu veröffentlichen. 

(2) Ist der Haushaltsplan ausnahmsweise nicht rechtzeitig 
beschlossen, so sind 

1. nur die Ausgaben zu leisten, die bei sparsamer Verwal­
tung nötig sind, um 

a) die bestehenden Einrichtungen in geordnetem Gang 
zu halten und den gesetzlichen Aufgaben und recht­
lichen Verpflichtungen zu genügen, 
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b) Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen 
fortzusetzen, für die durch den Haushaltsplan des 
Vorjahres bereits Beträge festgesetzt worden sind, 

2. die Einnahmen fortzuerheben, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, 

3. Kassenkredite nur im Rahmen des Haushaltsplans des 
Vorjahres zulässig. 

§ 27 

Nachtragshaushaltsplan 

(1) Der Haushaltsplan kann nur bis zum Ablauf des Haus­
haltsjahres durch einen Nachtragshaushaltsplan geändert 
werden. 

(2) Ein Nachtragshaushalt ist aufzustellen, wenn sich 
zeigt, daß 

a) ein erheblicher Fehlbetrag entstehen wird und der Haus­
haltsausgleich auch bei Ausnutzung jeder Sparmöglich­
keit nur durch eine Änderung des Haushaltsplans er­
reicht werden kann: 

b) bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Ausgaben in 
einem im Verhältnis zu den Gesamtausgaben erheb­
lichen Umfang geleistet werden müssen. 

(3) Der Nachtragshaushaltsplan muß alle erheblichen 
Änderungen enthalten, die im Zeitpunkt seiner Aufstellung 
erkennbar sind. 

(4) Für den Nachtragshaushaltsplan gelten die Vorschrif­
ten über den Haushaltsplan entsprechend. 

§ 28 

Rücldagen 

(1) Zur Sicherung der Haushaltswirtschaft sind eine Be­
triebsmittelrücklage und eine allgemeine Ausgleichsrück­
lage (allgemeine Rücklagen) sowie bei Bedarf eine Erneue­
rungsrücklage, eine Tilgungsrücklage und eine Bürgschafts­
sicherungsrücldage zu bilden. Daneben können weitere 
zweckgebundene Rücklagen (Sonderrücklagen) vorgesehen 
werden. 

(2) Die Rücklagen sind sicher und ertragbringend so an­
zulegen, daß sie im Bedarfsfall zur Verfügung stehen. 

(3) Wird eine Sonderrücklage für den vorgesehenen 
Zweck einstweilen nicht benötigt, kann sie vorübergehend 
für einen anderen Zweck in Anspruch genommen werden 
(inneres Darlehen), wenn sichergestellt ist, daß die Greif­
barkeit im Bedarfsfalle nicht beeinträchtigt ist. 

(4) Die Zweckbestimmung einer Sonderrücklage kann 
geändert werden, wenn und soweit die Rücklage für den bis­
herigen Zweck nicht mehr oder für den anderen Zweck 
dringender benötigt wird, und die Änderung des Rücklage­
zwecks sachlich und wirtschaftlich auch gegenüber Dritten, 
die wesentlich zur Rücklagenbildung beigetragen haben, 
vertretbar ist. 

(5) Über die vorübergehende Inanspruchnahme von Son­
derrücklagemitteln nach Absatz 3 und die Änderung von 
Zweckbestimmungen der Sonderrücklagen nach Absatz 4 
sowie die Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklagen 
(mit Ausnahme der Inanspruchnahme der Betriebsmittel­
rücklage, soweit die Mittel bestimmungsgemäß nur zur 
vorübergehenden Kassenbestandsverstärkung herangezo­
gen werden), entscheidet der Ständige Haushaltsausschuß 
der Synode. Entnahmen aus den allgemeinen Rücklagen 
sind grundsätzlich im Haushaltsplan zu veranschlagen. 
Entnahmen aus Sonderrücklagen zur Erfüllung des Verwen­
dungszwecks bedürfen der Zustimmung des Abteilungs­
leiters/der Abteilungsleiterin Finanzen. 

(6) Erträge der Rücklagen sollen den Rücklagen zuge­
führt werden. Sind Bestimmungen über den Höchstbestand 
festgelegt, dürfen Zuführungen nur so lange getätigt wer­
den, bis der Höchstbetrag erreicht ist. Erträge aus Rücklagen 
sind im Haushaltsplan zu veranschlagen. Sonderrücklagen 
sind aufzulösen, wenn bzw. soweit ihr Verwendungszweck 
ganz oder teilweise entfällt. 

§ 29 

Betriebsmittelrücklage 

(1) Die Betriebsmittelrücklage. dient der Sicherung der 
Kassenliquidität 

(2) Die Betriebsmittelrücklage ist bis zu 1/6, mindestens 
mit 1/12 des durchSchnittlichen Haushaltsvolumens der vor­
angegangenen drei Haushaltsjahre anzusammeln. 

(3) Wird die Rücklage in Anspruch genommen, so soll sie 
bis zum Ende des Haushaltsjahres wieder aufgefüllt werden. 

§ 30 

Allgemeine Ausgleichsrücklage 

Die allgemeine Ausgleichsrücklage dient dem Ausgleich 
etwaiger Fehlbeträge, die sich durch Einsparungen oder 
Umlageerhöhung nicht spätestens in dem zweiten auf das 
abgelaufene Haushaltsjahr folgenden Haushaltsjahr ab­
decken lassen. Sie soll in angemessener Höhe gebildet wer­
den; ihr Bestand soll 15% des durchschnittlichen Hans­
haltsvolumens der letzten drei Jahre nicht unterschreiten. 

§ 31 

Tilgungsrücklage 

Für Darlehen, die mit dem Gesamtbetrag fällig werden, 
ist eine Tilgungsrücklage anzusammeln. 

§ 32 

Bürgschaftssicherungsrücklage 

Werden Bürgschaften übernommen, so ist eine Bürg­
schaftssicherungsrücklage in ausreichender Höhe anzusam­
meln. 

§ 33 

Erneuerungsrücklage 

Bei vorhersehbarem Bedarf sollen Neubau- oder Erweite­
rungsrücklagen in der erforderlichen Höhe angesammelt 
werden. 

Abschnitt III 

Ausführung des Haushaltsplans 

§ 34 

Erhebung der Einnahmen, Bewirtschaftung der Ausgaben 

(1) Die Einnahmen sind rechtzeitig und vollständig zu er­
heben. 

(2) Die Ausgaben sind so zu leisten, daß 

a) die Aufgaben wirtschaftlich und zweckmäßig erfüllt 
werden, 

b) die gebotene Sparsamkeit geübt wird. 

(3) Die Mittel sind erst in Anspruch zu nehmen, wenn es 
die Erfüllung der Aufgaben erfordert. 

(4) Leistungen vor Empfang der Gegenleistung (Vorlei­
stungen) sollen nur vereinbart oder bewirkt werden, soweit 
es allgemein üblich oder durch besondere Umstände ge­
rechtfertigt ist. Für Vorleistungen sind die erforderlichen, 

• 



Heft 1, 1995 AMTSBLATT 7 

mindestens die allgemein üblichen Sicherheiten zu verlan­
gen. 

(5) Durch geeignete Maßnahmen ist regelmäßig darüber 
zu wachen, daß. sich die Ausgaben und Ausgabeverpflich­
tungen im Rahmen der Haushaltsansätze halten (Haus­
haltsüberwachung). 

(6) Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, daß 
die Einnahmen überwacht werden. Wird eine Zahlungsver­
pflichtung nicht erfüllt, so kann von einer Voll­
streckungsmaßnahme abgesehen werden, wenn die Voll­
streckungskosten in keinem vertretbaren Verhältnis zur 
Höhe des Anspruchs stehen. 

§ 35 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

(1) Überplanmäßige Ausgaben, die nicht gemäß 
Deckungsvermerk im Haushaltsplan durch Einsparung bei 
anderen Titeln (echter Deckungsvermerk) oder durch Mehr­
einnahmen (unechter Deckungsvermerk) ausgeglichen 
werden können, bedürfen vor ihrer Leistung der Genehmi­
gung, soweit sie nicht auf gesetzlicher oder rechtlicher 
Verpflichtung beruhen. Die Genehmigung soll nur im Falle 
eines unvorhersehbaren und unabweisbaren Bedarfs erteilt 
werden. Das gleiche gilt für Maßnahmen, durch die später 
überplanmäßige Ausgaben entstehen können. Eine Un­
abweisbarkeit liegt insbesondere nicht vor, wenn die Aus­
gaben bis zur Verabschiedung des nächsten Haushaltsplans 
oder Nachtragshaushaltsplans zurückgestellt werden kön­
nen. 

(2) Die Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben ist 
unter Angaben von Deckungsvorschlägen schriftlich beim 
Abteilungsleiter/bei der Abteilungsleiterin Finanzen zu 
beantragen, der/die Überschreitungen bis zu 10% des An­
satzes, im Einzelfall jedoch höchstens bis zu 1 %o der Ge­
samtausgaben, sowie Überschreitungen um mehr als 10% 
des Ansatzes bis zu 10000,- DM bewilligen kann, soweit 
Verstärkungsmittel zur Verfügung stehen. Im übrigen führt 
er eine Entscheidung des Ständigen Haushaltsausschusses 
der Synode herbei oder legt einen Nachtragshaushaltsplan 
im Entwurf vor. 

(3) Außerplanmäßige Ausgaben bedürfen vor ihrer An­
ordnung der Genehmigung, die nur im Falle eines unvorher­
sehbaren und unabweisbaren Bedarfs erteilt werden darf. 
Sie ist beim Abteilungsleiter/bei der Abteilungsleiterin 
Finanzen unter Angabe von Deckungsvorschlägen zu bean­
tragen, der/die die Entscheidung des Ständigen Haushalts­
ausschusses der Synode herbeiführt. Absatz 1 Satz 4 gilt 
entsprechend. 

(4) Mehrausgaben, die in das folgende Haushaltsjahr 
übertragen und dort haushaltsmäßig durch Anrechnung auf 
die nächstjährige Bewilligung für den gleichen Zweck abge­
deckt werden (Haushaltsvorgriffe), bedürfen der Zustim­
mung des Ständigen Haushaltsausschusses der Synode. Die 
Sätze 2 und 4 des Absatzes 1 gelten entsprechend. 

(5) Verfügungen über das im Vermögensverzeichnis 
nachgewiesene Vermögen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland bedürfen, soweit sie nicht im Haushaltsplan 
veranschlagt sind, der Zustimmung des Ständigen Haus­
haltsausschusses der Synode, es sei denn, daß es sich ledig­
lich um die Änderung der Anlage von Beständen in Geld 
oder börsenfähigen Anleihen, Pfandbriefen oder Schuldver­
schreibungen handelt. Im übrigen bleibt § 28 Absatz 5 
Satz 2 unberührt. 

§ 36 

Sicherung des Haushaltsausgleichs 

(1) Durch Gegenüberstellung der Einnahmen und Aus­
gaben oder andere geeignete Maßnahmen ist während des 
Haushaltsjahres darüber zu wachen, daß der Haushalts­
ausgleich gewährleistet bleibt. 

(2) Ist durch Ausfall von Deckungsmitteln der Haushalts­
ausgleich in Frage gestellt, so sind unverzüglich die erfor­
derlichen Maßnahmen zu treffen, die angemessen und ge­
eignet sind, den Haushaltsausgleich sicherzustellen (Haus­
haltssperre, Nachtragshaushaltsplan). Über die Anordnung 
von Haushaltssperren entscheidet der Vorsitzende/die Vor­
sitzende des Ständigen Haushaltsausschusses der Synode 
nach Vorschlägell'· des Abteilungsleiters/der Abteilungslei­
terin Finanzen, über die Aufhebung von Haushaltssperren 
der Ständige Haushaltsausschuß der Synode. 

§ 37 

Vergabe von Aufträgen 

Bei der Vergabe von Aufträgen sind grundsätzlich die 
Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) und die 
Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) anzuwenden. 

§ 38 

Sachliche und zeitliche Bindung 

(1) Ausgabemittel dürfen nur zu dem im Haushaltsplan 
bezeichneten Zweck, soweit und solange er fortdauert, und 
nur bis zum Ende des Haushaltsjahres in Anspruch genom­
men werden. 

(2) Bei übertragbaren Ausgabemitteln können Haushalts­
reste gebildet werden, die für die jeweilige Zweckbestim­
mung über das Haushaltsjahr hinaus bis zum Ende des auf 
die Bewilligung folgenden zweitnächsten Haushaltsjahres 
verfügbar bleiben. Bei Mitteln für Baumaßnahmen tritt an 
die Stelle des Haushaltsjahres der Bewilligung das Haus­
haltsjahr, in dem der Bau in seinen wesentlichen Teilen in 
Gebrauch genommen worden ist. 

(3) Zweckgebundene Einnahmen (§ 15) bleiben auch 
über das Haushaltsjahr hinaus zweckgebunden, solange der 
Zweck fortdauert. 

§ 39 

Abgrenzung der Haushaltsjahre 

Einnahmen und Ausgaben sind für das Haushaltsjahr an­
zuordnen, in dem sie entweder fällig werden oder dem sie 
wirtschaftlich zuzuordnen sind. Soweit sie dem vergange­
neil Rechnungsjahr zuzuordnen sind, können entsprechende 
Kassenanordnungen nur bis zum 31. Januar des folgenden 
Haushaltsjahres erteilt werden. 

§ 40 

Wegfall- und Umwandlungsvermerke 

(1) Über Ausgabemittel, die als künftig wegfallend be­
zeichnet sind, darf von dem Zeitpunkt ab, mit dem die im 
Haushaltsplan bezeichnete Voraussetzung für den Wegfall 
erfüllt ist, nicht mehr verfügt werden. 

(2) Ist eine Planstelle ohne nähere Angabe als künftig 
wegfallend bezeichnet, darf die nächste freiwerdende Plan­
stelle derselben Besoldungs- oder Vergütungsgruppe der 
gleichen Fachrichtung nicht mehr besetzt werden. 

(3) Ist eine Planstelle ohne Bestimmung der Vorausset­
zungen als künftig umzuwandeln bezeichnet, gilt die näch­
ste freiwerdende Planstelle derselben Besoldungs- oder 
Vergütungsgruppe der gleichen Fachrichtung im Zeitpunkt 
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ihres Freiwerdens als in die Stelle umgewandelt, die in dem 
Umwandlungsvermerk angegeben ist. 

§ 41 

Stundung, Niederschlagung und Erlaß von Forderungen 

(1) Forderungen (ausgenommen Anerkennungsgebüh­
ren) dürfen nur 

a) gestundet werden, wenn die sofortige Einziehung mit er­
heblichen Härten für den Schuldner/die Schuldnerirr 
verbunden wäre und der Anspruch durch die Stundung 
nicht gefährdet wird, 

b) niedergeschlagen werden, wenn feststeht, daß die Ein­
ziehung keinen Erfolg haben wird, oder wenn die 
Kosten der Einziehung außer Verhältnis zur Höhe des 
Anspruchs stehen, 

c) erlassen werden, wenn die Einziehung nach Lage des 
einzelnen Falles für den Schuldner/die Schuldnerirr eine 
besondere Härte ]?edeuten würde. Das gleiche gilt für 
die Rückzahlung oder die Anrechnung von geleisteten 
Beträgen. 

(2) Stundung, Niederschlagung und Erlaß sind der Kasse 
unverzüglich mitzuteilen. Gestundete Beträge sollen ange­
messen verzinst werden. 

(3) Über Stundungen und Niederschlagungen entscheidet 
der Abteilungsleiter/die Abteilungsleiterin Finanzen. Das 
gleiche gilt für den Erlaß von Forderungen bis zu 50 000,­
DM. Der Erlaß von höheren Beträgen bedarf der Zustim­
mung des Ständigen Haushaltsausschusses der Synode. Der 
Abteilungsleiter/die Abteilungsleiterin Finanzen kann das 
Recht, über Stundungen, Niederschlagungen und den Erlaß 
von Forderungen entscheiden zu können, im Rahmen sei­
ner/ihrer Zuständigkeit in geeigneter Weise delegieren. 

§ 42 

Vorschüsse, Verwahrgelder 

(1) Als Vorschuß darf eine Ausgabe, die sich auf den 
Haushalt bezieht, nur angeordnet werden, wenn die Ver­
pflichtung zur Leistung feststeht, die Ausgabe aber noch 
nicht nach der im Haushaltsplan vorgesehenen Ordnung ge­
bucht werden kann. Dies gilt nicht für Gehaltsvorschüsse. 
Eine Ausgabe, die dem Haushalt von der Zweck­
bestimmung her nicht zuzuordnen ist, darf nur dann als Vor­
schuß angeordnet werden, wenn eine tatsächliche Ver­
pflichtung zur Leistung besteht und die Deckung gewährlei­
stet ist. Ein Vorschuß ist bis zum Ende des zweiten auf seine 
Entstehung folgenden Haushaltsjahres endgültig zu buchen 
bzw. abzuwickeln; Ausnahmen bedürfen der Einwilligung 
des Abteilungsleiters/der Abteilungsleiterin Finanzen. 

(2) Als Verwahrgeld darf eine Einzahlung nur angenom­
men werden, solange sie nicht endgültig gebucht werden 
kann. Aus den Verwahrgeldern dürfen nur die mit ihnen im 
Zusammenhang stehenden Auszahlungen geleistet werden. 
Beträge, die für Dritte vereinnahmt und an diese weiterge­
leitet werden, bedürfen nicht der Anordnung. 

§ 43 

Erwerb und Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(1) Vermögensgegenstände sollen nur erworben werden, 
soweit sie zur Erfüllung der Aufgaben in absehbarer Zeit er­
forderlich sind. 

(2) Vermögensgegenstände dürfen nur veräußert werden, 
wenn sie zur Erfüllung der Aufgaben in absehbarer Zeit 
nicht benötigt werden. 

(3) Vermögensgegenstände sollen nur zu ihrem vollen 
Wert veräußert werden. Die Erlöse sind dem Vermögen zu­
zuführen. 

(4) Genehmigungsvorbehalte bleiben unberührt (§ 35 
Absatz 5). 

§ 44 

Vertragliche Verpflichtungen 
über mehrere Haushaltsjahre 

Verträge, durch die die Evangelische Kirche in Deutsch­
land verpflichtet werden soll, über ein Rechnungsjahr hin­
aus Zahlungen zu leisten, dürfen erst abgeschlossen werden, 
wenn Mittel zur Deckung der dadurch entstehenden Aus­
gaben erstmalig durch Haushaltsplan oder durch Nachtrags­
haushaltsplan bereitgestellt sind. Das gilt nicht für im 
Rahmen der laufenden Verwaltung abzuschließende, ihrer 
Natur nach regelmäßig wiederkehrende Verträge. 

§ 45 

Verwendungsnachweise für Zuwendungen 

(1) Bei der Bewilligung von Zuwendungen (§ 20) aus 
dem Haushalt der EKD sind Vereinbarungen über die Be­
dingungen der Auszahlung, die Vorlage von Verwendungs­
nachweisen und das Prüfungsrecht zu treffen (vgl. § 7 ·des 
Kirchengesetzes über das Oberrechnungsamt der Evange­
lischen Kirche in Deutschland). 

(2) Zuwendungen dürfen nur solchen Empfängern bewil­
ligt werden, bei denen eine ordnungsgemäße Geschäfts­
führung gesichert ist und die in der Lage sind, die bestim­
mungsmäßige Verwendung der Mittel nachzuweisen. Die 
Bewilligung von Zuwendungen ist mit der Auflage zu ver­
binden, daß der Zu Wendungsempfänger die aufzustellenden 
allgemeinen Bewilligungsbedingungen anerkennt. Je nach 
Art, Zweck und Höhe der Zuwendung können abweichende 
oder zusätzliche Bedingungen festgelegt oder Auflagen er­
teilt werden (besondere Bewilligungsbedingungen), die 
gleichfalls vom Zuwendungsempfänger anzuerkennen sind. 

(3) Zuwendungsempfänger haben einen Verwendungs­
nachweis zu erbringen (zahlenmäßiger Nachweis und ggf. 
sachlicher Bericht). Ebenso setzt die Bewilligung die Zu­
stimmung des Zuwendungsempfängers voraus, daß das 
Oberrechnungsamt der EKD die zweckentsprechende Ver­
wendung der Zuwendung prüfen kann. Das gleiche gilt bei 
Weiterleitung von Mitteln durch den Zuwendungsempfän­
ger an andere; in diesem Fall setzt die Bewilligung der Zu­
wendung ebenso die Zustimmung des Drittempfängers dazu 
voraus, dem Oberrechnungsamt der EKD ein Prüfungsrecht 
einzuräumen (vgl. § 7 des Kirchengesetzes über das Ober­
rechnungsamt der Evangelischen Kirche in Deutschland). 

(4) Das Kirchenamt hat in die Bewilligungsbescheide die 
Auflagen aufzunehmen, daß es bei Wegfall oder Verände­
rung der Bewilligungsgrundlagen Zuwendungsbescheide 
auch rückwirkend widerrufen und ausgezahlte Zuwendun­
gen zurückfordern kann. 

§ 46 

Verwendungsnachweise der Institute, 
Einrichtungen, Betriebe und Sondervermögen der EKD 

Institute, Einrichtungen, Betriebe und Sondervermögen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie Kirchenge­
meinschaften und -gemeinden deutscher Sprache im Aus­
land und kirchliche Zusammenschlüsse, die aus Haushalts­
mitteln der Evangelischen Kirche in Deutschland unterhal­
ten werden oder allgemeine Bedarfszuschüsse erhalten, 
haben die Verwendung der Mittel unter Vorlage einer prü­
fungsfähigen Gesamtrechnung nachzuweisen (vgl. § 5 des 
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Kirchengesetzes über das Oberrechnungsamt der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland). 

§ 47 

Beteiligung an privatrechtliehen Unternehmen 

Die Beteiligung der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land an der Gründung eines Unternehmens in einer Rechts­
form des privaten Rechts oder an einem bestehenden Unter­
nehmen in einer solchen Rechtsform ist ausgeschlossen, es 
sei denn, daß 

a) für die Beteiligung ein berechtigtes Interesse vorliegt 
und sich der angestrebte Zweck nicht besser und wirt­
schaftlicher auf andere Weise erreichen läßt, 

b) sowohl die Einzahlungsverpflichtung als auch die Haft­
pflicht auf einen bestimmten Betrag begrenzt ist, 

c) die kirchlichen Belange im Aufsichtsrat oder einem ent­
sprechenden Überwachungsorgan angemessen vertreten 
sind, . 

d) gewährleistet ist, daß der Jahresabschluß entsprechend 
den aktienrechtlichen oder· anderen gesetzlichen Vor­
schriften aufgestellt und geprüft wird. 

§ 48 

Kassenanordnungen 

(1) Kassenanordnungen sind Zahlungsanordnungen (Ein­
zel-, Sammel-, Jahres- oder Änderungsanordnungen), so­
fern Einzahlungen anzunehmen oder Auszahlungen zu lei­
sten sind, sowie Buchungsanordnungen (z. B. Änderungen 
der Haushaltsstelle, Umbuchungen, die Bildung von Haus­
haltsresten) und Einlieferungs-und Auslieferungsanordnun­
gen für Wertgegenstände. 

(2) Kassenanordnungen sind schriftlich zu erteilen. Ist 
eine Annahmeanordnung nicht vorher schriftlich erteilt, so 
ist der Kasse der Evangelischen Kirche in Deutschland un­
verzüglich auf deren Anzeige hin eine schriftliche Anord­
nung zu geben. Kassenanordnungen müssen insbesondere 
den Grund und, soweit möglich, eine Berechnung enthalten. 
Unterlagen, die die Zahlung begründen, sollen nach Mög­
lichkeit beigefügt werden. Die Kassenanordnungen müssen 
rechnerisch geprüft und sachlich festgestellt sein. 

(3) Der Anordnungsberechtigte/die Anordnungsberech­
tigte darf keine Kassenanordnungen erteilen, die auf ihn/sie 
oder seinen/ihren Ehegatten lauten. Das gleiche gilt für An­
gehörige, die mit dem Anordnungsberechtigten/der Anord­
nungsberechtigten bis zum 3. Grad verwandt, bis zum 
2. Grad verschwägert oder durch Adoption verbunden sind. 

(4) Eine Auszahlungsanordnung zu Lasten des Haushalts 
darf nur erteilt werden, wenn Mittel haushaltsrechtlich zur 
Verfügung stehen.§ 35 bleibt unberührt. 

(5) Die Kasse kann durch allgemeine Anordnungen je­
weils für ein Haushaltsjahr mit der Annahme solcher Ein­
nahmen oder der Leistung solcher Ausgaben beauftragt 
werden, die regelmäßig wiederkehren und die nach Art und 
Höhe bestimmt sind. Unter den gleichen Voraussetzungen 
ist die Abbuchung zulässig. 

§ 49 

Anordnungsbefugnis, Feststellungsbefugnis 

(1) Der Präsident/die Präsidentin des Kirchenamtes be­
stellt die Beamten/Beamtinnen und Angestellten, die befugt 
sind, Annahme- und Auszahlungsanordnungen zu erteilen 
und bestimmt den Umfang dieser Befugnis. Er/sie regelt 
ebenfalls, wer zur Erteilung von Feststellungsvermerken zur 
sachlichen und rechnerischen Richtigkeit befugt ist. 

(2) Beamte/Beamtinnen und Angestellte, die mit der 
Wahrnehmung von Kassengeschäften beauftragt sind, dür­
fen Anordnungsbefugnisse nicht erhalten. 

§ 50 

Visakontrolle 

(l) Kassenanordnungen sind vor ihrer Ausführung stich­
probenweise vom Kirchenamt vorzuprüfen. Haben die mit 
der Visakontrolle beauftragten Beamten/Beamtinnen und 
Angestellten Bedenken gegen eine Kassenanordnung, so 
sind die Bedenken dem Anordnenden unter Angabe der 
Gründe vorzutragen. Wird zwischen den zur Visakontrolle 
Beauftragten und dem Anordnenden/der Anordnenden 
keine Übereinsti~mung erzielt, so ist die Entscheidung dar­
über, ob die Kassenanordnung auszuführen ist oder nicht, 
vom Präsidenten/von der Präsidentin des Kirchenamtes zu 
treffen. 

(2) Beamte/Beamtinnen und Angestellte, die mit der 
.Wahrnehmung der Visakontrolle beauftragt sind, dürfen 
Kassenanordnungen aus ihrem eigenen übrigen Aufgaben­
bereich nicht der Vorprüfung unterziehen. 

§ 51 

Haftung 

Wer entgegen den Vorschriften eine Zahlung angeordnet 
oder eine Maßnahme getroffen oder unterlassen hat, durch 
die ein Schaden entstanden ist, ist im Rahmen des 
Beamten-, Tarif- und Bürgerlichen Rechts ersatzpflichtig. 

Abschnitt IV 

Zahlungen, Buchführung, Rechnungslegung, 
Geldverwaltung 

§ 52 

Zahlungen 

(1) Ausgaben dürfen nur aufgrundeiner Auszahlungsan­
ordnung geleistet werden. In der Auszahlungsanordnung 
muß bestätigt sein, daß, sofern ein Haushaltsansatz über­
schritten ist oder wird oder eine außerplanmäßige Ausgabe 
zu leisten ist, die Mittel haushaltsrechtlich zur Verfügung 
stehen. 

(2) Einzahlungen sind regelmäßig nur aufgrundeiner An­
nahmeanordnung anzunehmen. Bei Geldeingängen ohne 
Annahmeanordnung ist diese sofort beim Anordnungs­
berechtigten/bei der Anordnungsberechtigten zu beantra­
gen. 

(3) Auszahlungen ohne Anordnung dürfen nur geleistet 
werden, wenn 

a) der Betrag nachweislich irrtümlich eingezahlt wurde 
und an den Einzahler zurückgezahlt wird, 

b) Einzahlungen aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder 
nach Maßgabe getroffener Vereinbarungen vorliegen, 
die an den Berechtigten weiterzuleiten sind. 

(4) Hat die Kasse gegen Form oder Inhalt einer Kassen­
anordnung Bedenken, so hat sie diese dem Anordnungsbe­
rechtigten/der Anordnungsberechtigten schriftlich mitzu­
teilen. Werden die Bedenken zurückgewiesen, so hat das 
gleichfalls schriftlich zu erfolgen. Der Schriftwechsel soll 
der Kassenanordnung beigefügt werden. Werden die Be­
denken zwischen der Kasse und dem Anordnungsberechtig­
ten/der Anordnungsberechtigten nicht ausgeräumt, so ist die 
Entscheidung des Kassenaufsichtsbeamtenlder Kassenauf­
sichtsbeamtin herbeizuführen. 
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§ 53 

Einziehung von Forderungen 

Forderungen sind zum Zeitpunkt der Fälligkeit einzuzie­
hen. Ist keine Frist gesetzt, sind sie sobald wie möglich ein­
zuziehen. 

§ 54 

Einzahlungen 

(1) Zahlungsmittel, die der Kasse von dem Einzahlen­
den/der Einzahlenden übergeben werden, sind in 
dessen/deren Gegenwart auf ihre Echtheit, Vollzähligkeit 
und Vollständigkeit zu prüfen. Zahlungsmittel, die nicht un­
mittelbar bei der Kasse eingehen, sind dieser unverzüglich 
zuzuleiten. Schecks sind sofort mit dem Vermerk >>Nur zur 
Verrechnung« zu versehen. 

(2) Wertsendungen, die der Kasse zugehen, sind in 
G~genwart eines Zeugen zu öffnen und zu ptüfen. Enthalten 
andere Sendungen Zahlungsmittel, so ist zu der Prüfung ein 
Zeuge zuzuziehen. • 

(3) Wechsel dürfen nicht in Zahlung genommen werden. 
Schecks dürfen nur unter dem Vorbehalt ihrer Einlösung als 
Zahlungsmittel angenommen werden; sie sind unverzüglich 
der Bank zur Gutschrift vorzulegen. Eine Herauszahlung 
auf Schecks ist unzulässig. Angenommene Schecks sind in 
geeigneter Weise nachzuweisen; der Tag der Weitergabe an 
die Bank sowie Aussteller/in und Höhe des Betrages müssen 
ersichtlich sein. 

§ 55 

Nachweis der Einzahlungen (Quittungen) 

(1) Die Kasse hat über jede Einzahlung, die durch Über­
gabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln bewirkt wird, 
dem Einzahler/der Einzahlerin eine Quittung zu erteilen. 
Wird die Einzahlung durch Übergabe eines Schecks oder in 
ähnlicher Weise nur erfüllungshalber bewirkt, ist mit dem 
Zusatz >>Eingang vorbehalten« oder einem entsprechenden 
Vorbehalt zu quittieren. 

(2) Wird eine Quittung berichtigt, muß der Empfänger/ 
die Empfängetin die Berichtigung schriftlich bestätigen. 

§ 56 

Einzahlungstag 

Als Tag der Einzahlung gilt 

a) bei Übergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln 
an die Kasse der Tag des Eingangs, 

b) bei Überweisung auf ein Konto der Tag, an dem der Be­
trag gutgeschrieben worden ist. · 

§ 57 

Auszahlungen 

(1) Auszahlungen sind unverzüglich oder zu dem in der 
Kassenanordnung bestimmten Zeitpunkt zu leisten. Fristen 
für die Gewährung von Skonto sind zu beachten. 

(2) Auszahlungen sind nach Möglichkeit bargeldlos zu 
bewirken. Wenn möglich, ist mit eigenen Forderungen auf­
zurechnen. Es ist unzulässig, Wechsel auszustellen oder zu 
akzeptieren. 

(3) Vor Übergabe von Zahlungsmitteln hat sich die Kasse 
über die Person des Empfängers/der Empfängerin zu verge­
wissern. Ein Beauftragter/eine Beauftragte (Bevollmächtig­
ter/Bevollmächtigte) des Empfängers/der Empfängetin hat 
sich über seine/ihre Empfangsberechtigung auszuweisen. 
Bestehen Zweifel hinsichtlich der Person des Empfän-

gers/der Empfängerin, hat die Kasse die Entscheidung 
des/der Anordnungsberechtigten herbeizuführen. 

§ 58 

Nachweis der Auszahlungen/Quittungen 

(1) Die Kasse hat über jede Auszahlung, die durch Über­
gabe von Zahlungsmitteln geleistet wird, von dem Empfän­
ger/der Empfängetin eine Quittung zu verlangen. Die an­
ordnende Stelle kann für bestimmte Fälle den Nachweis der 
Auszahlung in anderer Form zulassen. 

(2) Die Quittung, die bei der Übergabe von Zahlungsmit­
teln vom Empfänger/von der Empfängetin zu verlangen ist, 
ist unmittelbar .i:luf der Kassenanordnung anzubringen oder 
ihr beizufügen. Kann ein Empfänger/eine Empfängetin nur 
durch Handzeichen quittieren, muß die Anbringung des 
Handzeichens durch Zeugen bescheinigt werden. Zeugen 
dürfen nicht an der Auszahlung beteiligt sein. 

(3) Werden Auszahlungen in anderer Form als durch 
Übergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln bewirkt, 
ist auf der Kassenanordnung zu bescheinigen, an welchem 
Tag und über welches Geldinstitut oder auf welchem sonsti­
gen Wege der Betrag ausgezahlt worden ist. 

(4) Werden die Überweisungsträger im automatisierten 
Verfahren hergestellt, so ist der Auszahlungsbescheinigung 
nach Absatz 3 eine Bestätigung über die Übereinstimmung 
der Einzelbeträge in den Auszahlungslisten und Überwei­
sungsträgem beizufügen. Die Bescheinigung ist Bestandteil 
der Auszahlungsbescheinigung der Kasse. 

(5) Werden Zahlungsverpflichtungen durch Aufrechnung 
erfüllt, ist auf den Belegen gegenseitig auf die Verrechnung 
hinzuweisen. Gleiches gilt für Erstattungen innerhalb des 
Haushalts. 

(6) Auf eine Quittung darf nur in besonderen Ausnahme­
fällen (z.B. bei Geschenkübergabe) verzichtet werden. In 
diesem Falle hat der Überbringer/die Überbringetin die 
Übergabe zu bestätigen. Diese Bestätigung ist der Kassen­
anordnung beizufügen. 

§ 59 

Buchführung, Belegpflicht 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben sind in zeitlicher und 
sachlicher Ordnung zu buchen. Die Buchungen sind zu be­
legen. 

(2) Die Ordnung für die sachliche Buchung folgt der 
Gliederung des Haushaltsplans. Vorschüsse und Verwahr­
gelder sind gleichfalls nach einer sachlichen Ordnung zu 
buchen. Einnahme- und Ausgabereste sind im folgenden 
Haushaltsjahr bei den gleichen Haushaltsstellen abzu­
wickeln, bei denen sie entstanden sind; das gleiche gilt für 
unerledigte Vorschüsse und Verwahrgelder. 

(3) Die Belege sind nach der Ordnung des Sachbuchs ab­
zulegen. 

§ 60 

Zeitliche Buchung der Einzahlungen und Auszahlungen 

(1) Einzahlungen sind zu buchen 

a) bei Übergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln 
am Tag des Eingangs in der Kasse, 

b) bei Überweisung auf ein Konto der Kasse an dem Tag, 
an dem die Kasse von der Gutschrift Kenntnis erhält. 

(2) Auszahlungen sind zu buchen 

a) bei Übergabe von Zahlungsmitteln an den Empfän­
ger/die Empfängetin am Tag der Übergabe, 

• 

• 
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b) bei Überweisung auf ein Konto des Empfängers/der 
Empfängerin und bei Einzahlung mit Zahlkarte oder 
Postanweisung am Tag der Hingabe des Auftrags an das 
Geldinstitut, 

c) bei Abbuchung vom Konto der Kasse aufgrund eines 
Abbuchungsauftrags oder einer Abbuchungsvollmacht 
(Einzugsermächtigung) an den Tag, an dem die Kasse 
von der Abbuchung Kenntnis erhält. 

(3) Wird im automatisierten Verfahren gebucht, können 
die Buchungen auch nach den in Absatz l und 2 genannten 
Tagen vorgenommen werden. Sie sind unverzüglich und 
stets unter dem Datum vorzunehmen, das sich aus Absatz 1 
und 2 ergibt. 

(4) ·Für regelmäßig wiederkehrende Ausgaben (z. B. 
öffentliche Abgaben) kann die Kasse Einziehungsermächti­
gung erteilen, sofern gewährleistet ist, daß das Geldinstitut 
den Betrag dem Konto wieder gutschreibt, wenn innerhalb 
der vorgeschriebenen Frist dem Einzug widersprochen 
wird. 

§ 61 

Sachliche Buchung der Einnahmen und Ausgaben 

(1) Nach der zeitlichen Buchung ist unverzüglich die 
sachliche Buchung vorzunehmen, sofern nicht beide Bu­
chungen in einem Arbeitsgang vorgenommen werden. 

(2) Die bei Einsatz eines automatisierten Verfahrens für 
die Sachbuchung gespeicherten Daten sind grundsätzlich 
mit allen Daten der Einzelvorgänge auszudrucken. Andere 
technische Verfahren sind zulässig, wenn sie technisch und 
organisatorisch sicher und wirtschaftlich geregelt sind. 

§ 62 

Vennögensbuchführung 

(1) Über das Vermögen und ciie Schulden ist Buch zu 
führen oder ein anderer Nachweis zu erbringen. Die Nach­
weise haben den Zweck, den Bestand des Vermögens und 
der Schulden auszuweisen und diese aufgrund der Zu- und 
Abgänge fortzuschreiben. 

(2) Die Buchführung über das Veimögen und die Schul­
den kann mit der Buchführung über die Einnahmen und 
Ausgaben verbunden werden. Wird eine Verbundrechnung 
geführt, so ist auf der Kassenanordnung auch die Buchungs­
stelle in der Vermögensrechnung anzugeben. 

(3) In die Nachweisungen über das Vermögen und die 
Schulden sind die Bestände bei Beginn des Haushaltsjahres, 
die durch Haushaltseinnahmen und -ausgaben sowie durch 
sonstige Vorgänge bewirkten Änderungen und die Bestände 
am Schluß des Haushaltsjahres aufzunehmen. 

§ 63 

Inhalt der Nachweise über das Vermögen 
und die Schulden 

(1) In die Nachweise über das Vermögen sind aufzu­
nehmen: 

a) unbewegliche Sachen (Grundstücke, bebaute und unbe­
baute), 

b) grundstücksgleiche Rechte (Wegerechte, Erbbaurechte 
u.a.m.), 

c) bewegliche Sachen, 

d) Kapitalvermögen (Rücldagen, Sonderkonten, Forderun­
gen aus Hypotheken und Grundschulden, Forderungen 
ohne dingliche Sicherung - auch aus Inneren Dar-

Iehen -, Wertpapiere, Beteiligungen, Sparguthaben 
u.a.m.), 

e) sonstige geldwerte Rechte. 

(2) In die Nachweise über die Schulden sind aufzuneh­
men: 

a) Verpflichtungen aus Hypotheken und Gnmdschulden, 

b) Darlehensschulden (auch Innere Darlehen), 

c) sonstige in Geld zu erfüllende Verpflichtungen, 

d) Bürgschaften und Gewährverpflichtungen. 

(3) In die Nachweise über das Vermögen werden nicht 
einbezogen: 

a) die zum Verbrauch bestimmten Sachen (Verbrauchs­
güter), 

b) die zum Gebrauch bestimmten Sachen (Gebrauchsgüter) 
von geringem Wert nach näherer Regelung in der Inven­
tarordnung, 

c) die Kassenbestände und die Kassenreste. 

(4) In die Nachweise über die Schulden werden nicht ein­
bezogen: 

a) Verpflichtungen aus der laufenden Verwaltung (Dienst­
und Versorgungsbezüge, Vergütungen, Umlagen 
u.a.m.), 

b) Erbbauzinsen, Restkaufgelder u. a. m. 

(1) Es werden erfaßt: 

§ 64 

Erfassung 

a) die unbeweglichen und beweglichen Sachen sowie die 
grundstücksgleichen Rechte mit ihrem Bestand (§ 63 

_Absatz l Buchstaben a) bis c) ), 

b) das Kapitalvermögen mit dem Anschaffungswert(§ 63 
Absatz 1 Buchstabe d) ), 

c) sonstigegeldwerteRechte (§ 63 Absatz 1 Buchstabe e)) 
mit ihrem Bestand, 

d) die Schulden und sonstigen Verpflichtungen (§ 63 Ab­
satz 2 Buchstaben a) bis d)) mit dem Nennwert. Bei 
Darlehen muß der Nennwert der Höhe der Rück­
zahlungsverpflichtung entsprechen. 

(2) Die Ausgaben nach Absatz 1 sind durch Zugänge 
oder Abgänge fortzuschreiben. 

§ 65 

Bewertung 

(1) Eine Bewertung ist nur für das Kapitalvermögen und 
die Schulden erforderlich. Im übrigen braucht nur der Be­
stand erfaßt zu werden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 sind für Wirtschaftsbe­
triebe und Einrichtungen im Sinne von § 24 Bewertungen 
nach den Grundsätzen der kaufmännischen Buchführung 
vorzunehmen. 

§ 66 

Führung der Nachweise 

(1) Die Nachweise über das Vermögen und die Schulden 
werden von der Kasse geführt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Führung der 
Nachweise anderen Stellen übertragen werden. Dies gilt ins­
besondere für die zum Nachweis der beweglichen Sachen zu 
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führenden Inventarverzeichnisse. Das Nähere ist durch eine 
Inventarordnung zu regeln. 

(3) Bewegliche Sachen von besonderem Wert (Kunst­
gegenstände u. a. m.) sind über die Inventarisierung nach 
Absat;z: 2 hinaus auch im Vermögensnachweis nach Ab­
satz 1 zu führen. 

§ 67 

Wirtschaftsbetriebe und Einrichtungen 

Wirtschaftsbetriebe und Einrichtungen, die nach betriebs­
wirtschaftlichen Grundsätzen verwaltet werden, können sich 
mit Zustimmung des Präsidenten/der Präsidentin des Kir­
chenamtes der kaufmännischen Buchführung bedienen, 
wenn dies geboten wird. In diesem Fall sind Gewinn- und 
Verlustrechnungen und Abschlußbilanzen zu erstellen. 

Darüber hinaus sind Übersichten über die Einnahmen 
und Ausgaben sowie zum Nachweis des Vermögens und der 
Schulden vorzulegen, die Beurteilungen nach den Gnmd­
sätzen kameralistischer Buchführung ermöglichen. 

§ 68 

Führung der Bücher 

(1) Welche Bücher, außer Zeit- und Sachbuch, im einzel­
nen zu führen sind und in welcher Form, regelt der Präsi­
dent/die Präsidentin des Kirchenamtes auf Vorschlag des 
Kassenaufsichtsbeamten/der Kassenaufsichtsbeamtin. 

(2) Die Bücher sind so zu führen, daß 

a) sie zusammen mit den Belegen beweiskräftige Unter­
lagen für die Jahresrechnung darstellen, 

b) Unregelmäßigkeiten (z.B. unbefugte Eintragungen, 
Manipulationen) nach Möglichkeit ausgeschlossen wer­
den, 

c) die Zahlungsvorgänge in ihrer richtigen Ordnung darge­
stellt werden, 

d) die Übereinstimmung der zeitlichen und sachlichen 
Buchung gewährleistet und nachprüfbar ist. 

(3) Aus den Büchern müs§en in Verbindung mit den Be­
legen der Grund der Einnahme oder Ausgabe und der Ein­
zahler/die Einzahlerin oder Empfänger/Empfängerin fest­
zustellen sein. 

(4) Berichtigungen in Büchern müssen so vorgenommen 
werden, daß die ursprüngliche Eintragung erkennbar bleibt. 

(5) Im Regelfall dürfen Einnahmen nicht durch Kürzung 
von Ausgaben und Ausgaben nicht durch }\:ürzung von Ein­
nahmen gebucht werden. 

§ 69 

Vorsammlung der Buchungsfälle 

(1) Häufig wiederkehrende, sachlich zusammengehö­
rende Ein- oder Auszahlungen können jeweils in einer 
Tagessumme zusarmnengefaßt in das Zeitbuch übernom­
men werden. In diesem Sinne kann ebenso bei der Sach­
buchung verfahren werden mit der Maßgabe, daß die 
Summen mindestens monatlich in das Sachbuch übernom­
men werden. Bei maschineller oder automatisierter Buch­
führung kann der Kassenaufsichtsbeamte/die Kassen­
aufsichtsbeamtin eine Verlängerung der Frist bis zu einem 
Haushaltsjahr zulassen, wenn die Summe der Sachkonten 
unter Einbeziehung vorgesammelter Buchungsfälle jeder­
zeit festgestellt werden kann .. 

(2) Die Zusammenfassung nach Absatz 1 kann in Listen 
(Vorbücher zu Zeit- und Sachbuch) vorgenommen werden. 

§ 70 

Eröffnung der Bücher 

Die Bücher können bei Bedarf schon vor Beginn des 
Haushaltsjahres eröffnet werden. 

§71 

Tagesabschluß 

(1) An jedem Tag, an dem Zahlungen stattgefunden 
haben, ist aufgnmd der Ergebnisse der Zeitbücher der Kas­
sensollbestand zu ermitteln und mit dem Kassenbestand zu 
vergleichen. Die Ergebnisse sind in einem Tagesabschluß­
buch oder im Zeitbuch nachzuweisen und schriftlich anzu­
erkennen. Für den Tagesabschluß kann eine längere Frist 
zugelassen und im übrigen bestimmt werden, daß sich der 
Tagesabschluß an den Zwischentagen auf den baren Zah­
lungsverkehr beschränken kann. 

(2) Wird ein Kassenfehlbetrag festgestellt, so ist dies 
beim Abschluß zu vermerken. Wird er nicht sofort ersetzt, 
so ist er zunächst als Vorschuß zu buchen. Die Kassen­
aufsicht ist unverzüglich zu unterrichten. Bleibt der Kassen­
fehlbetrag unaufgeklärt und haftet kein Mitarbeiter/keine 
Mitarbeiterin oder isf kein Ersatz zu erlangen, so ist der 
Fehlbetrag auf den Haushalt zu übernehmen, frühestens 
jedoch nach sechs Monaten. 

(3) Kassenüberschüsse sind zunächst als Verwahrgeld zu 
buchen. Können sie aufgeklärt werden, dürfen sie dem 
Empfangsberechtigten nur aufgrund einer Auszahlungs­
anordnung ausgezahlt werden. Können sie bis zum Jahres­
abschluß nicht aufgeklärt werden, sind sie im Haushalt zu 
vereinnahmen. 

§72 

Zwischenabschlüsse 

In bestimmten Zeitabständen, mindestens vierteljährlich, 
ist durch einen Zwischenabschluß des Zeitbuches und Sach­
buches festzustellen, ob die zeitliche und sachliche Buchung 
der Einzahlungen und Auszahlungen übereinstimmt. Auf 
Anordnung des Kassenaufsichtsbeamten!der Kassenauf­
sichtsbeamtin kann von Zwischenabschlüssen abgesehen 
werden, wenn die zeitlichen und sachlichen Buchungen in 
einem Arbeitsgang vorgenommen werden. 

§ 73 

Abschluß der Bücher 

(1) Die Bücher sind jährlich abzuschließen. Sie sollen 
einen Monat nach Ablauf des Haushaltsjahres geschlossen 
werden. Nach diesem Zeitpunkt dürfen nur noch kassen­
unwirksame Buchungen vorgenommen werden. 

(2) Die Kasse darf Zahlungsanordnungen für das abge­
laufene Haushaltsjahr nur bis zum 31. Januar des folgenden 
Haushaltsjahres annehmen und für das vergangene Haus­
haltsjahr buchen. Später bei ihr eingehende Zahlungs­
anordnungen sind als solche für das neue Haushaltsjahr zu 
behandeln. Einnahmen und Ausgaben für das am 1. Januar 
beginnende Haushaltsjahr sind, auch wenn sie vor dem 
1. Januar eingehen oder geleistet werden, für das folgende 
Haushaltsjahr zu verbuchen. 

§ 74 

Jahresrechnung 

(1) Über alle Haushaltseinnahmen und -ausgaben für das 
abgelaufene Haushaltsjahr hat die Kasse eine Jahresrech­
nung aufzustellen. In ihr sind die Einnahmen und Ausgaben 
für jede Haushaltsstelle nach der Ordnung des Haushalts­
plans darzustellen. Zum Vergleich sind den Ist-Einnahmen 

• 
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und den Ist-Ausgaben die Ansätze des Haushaltsplans unter 
Berücksichtigung späterer Änderungen gegenüberzustellen 
und die Mehr- oder Mindereinnahmen bzw. die Minderaus­
gaben oder die Mehrausgaben je Haushaltsstelle auszuwei­
sen. Die Jahresrechnung muß die Verstärkung einzelner 
Ansätze durch noch verfügbare, für übertragbar erklärte 
Ansätze aus Vorjahren und durch Verstärkungsmittel sowie 
die Ansatzveränderungen durch Umwidmung von Mitteln 
nachweisen. 

(2) In der Jahresrechnung (Jahresabschluß) sind die Sum­
men der Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben sowie der Unter­
schied zwischen diesen Summen (Ist-Überschuß oder Ist­
Fehlbetrag) offen auszuweisen (Ist-Abschluß). Der Ist-Ab­
schluß ist um die Summe der Haushaltsreste und der Haus­
haltsvorgriffe zu bereinigen (modifizierter Ist-Abschluß). 

§ 75 

Anlagen zur Jahresrechnung 

Der Jahresrechnung für den Haushalt sind als Anlagen 
beizufügen: 

a) die Nachweisung der überplanmäßigen Ausgaben unter 
Angabe der Bewilligungsverfügungen, 

b) die Nachweisung der außerplanmäßigen Ausgaben unter 
Angabe der Bewilligungsverfügungen, 

c) die Nachweisung der beim Jahresabschluß unerledigten 
Vorschüsse und Verwahrgelder, 

d) die Nachweisung der aus dem Vorjahr übertragenen 
Ausgabeansätze für einmalige und als übertragbar be­
zeichnete Ausgaben des Haushalts, 

e) die Nachweisung der in das folgende Rechnungsjahr 
übertragenen noch verfügbaren Ausgabeansätze für ein­
malige und als übertragbar bezeichnete Ausgaben des 
ordentlichen Haushalts. 

§ 76 

Vermögens- und Schuldenrechnung 

Die Vermögens- und Schuldenrechnung hat den Bestand 
bei Beginn und Ende des Haushaltsjahres sowie die Summe 
der Zugänge und der Abgänge im Laufe des Haushaltsjahres 
für die einzelnen Vermögens- und Schuldenarten nachzu­
weisen. 

§77 

Wertgegenstände 

( 1) Wertgegenstände .sind Wertpapiere, Wertzeichen, 
Kostbarkeiten und sonstige als Hinterlegung zu behan­
delnde Sachen. Als Wertpapiere im Sinne dieser Vorschrift 
gelten auch Hypotheken-, Grund- und Rentenschuldbriefe, 
Depotquittungen, Schuldversprechen, Schuldanerkennt­
nisse, Versicherungsscheine, Verpfändungserklärungen, 
Bürgschaftserklärungen, Schuldbuchforderungen, Sparkas­
senbücher, Wechsel u. ä. 

(2) Wertgegenstände, die der Evangelischen Kirche in 
Deutschland gehören oder als Sicherheit angenommen sind, 
hat die Kasse in Verwahrung zu nehmen. 

§ 78 

Verwahrgelaß 

(1) Über den Bestand des Verwahrgelasses, über Zu- und 
Abgänge sind Nachweise zu führen. 

(2) Für die Ein- und Auslieferungen von Wertgegenstän­
den gelten die Bestimmungen über Ein- und Auszahlungen 
sinngemäß. 

§ 79 

Aufbewahrungsfristen 

(1) Die Jahresrechnungen und Sachbücher sind dauernd, 
sonstige Bücher mindestens zehn Jahre, die Belege sowie 
die Unterlagen für eine Prüfung der maschinellen Buchun­
gen mindestens fünf Jahre geordnet aufzubewahren. Die 
Fristen laufen vom Tage der Entlastung an. 

(2) Die nach§ 76 aufzustellende Vermögens- und Schul­
denrechnung ist ebenfalls dauernd aufzubewahren. 

(3) Anstelle der Bücher und Belege können Mikrokopien 
aufbewahrt werden, wenn die Übereinstimmung mit den 
Urschriften gesichert ist. 

§ 80 

Beitreibung 

(1) Werden Beträge nicht rechtzeitig entrichtet, hat die 
Kasse nach den bestehenden Vorschriften die Beitreibung 
einzuleiten. Vor der zwangsweisen Einziehung ist der 
Schuldner/die Schuldnerin zweimal zu mahnen. 

(2) Die zwangsweise Einziehung von Forderungen veran­
laßt der Abteilungsleiter/die Abteilungsleiterin Finanzen. 
§ 41 bleibt unberührt. Die Kosten des Mahnverfahrens und 
der zwangsweisen Einziehung sind dem Schuldner/der 
Schuldnerin anzulasten. 

Abschnitt V 

Kasse der EKD, Geldverwaltung 

§ 81 

Aufgaben und Organisation der Kasse 

(1) Innerhalb der EKD ist die Kasse als Einheitskasse 
dafür verantwortlich, den gesamten Zahlungsverkehr abzu­
wickeln, die Buchungen vorzunehmen, die Rechnungsb€­
lege zu sammeln und die Rechnungslegung vorzubereiten. 

(2) Sonderkassen dürfen nur eingerichtet werden, wenn 
ein unabweisbarer Bedarf besteht. Die Einrichtung von Son­
derkassen bedarf der Zustimmung des Ständigen Haushalts­
ausschusses der Synode. 

(3) Kassengeschäfte können in begründeten Fällen ganz 
oder teilweise einer anderen Stelle übertragen werden. 

( 4) Wer Kassenanordnungen erteilt, darf an Zahlungen 
oder Buchungen nicht beteiligt sein. 

(5) Die Kasse ist über Art und Umfang der Anordnungs­
befugnis aller Anordnungsberechtigten schriftlich zu unter­
richten. Der Kasse sind jeweils beglaubigte Unter­
schriftsproben vorzulegen. 

§ 82 

Kassengeschäfte für Dritte 

Die Kasse der EKD kann mit der Erledigung von Kassen­
geschäften Dritter beauftragt werden (fremde Kassenge­
schäfte), wenn gewährleistet ist, daß die Kassengeschäfte in 
die Prüfung der Kasse der EKD einbezogen werden. 

§ 83 

Portokassen, Handvorschüsse, Zahlstellen 

(1) Für Portoausgaben und sonstige ldeinere Ausgaben 
bestimmter Art können Portokassen eingerichtet oder Hand­
vorschüsse zugelassen werden. Wenn kein anderer Zeit­
punkt" bestimmt wird, ist über die Handvorschüsse monat­
lich abzurechnen. Der Präsident/die Präsidentin des Kir­
chenamtes trifft die erforderlichen Maßnahmen für eine ord­
nungsgemäße Verwaltung der Handvorschüsse. 
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(2) In Ausnahmefällen können Zahlstellen zur Erledi­
gung von Kassengeschäften eingerichtet werden. Der Präsi­
dent/die Präsidentin des Kirchenamtes regelt die Aufgaben 
der einzelnen Zahlstellen. Die Zahlstellen haben mindestens 
monatlich gegenüber der Kasse der EKD abzurechnen. 

(3) Der Präsident/die Präsidentin kann die Befugnisse 
nach Absatz 1 und 2 im Einzelfall oder auf Dauer auf den 
Kassenaufsichtsbeamten/die Kassenaufsichtsbeamtin über­
tragen. 

§ 84 

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Kasse 

(1) Die Kassengeschäfte werden von dem Kassen­
leiter/der Kassenleiterin geführt, der/die für die ordnungs­
mäßige Erledigung der Kassengeschäfte verantwortlich ist. 
In Verhinderungsfällen vertritt ihn/sie sein Stellvertre­
ter/seine/ihre Stellve1treterin. Die für die Kasse bestimmten 
Sendungen sind dem Kassenleiter/der Kassenleiterin un­
mittelbar und ungeöffnet zuzuleiten. Der Kassenleiter/die 
Kassenleiterin und setn( e )/ihr( e) Stellvertreter/Stellvertre­
terin sollen Beamte sein. 

(2) In der Kasse dürfen nur Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen 
beschäftigt werden, deren Eignung und Zuverlässigkeit fest­
gestellt worden ist. 

(3) Die in der Kasse beschäftigten Mitarbeiter/Mitarbei­
tefinnen dürfen weder untereinander noch mit Anordnungs­
berechtigten oder den die Kassenaufsicht führenden Perso­
nen verheiratet, bis zum dritten Grad verwandt, bis zum 
zweiten Grad verschwägert oder durch Adoption verbunden 
sein. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des Präsiden­
ten/der Präsidentin. 

( 4) Die Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen der Kasse dürfen 
auf ihren Jahresurlaub nicht verzichten und sollen minde­
stens die Hälfte des ihnen zustehenden Urlaubs zusammen­
hängend nehmen. Während des Urlaubs haben sie sichjeder 
dienstlichen Tätigkeit in der Verwaltung der Kasse zu ent­
halten. 

§ 85 

Geschäftsverteilung der Kasse 

(1) Buchhalter- und Kassiergeschäfte sind von verschie­
denen Mitarbeitern!Mitarbeiterinnen wahrzunehmen. 

(2) Eine regelmäßige Vertretung zwischen Buchhal­
tern!Buchhalterinnen und Kassierern/Kassiererinnen ist un­
zulässig. In begründeten Fällen kann der Präsident/die Prä­
sidentin des Kirchenamtes auf Vorschlag des Kassen­
aufsichtsbeamten/der Kassenaufsichtsbeamtin Ausnahmen 
zulassen. 

§ 86 

Verwaltung des Kassenbestandes 

(1) Der Kassenbestand (Barbestand, Bestand auf Konten 
bei Geldinstituten) ist wirtschaftlich zu verwalten. Der Bar­
bestand sowie der Bestand auf niedrigverzinslichen Konten 
soll nicht höher sein, als er für den voraussichtlich anfallen­
den Zahlungsverkehr erforderlich ist. Der Bestand der Bar­
kasse darf den festgelegten Betrag nicht übersteigen; Aus­
nahmen hiervon sind vom Präsidenten/von der Präsidentin 
des Kirchenamtes anzuordnen. 

(2) Die Anordnungsberechtigten haben die Kasse früh­
zeitig zu verständigen, wenn mit größeren Einnahmen zu 
rechnen ist oder größere Zahlungen zu leisten sind. 

(3) Ist eine Verstärkung des Kassenbestandes durch Auf­
nahme eines Kassenkredits (außerhalb der Inanspruch­
nahme der Betriebsmittelrücklage) erforderlich, so ist der 

Kassenaufsichtsbeamte/die Kassenaufsichtsbeamtin recht­
zeitig zu verständigen. 

§ 87 

Konten für den Zahlungsverkehr 

(1) Für die Abwicklung des Zahlungsverkehrs soll nur bei 
besonderem Bedarf mehr als ein Giro- und ein Postgiro­
konto eingerichtet werden. Der Präsident/die Präsidentin 
des Kirchenamtes entscheidet über die Aufnahme von Ge­
schäftsbeziehungen zu Geldinstituten und regelt, welche 
Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen Verfügungsberechtigung über 
die Konten erhalten. Die Konten sind regelmäßig für die 
Kasse der EKD einzurichten. 

(2) Verfügungsberechtigung über die Konten sind jeweils 
zwei Mitarbeitern!Mitarbeiterinnen gemeinsam zu übertra­
gen. 

(3) Wird der Überweisungsverkehr im automatisierten 
Verfahren unmittelbar durch Datenträgeraustausch vorge­
nommen, haben die Verfügungsberechtigten die Zahlungs­
liste unverzüglich, auf jeden Fall innerhalb der Rückruffrist, 
zu unterschreiben. 

§ 88 

Aufbewahrung und Beförderung von Zahlungsmitteln 

(1) Zahlungsmittel, Scheckvordrucke, Gebührenmarken 
und ähnliches sind in geeigneten Behältern sicher aufzube­
wahren. Sind Geldstücke und Geldscheine in größerer 
Stückzahl vorhanden, sollen sie nach den Richtlinien der 
Bundesbank verpackt sein. · 

(2) Der Präsident/die Präsidentin bestimmt durch Dienst­
anweisung, ob und welche Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen die 
Kassenbehälter unter Mitverschluß zu nehmen haben und 
wie die Doppelstücke der Schlüssel aufzubewahren sind. 

(3) Private Gelder und Gelder anderer Stellen, deren Kas­
sengeschäfte der Kasse nicht übertragen sind, dürfen nicht 
im Kassenbehälter aufbewahrt werden. 

(4) Für die Beförderung von Zahlungsmitteln sind die er­
forderlichen Sicherungsvorkehrungen zu treffen. 

§ 89 

Erledigung von Kassengeschäften durch andere 

(1) Bedient sich die EKD zur Erledigung ihrer Kassen­
geschäfte anderer Stellen(§ 81 Absatz 3), so muß insbeson­
dere gewährleistet sein, daß 

a) die geltenden Vorschriften dieser Ordnung beachtet, 

b) Zahlungs- und ähnliche Termine eingehalten, 

c) dem Oberrechnungsamt der EKD ausreichende Prü­
fungsmöglichkeiten auch hinsichtlich der Programmiec 
rung und des Ablaufes von maschinellen Rechen­
vorgängen gewährt werden und 

d) die beauftragte Stelle im Falle eines Verschuldeus im 
gleichen Umfange für Schäden eintritt, wie ihr selbst ein 
Rückgriffsrecht gegenüber den Verantwortlichen zu­
steht. 

(2) Die EKD kann sich zur Erledigung ihrer Kassenge­
schäfte nur solcher anderer Stellen bedienen, die der Stän­
dige Haushaltsausschuß der Synode für geeignet erklärt hat. 
Im übrigen ist sicherzustellen, daß die Kassenaufsicht ge­
währleistet ist. 

• 

• 
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§ 90 

Kassenaufsichtsbeamter/Kassenaufsichtsbeamtin 

Unbeschadet der allgemeinen Dienstaufsicht des Präsi­
denten/der Präsidentin des Kirchenamtes führt der Abtei­
lungsleiter/die Abteilungsleiterin Finanzen die Fachaufsicht 
über die Kasse der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
ihre Sonderkassen und Zahlstellyn. 

Abschnitt VI 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 91 

Irrkrafttreten 

(1) Die Haushalts-, Kassen- und Rechnungslegungsord­
nung für die Evangelische Kirche in Deutschland tritt am 
1. Januar 1995 in Kraft und ist erstmals auf die Ausführung 
des Haushalts für das Haushaltsjahr 1995 sowie die Auf­
stellung des Haushaltrs für das Haushaltsjahr 1996 anzu­
wenden. 

(2) Folgende Ordnungen sind letztmalig auf die Aus­
führung des Haushaltes für das Haushaltsjahr 1994 sowie 
die Aufstellung des Haushaltes für das Haushaltsjahr 1995 
anzuwenden und treten danach außer Kraft: 

a) Haushaltsordnung für die Evangelische Kirche in 
Deutschland vom 4. Oktober 1993 (ABI. EKD S. 612) 
in der Fassung der Änderungsverordnungen vom 19. 
Januar 1967 (ABI. EKD S. 35) und 16. November 
1979 (ABI. EKD S. 576), 

b) Kassen- und Rechnungslegungsordnung für die Evange­
lische Kirche in Deutschland vom 4. Oktober 1963 
(ABI. EKD S. 615) in der Fassung der Änderungsver­
ordnungen vom 15. Dezember 1972 (ABI. EKD 1973 
S. 11) und vom 16. November 1979 (ABI. EKD 1979 
S. 576). 

H a n n o v e r , den 9. Dezember 1994 

Nr.2* 

DerRat 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Dr. Klaus E n g e l h a r d t 

Vorsitzender 

Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über die in das Gemeindegliederverzeichnis 
aufzunehmenden Daten der Kirchenmitglie­
der mit ihren Familienangehörigen vom 
21. Juni 1985 (ABI. EKD S. 346) in der Fas­
sung vom 10. September 1993. (ABI. EKD 
S. 481) . 

Vom 8. Dezember 1994. 

Der Rat der EKD hat mit Zustimmung der Kirchenkon­
ferenz der EKD folgende Verordnung beschlossen: 

Gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 des Kirchengesetzes über die 
Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den 
Schutz der Daten der Kirchenmitglieder vom 10. November 
1976 (ABI. EKD S. 389) wird die Verordnung über die in 
das Gemeindegliederverzeichnis aufzunehmenden Daten 
der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen vom 
21. Juni 1985 in der Fassung vom 10. September 1993 (ABI. 
EKD S. 481) wie folgt geändert: 

Artikel1 

§ 1 Abschnitte 1 bis 3 werden unter Hinzufügung eines 
vierten Abschnittes wie folgt neu gefaßt: 

Abschnitt 1: 

Meldedaten des Kirchenmitgliedes 

1.1 Familiennamen 

1.2 Geburtsname 

1.3 Vornamen 

1.4 frühere Namen 

1.5 Doktorgrad 

1.6 Ordensname/Künstlername 

1.7 Geburtsdatum 

1.8 Geburtsort 

1.9 Geschlecht 

1.10 Staatsangehörigkeiten 

1.11 gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und 
Nebenwohnung 

1.12 Tag des Ein- und Auszugs 

1.13 Familienstand 

1.14 Religionszugehörigkeit 

1.15 Stellung in der Familie (Ehepartner, Kind) 

1.16 Datum der Eheschließung 

1.17 Datum der Beendigung der Ehe 

1.18 Übermittlungssperren 

1.19 Sterbetag 

1.20 Sterbeort 

Abschnitt 2: 

Meldedaten der Fmpilienangehörigen 
(Eltern, Kinder, Ehegatten) des Kirchenmitgliedes, 

die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören 

2.1 Familiennamen 

2.2 Geburtsname 

2.3 Vornamen 

2.4 frühere Namen 

2.5 Doktorgrad 

2.6 Künstlername 

2.7 Geburtsdatum 

2.8 Geschlecht 

2.9 Staatsangehörigkeiten 

2.10 gegenwärtige Anschrift 

2.11 Familienstand 

2.12 Religionszugehörigkeit 

2.13 Stellung in der Familie (Ehepartner, Kind) 

2.14 Übermittlungssperren 

2.15 Sterbetag 

Abschnitt 3: 

Kirchliche Daten des Kirchenmitgliedes 

3.1 Taufdatum (einschließlich Erwachsenentaufe) 

3.2 Taufort 
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3.3 Konfession bei der Taufe 

3.4 Taufspruch (Bibelstelle) 

3.5 Datum der Wiederaufnahme in die Kirche 

3.6 Ort der Wiederaufnahme in die Kirche 

3.7 Konfession vor der Wiederaufnahme in die Kirche 

3.8 Datum des Übertritts in die Kirche 

3.9 Ort des Übertritts in die Kirche 

3.10 Konfession vor dem Übertritt in die Kirche 

3.11 Datum der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft 

3.12 Ort der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft 

3.13 Konfirmationsdatum 

3.14 Konfirmationsort 

3.15 Konfirmationsspruch (Bibelstelle) 

3 .16 Firmungsdatum 

3.17 Firmungsort 

3.18 Datum der kirchlichen Trauung 

3.19 Ort der kirchlichen Trauung 

3.20 Konfession bei der kirchlichen Trauung 

3.21 Trauspruch (Bibelstelle), Dispens 

3.22 Datuhl der kirchlichen Bestattung 

3.23 Ort der kirchlichen Bestattung 

3.24 Kirchliche Wahlausschließungsgründe 

3.25 Kirchliche Ämter und Funktionen 

3.26 Verteilbezirk 

3.27 Telefonnummern (Telefonbucheintrag) 

Abschnitt 4: 

Kirchliche Daten der Familienangehörigen 
(Eltern, Kinder, Ehegatten) des Kirchenmitgliedes, 

die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören 

4.1 Taufdatum 

4.2 Taufort 

4.3 Konfession bei der Taufe 

4.4 Datum der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft 

4.5 Ort der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft 

4.6 Konfirmationsdatum 

4.7 Firmungsdatum 

4.8 Datum der kirchlichen Trauung 

4.9 Konfession bei der kirchlichen Trauung 

4.10 Datum der kirchlichen Bestattung 

Artikel2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Bekannt­
machung in Kraft. 

Hannover, den 8. Dezember 1994 

Der Rat der Evangelischen Kirche 
in Deutschland 

- Der Vorsitzende -

Dr. Klaus E n g e 1 h a r d t 

Nr.3* v .. ,.,..,.<1..,,,.,,". über die 
in das aufzuneh­
menden Daten der Kirchenmitglieder mit 
ihren Familienangehörigen vom 21. Juni 1985 
in der Fassung vom 8. Dezember 1994. 

Vom 13. Dezember 1994. 

Gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 des Kirchengesetzes über die 
Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Mel9ewesen und den 
Schutz der Daten der Kirchenmitglieder vom 10. November 
1976 (ABI. EKD S. 389) wird mit Zustimmung der Kir­
chenkonferenz verordnet: 

§ 1 

Das Gemeindegliederverzeichnis muß vorsehen, daß fol­
gende personenbezogene Daten der Kirchenmitglieder mit 
ihren Familienangehörigen (Familienverbund) aufgenom­
men werden können. 

Abschnitt 1: 

Meldedaten des Kirchenmitgliedes 

1.1 Familiennamen 

1.2 Geburtsname 

1.3 Vomamen 

1 A frühere Namen 

1.5 Doktorgrad 

1.6 Ordensname/Künstlername 

1.7 Geburtsdatum 

1.8 Geburtsort 

1.9 Geschlecht 

1.10 Staatsangehörigkeiten 

1.11 gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und 
Nebenwohnung 

1.12 Tag des Ein- und Auszugs 

1.13 Familienstand 

1.14 Religionszugehörigkeit 

1.15 Stellung in der Familie (Ehepartner, Kind) 

1.16 Datum der Eheschließung 

1.17 Datum der Beendigung der Ehe 

1.18 ÜbermittlungsspelTen 

1.19 Sterbetag 

1.20 Sterbeort 

Abschnitt 2: 

Meldedaten der Familienangehörigen 
(Eltern, Kinder, Ehegatten) des Kirchenmitgliedes, 

die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören 

2.1 Familiennamen 

2.2 Geburtsname 

2.3 Vornamen 

2.4 frühere Namen 

2.5 Doktorgrad 

2.6 Künstlername 

2.7 Geburtsdatum 

2.8 Geschlecht 

2.9 Staatsangehörigkeiten 

• 

• 
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2.10 gegenwärtige Anschrift 

2.11 Familienstand 

2.12 Religionszugehörigkeit 

2.13 Stellung in der Familie (Ehepartner, Kind) 

2.14 Übermittlungssperren 

2.15 Sterbetag 

Abschnitt 3: 

Kirchliche Daten des Kirchenmitgliedes 

3.1 Taufdatum (einschließlich Erwachsenentaufe) 

3.2 Taufort 

3.3 Konfession bei der Taufe 

3.4 Taufspruch (Bibelstelle) 

3.5 Datum der Wiederaufnahme in die Kirche 

3.6 Ort der Wiederaufnahme in die Kirche 

3.7 Konfession vor der Wiederaufnahme in die Kirche 

3.8 Datum des Übertritts in die Kirche 

3.9 Ort des Übertritts in die Kirche 

3. J 0 Konfession vor dem Übertritt in die Kirche 

3.11 Datum der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft 

3.12 Ort der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft 

3.13 Konfirmationsdatum 

3.14 Konfirmationsort 

3. J 5 Konfirmationsspruch (Bibelstelle) 

3.16 Firmungsdatum 

3.17 Firmungsort 

3.18 Datum der kirchlichen Trauung 

3.19 Ort der kirchlichen Trauung 

3.20 Konfession bei der kirchlichen Trauung 

3.21 Trauspruch (Bibelstelle), Dispens 

3.22 Datum der kirchlichen Bestattung 

3.23 Ort der kirchlichen Bestattung 

3.24 Kirchliche Wahlausschließungsgründe 

3.25 Kirchliche Ämter und Funktionen 

3.26 Verteilbezirk 

3.27 Telefonnummern (Telefonbucheintrag) 

Abschnitt 4: 

Kirchliche Daten der Familienangehörigen 
(Eltern, Kinder, Ehegatten) des Kirchenmitgliedes, 

die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören 

4.1 Taufdatum 

4.2 Taufort 

4.3 Konfession bei der Taufe 

4.4 Datum der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft 

4.5 Ort der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft 

4.6 Konfirmationsdatum 

4.7 Firmungsdatum 

4.8 Datum der kirchlichen Trauung 

4.9 Konfession bei der kirchlichen Trauung 

4. J 0 Datum der kirchlichen Bestattung 

§2 

Das Gemeindegliederverzeichnis darf im automatischen 
Verfahren mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen geführt wer­
den. Es darf keine Aufzeichnungen persönlicher oder seel­
sorgerlieber Art enthalten, die in Ausübung des Seelsorge­
auftrages erhoben worden sind (Seelsorgedaten). Die Daten 
des § 1 Abschnitt 3 Nm. 3.25 bis 3.27 werden nicht in den 
Datenaustausch gemäß § 17 Kirchengesetz über die Kir­
chenmitgliedschaft einbezogen. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Bekannt­
machung in Kraft 

Zur vorstehenden Bekanntmachung wird darauf hinge­
wiesen, daß die Gliedkirchen, soweit erforderlich, weitere 
Angaben über diesen Datenkatalog hinaus (z. B. Beruf, 
Haushaltsvorstand ) in ihre Gemeindegliederverzeichnisse 
aufnehmen können. 

Hannover, den 13. Dezember 1994 

Nr. 4* 

Evangelische Kirche in Deutschland 

Kirchenamt 

v. C a m p e n h a u s e n 

Präsident 

Fünfte Arbeitsrechtsregelung zur Änderung 
der Dienstvertragsordnung der Evangeli­
schen Kirche i.n Deutschland. 

Vom 26. September 1994. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche in Deutschland hat folgende Arbeitsrechtsregelung 
nach § 2 Abs. 2 ARRG.EKD beschlossen: 

Fünfte Arbeitsrechtsregelung zur Änderung 
der Dienstvertragsordnung 

der Evangelischen Kirche in Deutschland 

vom 26. September 1994 

Die Dienstvertragsordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (DVO.EKD) vom 19. Dezember 1989 wird 
wie folgt geändert: 

§Sa 

Arbeitszeitverkürzung durch freie Tage 
(Abweichung von § 15 a BAT) 

Von der Anwendung der Regelung des § 15 a Abs. 2 BAT 
wird abgesehen. 

Frankfurt, den 26. September 1994 

Arbeitsrechtliche Kommission 
"der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Herborg 

(Vorsitzender) 
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Nr. 5* Arbeitsrechtsregelung zur Änderung der 
Arbeitsrechtsregelung über die an 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Bal­
lungsräumen. 

Vom 26. September 1994. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche in Deutschland hat folgende Arbeitsrechtsregelung 
nach§ 2 Abs. 2 ARRG.EKD beschlossen: 

Arbeitsrechtsregelung zur Änderung der 
Arbeitsrechtsregelung über die Zulage an Mitarbeiter 

und Mitarbeiterinnen in Ballungsräumen 

Nr. 6* 

vom 26. September 1994 

Evangelische 

Beschluß 26/94 - Arbeitsbedingungen an 
Bildschirmgeräten; hier: Ergänzung zum Be­
schluß 13/92 vom 19. August 1992. 

Vom 7. September 1994. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union hat in ihrer Sitzung vom 7. September 
1994 folgenden Beschluß 26/94 gefaßt, der hiermit gemäß 
§ J 1 Absatz 4 der Ordnung über das Verfahren zur Rege­
lung der Arbeitsverhältnisse der kirchlichen Mitarbeiter 
(Arbeitsrechtsregelungsordnung Evangelische Kirche der 
Union) vom 3. Dezember 1991 (ABI. EKD 1992 S. 20) be­
kannt gemacht wird: 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union beschließt gemäß § 2 Absatz 2 der Ord­
nung über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhält­
nisse der kirchlichen Mitarbeiter (Arbeitsrechtsregelungs­
ordnung Evangelische Kirche der Union) vom 3. Dezember 
1991 (ABI. EKD 1992 S. 20): 

In § 5 der Arbeitsrechtsregelung über die Zulage an 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Ballungsräumen vom 
1. Juli 1991 erhält Satz 3 folgende Fassung: 

Sie tritt für Beschäftigte der Vergütungsgruppen V b und 
IV b mit Ablauf des 31. Dezember 1995 und für Beschäf­
tigte der Vergütungsgruppen X bis V c mit Ablauf des 
31. Dezember 1996 außer Kraft. 

Frankfurt, den 26. September 1994 

Arbeitsrechtliche Kommission 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Herborg 
(Vorsitzender) 

der Union 

§ 1 

Beschluß 13/92 über die >>Arbeitsbedingungen an Bild­
schirmgeräten« vom 19. August 1992 wird wie folgt er­
gänzt: 

An § 3 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

In den Fällen, in denen ein Augenarzt eine medizini­
sche Notwendigkeit für die Entspiegelung der Gläser 
bestätigt, sind auch die Mehrkosten für die Entspiege­
lung bis zu einem Betrag von 60,- DM (gegebenenfalls 
nach Abzug möglicher Kassenleistungen) erstattungs­
fähig. 

§2 

Dieser Beschluß tritt am 1. Oktober 1994 in Kraft. 

Be r I in, den 7. September 1994 

Arbeitsrechtliche Kommission 
der Evangelischen Kirche der Union 

Wilker 

(Vorsitzender) 

Evangelische Kirche·in Berlin-Erandenburg 

Nr. 7 Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Brandenburg. 

Vom 19. November 1994. (KABI. S. 182) 

Die Synode der Evangelischen Kirche in Berlin-Eranden­
burg hat unter Beachtung von Artikel 5 Abs. 4 des Kirchen­
gesetzes über die Synode, die Kirchenleitung und das Kon­
sistorium der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg 
vom 9. Dezember 1990 (KABI. S. 145) das folgende Kir­
chengesetz beschlossen: 

Inhaltsverzeichnis 

Vorspruch 

Von Schrift und Bekenntnis 

Grundsätze 
über Amt und Gemeinde 

Allgemeine Bestimmungen 
(Artikel 1 - 6) 
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Teil I: Die 

Abschnitt 1: Aufgaben (Artikel 7 11) 

Abschnitt 2: Gemeindeglieder und Dienste m der Ge­
meinde (Artikel 12- 19) 

Abschnitt 3: Die Leitung in der Gemeinde 

3.1 Der Gemeindelcirchemat (Artikel20- 25) 

3.2 Der Gemeindebeirat und die Gemeinde­
versammlung (Artikel 26- 28) 

Abschnitt 4: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der 
Gemeinde 

4.1 Allgemeine Bestimmungen (Artikel 29) 

4.2 Die Ältesten (Artikel 30- 33) 

4.3 Andere ehrenamtliche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter (Artikel 34 - 35) 

4.4 Die beruflichen Mitarbeiterinnen und Mit­
arb~titer (Artikel36- 41) 

Abschnitt 5: Besondere Bestimmungen (Artikel42- 45) 

Teil II: Der Kirchenkreis 

Abschnitt 1: Aufgaben (Artikel46- 47) 

Abschnitt 2: Die Kreissynode (Artikel48 -52) 

Abschnitt 3: Der Kreislurchenrat (Artikel 53- 55) 

Abschnitt 4: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kir-
chenkreises (Artikel 56 64) 

Abschnitt 5: Besondere Bestimmungen (Artikel65- 66) 

Teil III: Die Landeskirche 

Abschnitt 1: Aufgaben (Artikel 67) 

Abschnitt 2: Die Landessynode (Artikel 68 78) 

Abschnitt 3: Die Kirchenleitung (Artikel 79- 85) 

Abschnitt 4: Die Bischöfin oder der Bischof, die General-
superintendentinnen und Generalsuperinten­
denten sowie das Evangelisch-reformierte 
Moderamen (Artikel 86- 95) 

Abschnitt 5: Das Konsistorium (Artikel 96- 98) 

Abschnitt 6: Landeskirchliche Einrichtungen und Werke 
(Artikel99- 103) 

Teil IV: Die Finanzordnung 
(Artikell04- 108) 

In Jesu Namen 

Vorspruch 

Von Schrift und Bekenntnis 

I. 

Die Evangelische Kirche in Berlin-Erandenburg steht in 
der Einheit der einen, heiligen, allgemeinen christlichen 
Kirche, die überall da ist, wo das Wort Gottes lauter ver­
kündigt wird und die Sakramente recht verwaltet werden. 

2. 

Eins unter ihrem Haupte Jesus Christus, dem Fleisch 
gewordenen Worte Gottes, dem gekreuzigten und aufer­
standenen Herrn, dessen sie wartet, ist sie gegründet auf 
das prophetische und apostolische Zeugnis der Heiligen 
Schrift Alten und Neuen Testaments, an der allein Lehre und 
Leben zu messen sind. 

3. 

Sie bezeugt als Kirche der Reformation ihren Glauben 
gemeinsam mit der alten Kirche durch die altkirchlichen 
Symbole: das Apostolicum, Nicaenum und Athanasianum. 

4. 

Sie bekennt mit den Vätern der Reformation, daß Jesus 
Christus allein unser Heil ist, offenbart allein in der Heili­
gen Schrift Alten und Neuen Testaments, geschenkt allein 
aus Gnaden, empfangen allein im Glauben. 

Sie ist eine Kirche der lutherischen Reformation, in der 
weit überwiegend die lutherischen Bekenntnisschriften in 
Geltung stehen:~ 

die Augsburgische Konfession, die Apologie, die 
Schmalkaldischen Artikel, der kleine und große Kate­
chismus Luthers * ). 

Sie hat ihren besonderen Charakter in der Gemeinschaft 
kirchlichen Lebens mit den zu ihr gehörigen reformierten 
Gemeinden, in denen die reformierten Bekenntnisschriften 
gelten: 

der Heidelberger Katechismus und in den französisch­
reformierten Gemeinden die Confession de foi und die 
Discipline ecclesiastique. 

· Im Verständnis des von den Reformatoren gemeinsam be­
zeugten Evangeliums weiß sie sich verpflichtet, das Be­
kenntnis ihrer Gemeinden zu .schützen und zugleich dahin zu 
wirken, daß ihre Gemeinden in der Einheit des Bekennens 
beharren und wachsen. 

5. 

Sie bejaht die von der ersten Bekenntnissynode von 
Barmen I934 getroffenen Entscheidungen und sieht in 
deren theologischer Erklärung ein von der Schrift und den 
Bekenntnissen her auch fernerhin gebotenes Zeugnis der 
Kirche. 

6. 

Sie weiß sich verpflichtet, ihre Bekenntnisse immer 
wieder an der Heiligen Schrift zu prüfen und in Lehre und 
Ordnung gegenwärtig und lebendig zu erhalten. 

Immer neu zum Zeugnis gerufen, wird sie durch ihre 
Bekenntnisse zur Schrift geführt und zum rechten Bekennen 
geleitet. 

7. 

Sie pflegt die geschenkte Kirchengemeinschaft der in ihr 
verbundenen Gemeinden, indem sie zugleich der Entfaltung 
der einzelnen Konfessionenfreien Raum gewährt. 

Sie gewährt den Gliedern aller Gemeinden Anteil an der 
Gemeinschaft des Gottesdienstes und der Sakramente. 

Durch das Miteinander der verschiedenen reformato­
rischen Bekenntnisse weiß sich die Kirche verpflichtet, ihre 
Glieder immer neu zu rufen, auf das Glaubenszeugnis der 
Brüder zu hören. 

8. 

Sie fördert die kirchliche Gemeinschaft in der Evange­
lischen Kirche in Deutschland und nimmt durch ihre Zu­
sammenarbeit mit den Kirchen der Oekumene teil an der 
Verwirklichung der Gemeinschaft Christi auf Erden und an 
der A~tsbreitung des Evangeliums in der Völkerwelt. 

*) Und wo sie in Kraft steht, die Konkordienformel. 
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Grundsätze über Amt und Gemeinde 

1. 

Gott selbst bereitet sich aus denen, die auf Sein Wort 
hören und die Sakramente empfangen, Seine Gemeinde, die 
Kirche Jesu Christi auf Erden, indem Er in ihren Herzen 
durch den Heiligen Geist den Glauben weckt und die von 
Ihm Berufenen zu Zeugen ihres Herrn und zu Dienern ihres 
Nächsten macht. 

Der Heilige Geist leitet und erbaut die Gemeinde durch 
mannigfache Gaben, Dienste und Ämter. Sie dienen alle 
dem einen der Kirche eingestifteten Amt, das die Versöh­
nung verkündigt: teils entfalten sie das Predigtamt in einer 
Mannigfaltigkeit von Ämtern der Verkündigung und Lehre; 
teils fördern sie in der Leitung und Verwaltung der Kirche 
den Dienst der Verkündigung und wachen darüber; teils 
lassen sie das Wort von der Versöhnung in Lob und Dank 
und einem Leb~n der brüderlichen Liebe Tat werden. Die 
Kirche kann und darf nicht ohne solche Dienste und Ämter 
sein. 

Alle Leitung in der Kirche ist demütiger, brüderlicher 
Dienst im Gehorsam gegen den guten Hirten.Sie wird von 
Pfarrern und Ältesten gemeinsam ausgeübt. 

Alle Gemeindeglieder sind dafür verantwortlich, daß die 
für das Leben der Kirche notwendigen Dienste wahrgenom­
men werden. Darauf gründet es sich, daß denjenigen, »so 
mit Ernst Christen sein wollen«, besondere Verantwortung 
auferlegt wird, auch in der Mitwirkung an der Leitung der 
Gemeinde. Die Ausübung der Dienste bedmf grundsätzlich 
eines Auftrages der Gemeinde. 

2. 

Wiewohl auch kirchliche Ämter rechtlich geordnet sind, 
sind sie dennoch keine weltlichen Einrichtungen. Ihrgeist­
licher Charakter wird vor allem für die Bestellung zu den 
Ämtern bedeutsam. 

Die Auswahl, Prüfung und Berufung der Amtsträger und 
Bewerber geschieht in der Kirche Jesu Christi durch geist­
li~h besonders dazu berufene Glieder nach geistlichen Ge­
sichtspunkten. Alle Zuchtübung an den Amtsträgern erfolgt 
nach den Maßstäben der Heiligen Schrift. 

Allein die an Schrift und Bekenntnis gebundene Kirche 
hat das Recht, das Amt zu- und abzuerkennen, nicht eine 
weltliche Instanz. 

3. 

Alle Amtsträger sind an die Gemeinde gewiesen; sie sind 
ihr für eine ihrem Auftrag entsprechende Amtsführung ver­
antwortlich. Sie sind jedoch in der Erfüllung des göttlichen 
Auftrages, die rechte Wortverkündigung und Sakraments­
verwaltung zu üben, frei gegenüber Willkür der Gemeinde 
und-nur an diesen Auftrag gebunden. 

Die Gemeinde ist an das Amt gewiesen. Doch ist sie frei 
gegenüber einer willkürlichen, den göttlichen Amtsauftrag 
überschreitenden oder verlassenden Amtsführung. 

Die Errichtung besonderer, mit Herrschaftsbefugnissen 
ausgerüsteter Führungsämter verstößt gegen die Heilige 
Schrift. 

4. 

Kraft des Priestertums aller Gläubigen ist jedes Ge­
meindeglied berechtigt und verpflichtet, kirchliche Dienste 
wahrzunehmen. Die Verpflichtung für alle Gemeindeglie­
der, nach dem Maß ihrer Gaben, Kräfte und Möglichkeiten, 
die Gnadengabe des Evangeliums zu bezeugen, m~ifi sich in 
Notzeiten auch darin bewähren, daß nichtordinierte Ge­
meindeglieder den Dienst der öffentlichen Verkündigung 

des Evangeliums und der Sakramentsverwaltung zunächst 
auch ohne besonderen Auftrag übernehmen. Die Gültigkeit 
und Wirksamkeit der in solcher Wahrnehmung vollzogenen 
Handlungen ist in dem der ganzen Kirche eingestifteten Amt 
begründet. 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikell 

(1) Die Kirche lebt von der Zusage ihres Henn Jesus 
Christus: »Siehe, ich bin bei euch alle Tage bis an der Welt 
Ende« (Matthäus 28,20). Bestimmt von seinem Auftrag, das 
Evangelium in der Welt zu bezeugen, gestaltet sie ihr Leben 
in der Nachfolge Iesu Christi. 

(2) Allein an diesen Auftrag gebunden, urteilt die Kirche 
frei über ihre Lehre und bestimmt selbständig ihre Ordnung. 
In dieser Bindung und Freiheit erfüllt sie ihre Aufgaben, 
überträgt sie ihre Dienste und gestaltet sie ihre Einrichtun­
gen. 

(3) Die Evangelische Kirche in Berlin-Erandenburg ist 
die Gesamtheit der zu ihr gehörenden Kirchengemeinden 
undKirchenkreise. Sie leitet sich selbst im Rahmen gesamt­
kirchlicher Ordnung. Ihre Ordnungen müssen mit der im 
Vorspruch gegebenen Grundlage in Einklang stehen. 

( 4) Die Kirchengemeinden und ihre Zusammenschlüsse, 
die Kirchenkreise und die Landeskirche nehmen als Körper­
schaften des öffentlichen Rechts am allgemeinen Rechts­
leben teil; Entsprechendes gilt für ihre rechtsfähigen sonsti­
gen öffentlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen. 

Artikel2 

(1) Die Evangelische Kirche in Berlin-Erandenburg ist 
Glied der Evangelischen Kirche der Union und Gliedkirche 
der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

(2) Sie steht in Kirchengemeinschaft mit den Kirchen, die 
der Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa zuge­
stimmt haben, und sucht Kirchengemeinschaft auch mit 
anderen Kirchen. 

(3) Sie ist Mitgliedskirche des Ökumenischen Rates der 
Kirchen. 

Artikel 3 

(1) Die Gliedschaft in der Kirche Jesu Christi gründet 
sich auf Gottes Handeln in der Taufe. 

(2) Mitglieder der Evangelischen Kirche in Berlin-Erau­
denburg sind alle getauften Evangelischen, die ihren Wahn­
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich der Evange­
lischen Kirche in Berlin-Erandenburg haben, es sei denn, 
daß sie einer anderen evangelischen Kirche oder Religions­
gemeinschaft angehören. 

(3) Sie sind damit zugleich Mitglieder einer Kirchen­
gemeinde. 

(4) Wer aus der Kirche austritt oder zu einer anderen Kir­
che oder Religionsgemeinschaft übertritt, verliert die Kir-' 
chenmitgliedschaft. 

Artikel4 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne der Grundord­
nung sind alle, denen zur ehrenamtlichen oder beruflichen 
Wahrnehmung Dienste in der Kirche übertragen worden 
sind. 

ArtikelS 

(1) Jedes kirchliche Gremium empfängt seine Vollmacht 
im Hören auf Gottes Wort. Andacht und Gebet sind Be­
standteil jeder Beratung. Das Bemühen um gegenseitige 

• 

• 
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Verständigung und Rücksichtnahme bestimmt den Umgang 
miteinander. 

(2) Kirchliche Gremien sollen so zusammengesetzt sein, 
daß unter den Mitgliedern Frauen und Männer in einem zah­
lenmäßig angemessenen Verhältnis vertreten sind. 

Artikel6 

(l) Das Beichtgeheimnis ist unverbrüchlich. 

(2) Ordinierte sind durch ihre Ordination verpflichtet, das 
Beichtgeheimnis zu wahren, auch vor. Gericht. Nicht ordi­
nierte Gemeindeglieder haben ebenfalls die Verpflichtung, 
über das, was ihnen in einem Beicht- oder Seelsorge­
gespräch anvertraut wird, zu schweigen. 

(3) Beichtgeheimnis und seelsorgerliehe Schweigepflicht 
stehen unter dem Schutz der Kirche. 

( 4) Zur Dienstverschwiegenheit verpflichtet sind alle 
kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die Mit­
glieder aller kirchlichen Gremien über Angelegenheiten, die 
ihnen in Ausübung .ihres Dienstes zur Kenntnis gelangen 
und die ihrer Natur nach oder aufbesondere Anordnung ver­
traulich sind. Diese Pflicht besteht auch nach Beendigung 
des Dienstverhältnisses oder der Mitgliedschaft. Von ihr 
kann nur der oder die Dienstvorgesetzte oder das jeweilige 
Gremium befreien. 

Teil I: Die Kirchengemeinde 

Abschnitt 1: Aufgaben. 

Artikel 7 

(1) Die Kirchengemeinde nimmt den Auftrag der Kirche 
Jesu Christi am Ort wahr. Sie steht in gesamtkirchlicher 
Verantwortung. Die Kirchengemeinde hat die Aufgabe, in 
ihrem Bereich den Menschen das Evangelium zu bezeugen 
und sie zur Gemeinschaft der Glaubenden zu sammeln. Das 
geschieht in vielfältiger Weise, insbesondere im Gottes­
dienst und in der Feier der Sakramente sowie durch Unter­
weisung, Diakonie, Seelsorge, missionarischen Dienst, 
Zurüstung und gemeinsames Leben. 

(2) Sie nimmt Beziehungen zu Gemeinden anderer Kon­
fessionen am Ort und zu Gemeinden in der Ökumene auf. 

(3) Sie mißt in Leben und Lehre dem Verhältnis zum 
jüdischen Volk auf der Grundlage des gemeinsamen bibli­
schen Erbes besondere Bedeutung zu und erinnert an die 
Mitschuld der Kirche an der Ausgrenzung und Vernichtung 
jüdischen Lebens in Deutschland. 

(4) Sie sucht das Gespräch mit Menschen anderer Über­
zeugungen und Angehörigen anderer Religionen. Sie arbei­
tet mit ihnen zusammen, um dadurch Gerechtigkeit, Frieden 
und Bewahrung der Schöpfung zu fördern. 

Artikel 8 

(1) In Bindung an Schrift und Bekenntnis sowie unter Be­
achtung der kirchlichen Ordnung erfüllt die Kirchenge­
meinde ihre Aufgaben in eigener Verantwortung, sofern 
diese Grundordnung nichts anderes bestimmt. Die Kirchen­
gemeinde kann Aufgaben gemeinsam mit anderen Kirchen­
gemeinden wahrnehmen. 

(2) Die Kirchengemeinde ist eingegliedert in den Kir­
chenkreis und die Landeskirche. Sie beteiligt sich an der 
Lösung übergemeindlicher Aufgaben und trägt zum Erfah­
rungsaustausch und zur gegenseitigen Unterstützung der 
Kirchengemeinden bei. 

(3) Die Kirchengemeinde arbeitet mit dialeonischen Ein­
richtungen in ihrem Umkreis zusammen und unterstützt sie 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten. 

( 4) Die Kirchengemeinde ist dafür verantwortlich, daß 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Dienste 
wahrgenommen werden. Kirchengemeinde, Kirchenkreis 
und Landeskirche tragen gemeinsam Verantwortung dafür, 
daß die dazu erforderlichen Stellen errichtet und besetzt 
werden; Entsprechendes gilt für die Aufhebung bestehender 
Stellen. 

Artikel9 

(1) Kirchengemeinden sind Wohnsitz-, Personal- oder 
Anstaltsgemeinden. 

(2) Personal- und Anstaltsgemeinden können in besonde­
ren Rechtsformen bestehen. Näheres regelt ein Kirchenge­
setz. 

(3) Über die Neubildung, Veränderung, Vereinigung oder 
Aufhebung von Kirchengemeinden beschließt nach An­
hörung der betroffenen Gemeinde- und Kreiskirchenräte, 
wenn kein Beteiligter widerspricht, das Konsistorium, ande­
renfalls die Kirchenleitung. 

ArtikellO 

(1) Zur Wohnsitzgemeinde gehören alle Evangelischen, 
die im Bereich der Kirchengemeinde ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. Die Mitgliedschaft in einer 
anderen als der zuständigen Wohnsitzgemeinde ist möglich, 
wenn deren Gemeindekirchenrat zustimmt. Die Wohnsitz­
gemeinde ist über diesen Beschluß zu informieren. 

(2) Zuziehende Evangelische werden Mitglieder ihrer 
W ohnsitzgemeinde, wenn sie dem Gemeindekirchenrat 
nicht innerhalb eines Jahres nach dem Zuzug ausdrücklich 
mitteilen, daß sie sich einer anderen Kirchengemeinde an­
geschlossen haben. 

(3) Zu einer Personal- oder Anstaltsgemeinde gehören 
alle Evangelischen, die auf ihren Antrag durch Beschluß des 
jeweiligen Leitungsorgans in sie aufgenommen werden, so­
fern sich aus der Funktion dieser Kirchengemeinde oder den 
für solche Kirchengemeinden bestehenden besonderen Vor­
schriften nichts anderes ergibt. Für Studentengemeinden 
sowie für Gemeinden der Berliner Stadtmission beschließt 
die Kirchenleitung besondere Regelungen. 

( 4) Evangelische reformierten Bekenntnisses können sich 
ohne Rücksicht auf ihren Wohnsitz einer reformierten Ge­
meinde anschließen. 

Artikelll 

(1) Wer nicht Mitglied einer Kirchengemeinde ist, kann 
dies nach den Bestimmungen der Ordnung des kirchlichen 
Lebens werden. Die Aufnahme wird für Ungetaufte durch 
die Taufe, für Wiedereintretende oder aus einer anderen 
christlichen Kirche Übertretende durch Teilnahme am 
Abendmahl wirksam. 

(2) Wer nicht Mitglied einer Kirchengemeinde ist, kann 
sich am kirchlichen Leben beteiligen. Näheres regelt die 
Ordnung des kirchlichen Lebens. 

Abschnitt 2: 

Gemeindeglieder und Dienste in der Gemeinde 

Artikell2 

(1) Alle Gemeindeglieder sind berufen, Gottes Wahrheit 
zu bezeugen. Dazu werden sie bevollmächtigt und ermutigt 
im Hören auf Gottes Wort sowie in der Gemeinschaft mit 
ihrem Herrn und untereinander, die sie im Heiligen Abend­
mahl· erfaluen. Sie stärken sich gegenseitig durch Fürbitte 
und Eintreten füreinander. 

(2) Indem die Gemeindeglieder in der Nachbarschaft und 
am Arbeitsplatz das Evangelium bezeugen, ihre Kinder 
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christlich erziehen und den Nächsten helfen, nehmen sie zu­
gleich Dienste der Gemeinde wahr. 

(3) Die Gemeindeglieder sind berufen, als Gottes Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter nach dem Maß ihrer Gaben 
und Kräfte Dienste in der Gemeinde zu übernehmen. 

Artikell3 

(1) Die Gemeindeglieder haben an der Leitung der Ge­
meinde teil, indem sie an der Urteilsbildung über die rechte 
Lehre mitwirken, das aktive und passive Wahlrecht zum 
Gemeindekirchenrat wahrnehmen, an der Gemeindever­
sammlung teilnehmen und die Arbeit des Gemeindekirchen­
rates kritisch begleiten. 

(2) Durch ihre Abgaben und Opfer unterstützen sie den 
Dienst der Kirche und tragen deren Lasten mit. 

(3) Näheres über Aufgaben und Befugnisse der Ge­
meindeglieder bestimmt die Ordnung des kirchlichen 

·Lebens. 

Artikell4 

(1) Das Bemühen, das Evangelium umfassend auszurich­
ten, bestimmt die Gestalt der Dienste in der Gemeinde. Die 
Gemeinde fördert solche Dienste und tritt für die ein, die sie 
wahrnehmen. 

(2) Viele Dienste werden ehrenamtlich wahrgenommen. 
Als Älteste, im Lektorendienst, in der Jugend- und Fami­
lienarbeit, der Kirchenmusik, der Diakonie, der Verwaltung 
und auf anderen Gebieten tragen Gemeindeglieder zum 
Aufbau der Gemeinde bei. 

(3) Dienste, die eine festere Gestalt gewonnen haben, 
werden in der Regel haupt- oder nebenberuflich wahrge­
nommen: in Wortverkündigung und Sakramentsverwal­
tung, in der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Erwach­
senen, in Kirchenmusik und Diakonie und in der Verwal­
tung. 

Artikel15 

(1) Der Dienst der öffentlichen Wortverkündigung und 
Sakramentsverwaltung schließt ein, den Gottesdienst zu lei­
ten, zu predigen, für den rechten Vollzug von Taufe und 
Abendmahl zu sorgen, Beichte zu hören und Absolution zu 
erteilen, auf die Zulassung zum Abendmahl vorzubereiten, 
kirchliche Handlungen zu vollziehen und seelsorgerliehe 
Aufgaben wahrzunehmen. 

(2) Zu diesem Dienst gehört auch, die Gemeinde an ihre 
Verpflichtung zu erinnern, Verkündigung und Lehre immer 
wieder an der Heiligen Schrift zu prüfen. 

(3) Zu diesem Dienst gehört ferner, dafür zu sorgen, daß 
die ganze Gemeinde mit dem Wort Gottes angeredet wird 
und in der Einigkeit im Geist wächst. 

(4) Durch diesen Dienst wird die Gemeinde unbeschadet 
der besonderen Verantwortung des Gemeindekirchenrats 
nach Artikel 20 geleitet. 

Artikell6 

(l) Die Arbeit mit Kindern hat zum Ziel, ihnen Gottes 
Liebe zu bezeugen und sie Gemeinde erleben zu lassen. Zu 
diesem Dienst gehören der Kindergottesdienst, die Chri­
stenlehre, die kirchliche Begleitung in Kindertagesstätten, 
von Kindergmppen und auf Freizeiten, bei denen Kinder 
christliche Gemeinschaft erfahren, sowie das Gespräch mit 
den Eltern, denen die Gemeinde Hilfen zur christlichen Er­
ziehung anbietet. 

(2) Der Religionsunterricht in der Schule ist Teil des 
Dienstes der Kirche an Kindern und Jugendlichen. Er wen­
det sich an alle Schülerinnen und Schüler. Sie sollen erken-

nen und erfahren, welche Freiheit ihnen das Evangelium 
von Jesus Christus für ihr Leben eröffnet und welche Ver­
antwortung sich daraus ergibt. Dieser Unterricht und die 
katechetische Arbeit in der Gemeinde müssen aufeinander 
bezogen sein. 

(3) Die Arbeit mit Jugendlichen berücksichtigt die 
Lebenswirklichkeit der jüngeren Generation. In unter­
schiedlichen Formen wie Junger Gemeinde und Offener 
Jugendarbeit begegnen junge Menschen dem Evangelium 
und erfahren Gemeinschaft und partnerschaftliehe Beglei­
tung. Der Konfirmandenunterricht bietet den Jugendlichen 
die Möglichkeit, sich mit der Bibel, der Lehre der Kirche 
und dem Leben der Gemeinde vertraut zu machen, und be­
reitet sie auf die l).:onfirmation und damit auf verantwort­
liche Mitarbeit iri der Gemeinde vor. 

(4) Zur Arbeit mit Erwachsenen gehört es, Frauen und 
Männerunterschiedlicher Altersgmppen anzuregen, Fragen 
des persönlichen, kirchlichen und gesellschaftlichen Lebens 
von der christlichen Botschaft her zu bedenken, ihnen zur 
Vergewisserung im Glauben zu helfen und sie zur Mitarbeit 
in der Gemeinde zu gewinnen. Dieser Dienst berücksichtigt 
die unterschiedlichen Lebenssituationen der Menschen. Er 
geschieht in Hauskreisen, Gesprächskreisen, Gruppen und 
anderen Veranstaltungen der Erwachsenenbildung. 

Artikell7 

Zum kirchenmusikalischen Dienst gehört vor allem, 
Gottesdienste und andere Zusammenkünfte der Gemeinde 
mitzugestalten, Gemeindegesang zu fördern, Chöre und 
Instrumentalgmppen aufzvbauen und zu leiten sowie beson­
dere Kirchenmusiken zu veranstalten. Der kirehenmusika­
lische Dienst soll ebenso wie andere künstlerisch-gestalteri­
sche Dienste die kreativen Gaben der Gemeindeglieder 
wecken und fördern, damit Menschen aller Altersgruppen 
auch auf diesem Weg Zugang zum Evangelium finden und 
Gemeinschaft erleben. 

Artikell8 

Zum dialeonischen Auftrag der Seelsorge und Hilfe 
gehört vor allem, Menschen aller Altersgruppen zu dienen, 
die behindert, körperlich krank, seelisch gestört, sozial ge­
fährdet oder in anderer Weise hilfsbedürftig sind, deren An­
gehörige zu beraten und mit fürsorgerisch-seelsorgedieher 
Hilfe zu begleiten sowie Gemeindeglieder zu solchem 
Dienst anzuleiten. Das schließt ein, die Ursachen gesell­
schaftlicher Mißstände und krankmachender Strukturen zu 
benennen. Durch diesen Dienst wird Menschen die Liebe 
Gottes mit Wort und Tat bezeugt. 

Artikell9 

Zum Verwaltungsdienst gehören vor allem der Küsterei­
und Kirchendienst, das Archiv- und Kirchenbuchwesen, die 
Bau-, Grundstücks- und Finanzverwaltung sowie die zur 
Bewirtschaftung der Gebäude und Grundstücke erforderli­
chen Tätigkeiten. Auch diese Dienste tragen dazu bei, Ge­
meinde aufzubauen und Menschen zur Teilnahme am Ge­
meindeleben einzuladen. 

Abschnitt 3: Die Leitung in der Gemeinde 

3.1 Der Gemeindekirchenrat 

Artikel20 

(1) Der Gemeindekirchenrat nimmt die Verantwortung 
der Kirchengemeinde für die schriftgemäße Verkündigung 
des Evangeliums wahr. In dieser Verantwortung leitet er die 
Kirchengemeinde unbeschadet des besonderen Auftrags zur 
Leitung durch das Wort, den die Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter im Dienst der öffentlichen WOrtverkündigung und 

• 
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Sakramentsverwaltung nach Artikel 15 und Artikel 39 
Abs. I haben. 

(2) Er ist dafür verantwortlich, daß die Kirchengemeinde 
die Aufgaben wahrnimmt, die sich aus den Artikeln 7 und 8 
ergeben. 

(3) Er berät regelmäßig die Situation der Kirchenge­
meinde, plant ihre Arbeit, sorgt für deren Durchführung und 
achtet auf gegenseitige Information in der Gemeinde. 

(4) Insbesondere gehört zu den Aufgaben des Gemeinde­
kirchenrates: 

1. das regelmäßige Zusammenkommen der Gemeinde und 
ihrer Gruppen im Gottesdienst und auf andere Weise zu 
ermöglichen und zu fördern; 

2. über Abänderung der üblichen Zeiten des öffentlichen 
Gottesdienstes sowie über Erhöhung und Verminderung 
der Anzahl der regelmäßigen Gottesdienste zu befinden, 
wobei vor der Entscheidung über eine Verminderung 
der Kreiskirchrenrat anzuhören ist; 

3. die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, insbesondere 
die Durchführung der christlichen Unterweisung zu ge­
währleist~n; 

4. missionarische, dialeonische und ökumenische Arbeit zu 
fördern und den Dienst der kirchlichen Einrichtungen 
und Werke in die Gemeindearbeit einzubeziehen; 

5. Gemeindeglieder für ehrenamtliche Mitarbeit zu gewin­
nen, zuzurüsten und zu beauftragen; 

6. im Rahmen des Stellenbesetzungsrechts berufliche Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter anzustellen oder bei ihrer 
Anstellung mitzuwirken; 

7. die Dienstaufsicht über die in der Gemeinde tätigen be­
ruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu führen, 
sofern dies nicht durch dienstrechtliche Bestimmungen 
anders geregelt ist; 

8. seiner Fürsorgepflicht gegenüber allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern zu genügen und darauf bedacht zu 
sein, daß sie Seelsorge erfahren; 

9. sich von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern über 
ihre Tätigkeit berichten zu lassen und für ihr gedeih­
liches Zusammenwirken zu sorgen; 

10. den Besuchsdienst in der Gemeinde zu fördern; 

11. in den durch die Ordnung des kirchlichen Lebens vorge­
sehenen Fällen über Fragen der seelsorgerliehen Beglei­
tung einzelner Gemeindeglieder zu beraten; 

12. darauf hinzuwirken, daß der Grundsatz der Bewahrung 
der Schöpfung in der gemeindlichen Arbeit beachtet 
wird; 

13. Gelder, Gebäude und Inventar für die Wahrnehmung der 
gemeindlichen Aufgaben bereitzustellen, das bauliche 
Erbe auch unter Berücksichtigung denkmalpflegerischer 
Gesichtspunkte zu bewahren und über die Nutzung ge­
meindlicher Räume zu entscheiden; 

14. das Vermögen der Kirchengemeinde zu verwalten, den 
Haushaltsplan zu beschließen, die Jahresrechnung abzu­
nehmen und Entlastung zu erteilen sowie im Rahmen 
gesamtkirchlicher Regelungen über Kollekten und 
Spenden zu beschließen; 

15. die Kirchengemeinde in Rechtsangelegenheiten zu ver­
treten. 

Artikel2l 

(l) Dem Gemeindekirchenrat gehören an: 

1. die nach Artikel 31 gewählten Ältesten 

2. die nach Artikel 32 berufenen Ältesten, 

3. die gemeindlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Pfarrdienst (Inhaberinnen und Inhaber einer Pfarrstelle 
einer Kirchengemeinde im Sinne von Artikel 39 Abs. l 
Satz 2 und 3 sowie die in solche Stellen Entsandten oder 
mit ihrer Verwaltung Beauftragten), sofern nicht Ab­
satz 3 oder 5 Anwendung findet. 

(2) Der Gemeindekirchenrat kann nach seiner Neubil­
dung beschließen, daß bei Verhinderung von Ältesten die 
gewählten Ersatzältesten in der durch die Wahl festgelegten 
Reihenfolge als stellvertretende Mitglieder mit Stimmrecht 
tätig werden; diese Entscheidung bedarf der Zustimmung 
von zwei Dritteln der Mitglieder des Gemeindekirchenrats. 
In diesem Fall sind die Ersatzältesten gemäß Artikel 33 ein­
zuführen und zu allen Sitzungen einzuladen. Der Beschluß 
gilt bis zur Neubildung des Gemeindekirchenrats. · 

(3) Ist eine Pfarrstelle mit einem Ehepaar besetzt, gehört 
entweder die Frau oder der Mann dem Gemeindekirchenrat 
als Mitglied an; die oder der andere nimmt an den Sitzungen 
mit beratender Stimme teil und übt das Stimmrecht aus, 
wenn das Mitglied an der Teilnahme verhindert ist. Wer von 
beiden dem Gemeindekirchenrat zuerst angehört, entschei­
det dieser nach Anhörung der Eheleute. Die Mitgliedschaft 
wechselt jeweils nach einer Ältestenwahl; der Wechsel tritt 
mit der ersten Zusammenkunft des neu gebildeten Ge­
nieindekirchenrats ein. Der Gemeindekirchenrat kann im 
Einzelfall mit Zustimmung des Kreiskirchenrats Abwei­
chungen von Satz 3 beschließen. 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend, wenn Eheleuten, die im 
Entsendungsdienst stehen, gemeinsam die Verwaltung einer 
Pfarrstelle übertragen wird. 

(5) Für eine Kirchengemeinde, die nicht Dienstsitz einer 
Pfarrerin oder eines Pfarrers ist, kann der Gemeindekirchen­
rat im Einvernehmen mit dem Kreiskirchenrat bestimmen, 
daß anstelle einer Pfarrerin oder eines Pfarrers eine andere 
Mitarbeiterin oder ein anderer Mitarbeiter im Verkündi­
gungsdienst dem Gemeindekirchenrat angehört. Das ist 
auch für die Dauer einer Pfarrvakanz möglich. 

(6) Pfarrerinnen und Pfarrer, die mit der Wahrnehmung 
pfarramtlicher Dienste in der Kirchengemeinde beauftragt 
sind, ohne Mitglied im Gemeindekirchenrat zu sein, sowie 
Vikarinnen und Vikare nehmen an den Sitzungen des 
Gemeindekirchenrats mit beratender Stimme teil. Theolo­
ginnen und Theologen, die in der Kirchengemeinde einen 
Predigtauftrag wahrnehmen, werden zu den Sitzungen des 
Gemeindekirchenrats eingeladen; sie können mit beratender 
Stimme an den Sitzungen teilnehmen. 

(7) Die Mitgliedschaft von beruflichen kirchlichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeitern ruht, wenn ihnen aus diszi­
plinarischen oder sonstigen Gründen die Ausübung des 
Dienstes untersagt ist. Die Mitgliedschaft von Mitgliedern 
nach Absatz 1 Nr. 3 ruht auch, wenn sie aus anderen Grün­
den länger als sechs Monate beurlaubt sind. 

Artikel22 

(1) Der Gemeindekirchenrat wählt nachjeder Neuwahl je 
eines seiner Mitglieder für den Vorsitz und den stellvertre­
tenden Vorsitz. Den Vorsitz führt in der Regel eine Älteste 
oder ein.Ältester. Kommt eine solche Wahl nicht zustande, 
wird eine Pfarrerin oder ein Pfarrer oder ein nach Artikel 21 
Abs. 5 bestimmtes Mitglied für den Vorsitz gewählt. In die­
sem Fall muß für den stellvertretenden Vorsitz eine Älteste 

·oder ein Ältester gewählt werden. 

(2) Scheitert die Wahl für den Vorsitz oder den stellver­
tretenden Vorsitz, trifft der Kreiskirchenrat eine Regelung. 
Pfarrerinnen oder Pfarrer oder ein nach Artikel 21 Abs. 5 
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bestimmtes Mitglied sind verpflichtet, auf Anordnung des 
Kreiskirchenrates den Vorsitz oder den stellvertretenden 
Vorsitz zu übernehmen. 

(3) Tritt das den Vorsitz oder den stellvertretenden Vor­
sitz innehabende Mitglied von seinem Amt zurück oder 
scheidet es aus dem Gemeindekirchenrat aus, so wählt die­
ser unverzüglich eine Nachfolgetin oder einen Nachfolger. 
Eine Pfarrerin, ein Pfarrer oder ein nach Artikel 21 Abs. 5 
bestimmtes Mitglied bleibt nach einem Rücktritt bis zur Be­
stellung einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers im Amt. 

Artikel23 

Für die Geschäftsführung des Gemeindekirchenrates gilt 
über ArtikelS Abs. 1 und Artikel 6 hinaus folgendes: 

1. Der Gemeindekirchenrat soll einmal im Monat zusam­
mentreten. Er muß einberufen werden, wenn ein Drittel 
seiner Mitglieder, die Genera1superintendentin oder der 
Generalsuperintendent, der Kreiskirchenrat, das Konsi­
storium oder die Kirchenleitung es wünscht. In eiligen 
Fällen kann die oeler der Vorsitzende des Kreiskirchen­
rates, der Kirchenleitung oder des Konsistoriums die 
Einberufung verlangen. 

2. Der Gemeindekirchenrat ist beschlußfähig, wenn mehr 
als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Die nach 
Artikel 21 Abs. 2 Satz 1 stimmberechtigten Ersatz­
ältesten zählen als anwesende Mitglieder. 

3. Der Gemeindekirchenrat entscheidet durch Beschluß. 
Bei Abstimmungen gibt die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen den' Ausschlag; Stimmenthaltungen und 
ungültige Stimmen zählen nicht als abgegebene Stim­
men. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

4. Bei Wahlen ist die Mehrheit der anwesenden Mitglieder 
erforderlich. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so ist 
erneut zwischen den beiden zu wählen, die die meisten 
der abgegebenen Stimmen erhalten haben. Im dritten 
W ah1gang ist gewählt, wer die meisten der abgegebenen 
Stimmen erhält; bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. Sind mehrere Personen zu wählen, kann der 
Gemeindekirchenrat vor Beginn der Wahlhandlung be­
schließen, daß nur ein W abigang stattfinden soll. In 
diesem Fall sind in der Reihenfolge der Stimmenzahl 
diejenigen gewählt, die die meisten der abgegebenen 
Stimmen erhalten haben; bei Stimmengleichheit findet 
eine Stichwahl statt, nach erfolgloser Stichwahl ent­
scheidet das Los. 

5. Wer am Gegenstand der Beschlußfassung persönlich be­
teiligt ist, darf nur mit ausdrücklicher Genehmigung des 
Gemeindekirchenrats bei der . Verhandlung anwesend 
sein und hat sich vor der Abstimmung zu entfernen. Die 
Beachtung dieser Vorschrift ist in der Niederschrift fest­
zuhalten. 

6. Die Sitzungen des Gemeindekirchenrats sind in der 
Regel nicht öffentlich. Der Gemeindekirchenrat kann 
beschließen, daß einzelne Sitzungen, soweit deren V er­
handlungsgegenstände den Verzicht auf vertrauliche 
Beratung zulassen, für die Gemeindeglieder öffentlich 
sind, wenn keines seiner Mitglieder widerspricht. Be­
schließt der Gemeindekirchenrat die Öffentlichkeit oder 
die öffentliche Beratung einzelner Verhandlungsgegen­
stände, so soll er dies mindestens eine Woche vor der 
Sitzung durch Aushang und durch Abkündigung be­
kanntmachen. 

7. Sofern ein Gemeindebeirat gebildet wurde, lädt der Ge­
meindekirchenrat dessen Vorsitzende oder Vorsitzen­
den zu seinen Sitzungen als Gast mit beratender Stimme 
ein. Der Gemeindekirchenrat kann Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der Kirchengemeinde und Vertreterinnen 
und Vertreter der Gemeindejugend zu seinen Sitzungen 
oder zur Beratung einzelner Verhandlungsgegenstände 
mit beratender Stimme hinzuziehen. Dies soll insbeson­
dere gescheh~n, wenn Fragen aus deren Arbeitsgebieten 
beraten werden. Der Gemeindekirchenrat kann zu ein­
zelnen Verhandlungsgegenständen Sachkundige an­
hören. Die Sitzungsteilnahme ist nur zulässig, soweit die 
Verhandlungen den Verzicht auf vertrauliche Beratung 
zulassen. 

8. Die Pflicht zur Wahrung der Verschwiegenheit richtet 
sich nach Artikel 6 Abs. 4. Sie gilt auch für Personen, 
die an den Sitzungen mit beratender Stimme teilnehmen. 

9. Die Bischöfin oder der Bischof, die Generalsupetinten­
dentin oder der Generalsuperintendent und die Super­
intendentin oder der Superintendent sowie Beauftragte 
der Kirchenleitung, des Konsistoriums und des Kreis­
kirchenrates können an den Beratungen des Gemeinde­
kirchenrates jederzeit teilnehmen, das Wort ergreifen 
und Anträge stellen. In besonderen Fallen können sie 
den Vorsitz übernehmen. 

10. Über die Beschlüsse des Gemeindekirchenrats ist eine 
Niederschrift zu fertigen, die vom Gemeindekirchenrat 
zu genehmigen und anschließend von der oder dem Vor­
sitzenden und zwei weiteren Mitgliedern des Gemeinde­
kirchenrats zu unterschreiben ist. Die Beschlüsse sind 
der Gemeinde in geeigneter Weise bekanntzugeben, 
soweit es sich nicht um Angelegenheiten handelt, die 
ihrer Natur nach oder auf besondere Anordnung ver­
traulich sind. 

11. Beschlüsse des Gemeindekirchenrats werden durch 
Auszug aus der genehmigten Niederschrift beurkundet 
und durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des 
Gemeindekirchenrats beglaubigt. 

12. Die oder der Vorsitzende des Gemeindekirchenrats 
leitet die Verhandlungen, trifft die geschäftlichen Maß­
nahmen zur Ausführung der Beschlüsse und führt den 
Schriftwechsel. In eiligen Fällen hat sie oder er bis zum 
Zusammentritt des Gemeindekirchenrats einstweilen 
das Erforderliche zu veranlassen. Beschlüsse, die unter 
Artikel 80 oder 97 fallen, dürfen nicht ausgeführt 
werden; sie sind unverzüglich der Kirchenleitung oder 
dem Konsistorium vorzulegen. 

13. Der Gemeindekirchenrat kann die Geschäftsführung 
ganz oder teilweise der oder dem stellvertretenden Vor­
sitzenden, einem anderen Mitglied oder mehreren Mit­
gliedern des Gemeindekirchenrats übertragen. Die 
Übertragung der Aufgaben, die Verantwortlichkeiten 
und die Zusammenarbeit der Beteiligten sind in einer 
Ordnung zu regeln. 

14. Der Gemeindekirchenrat kann eines seiner Mitglieder 
oder ein anderes geeignetes Gemeindeglied zur Kirch­
meisterin oder zum Kireilmeister wählen. Dieser ehren­
amtliche Dienst umfaßt die Sorge für die wirtschaft­
lichen Angelegenheiten der Kirchengemeinde. Der 
Kireilmeisterin oder dem Kireilmeister kann im Rahmen 
dieses Aufgabenbereichs Weisungsbefugnis über die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinde 
übertragen werden. Näheres über Aufgaben und Befug­
nisse dieses Dienstes regelt die Kirchenleitung durch 
Rechtsverordnung. 

15. Urkunden über Rechtsgeschäfte, die die Kirchenge­
mei_nde gegenüber Dritten verpflichten, und Vollmach-

. ten sind namens der Kirchengemeinde von der oder dem 
Vorsitzenden des Gemeindekirchenrats oder dem mit 
dem stellvertretenden Vorsitz betrauten Mitglied und 
von zwei weiteren Mitgliedern des Gemeindekirchen-

• 

• 
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rats zu unterschreiben und mit dem Siegel der Kirchen­
gemeinde zu versehen; dadurch wird gegenüber Dritten 
die Rechtmäßigkeit der Beschlußfassung festgestellt. 

Artikel24 

(1) Der Gemeindekirchenrat kann zur Vorbereitung und 
zur Durchführung seiner Beschlüsse sowie zur Betreuung 
bestimmter Arbeitsgebiete und Einrichtungen Ausschüsse 
und Arbeitskreise bilden. In ihnen können neben Mitglie­
dern des Gemeindekirchenrats auch Ersatzälteste, Mitglie­
der des Gemeindebeirats, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie andere geeignete Gemeindeglieder vertreten sein. Die 
oder der Vorsitzende und die oder der stellvertretende Vor­
sitzende des Gemeindekirchenrats können an ihren Beratun­
gen jederzeit teilnehmen. 

(2) Die Ausschüsse und Arbeitskreise sind dem Ge­
meindekirchenrat verantwortlich und berichtspflichtig. Be­
schlüsse, die der Kirchengemeinde rechtliche Verpflichtun­
gen auferlegen, können sie nicht fassen. 

Artikel25 

(1) Wenn ein Gemeindekirchenrat seine Pflichten beharr­
lich so verletzt, ·daß das Gemeindeleben dauernd Schaden 
leidet, kann die Kirchenleitung ihn auflösen. Damit enden 
die Ämter der Ältesten. Vor der Auflösung sind der Ge­
meindekirchenrat und der Kreiskirchenrat zu hören. 

(2) Bis zur Bestellung neuer Ältester überträgt der Kreis­
kirchenrat die Aufgaben des Gemeindekirchenrats einer, 
einem oder mehreren Bevollmächtigten oder dem Gemein­
dekirchenrat einer anderen Kirchengemeinde oder nimmt 
sie selbst wahr. 

(3) Absatz 2 ist auch anzuwenden, wenn ein Gemeinde­
kirchenrat wegen ungenügender Mitgliederzahl nicht mehr 
beschlußfähig ist. Das gleiche gilt für neugebildete Kirchen­
gemeinden. 

3.2 Der Gemeindebeirat und die Gemeindeversammlung 

Artikel26 

(1) Der Gemeindekirchenrat soll einen Gemeindebeirat 
bilden, in den er insbesondere Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter sowie Personen beruft, die sich an den gemeind­
lichen Diensten, Kreisen und Gruppen beteiligen; die Dien­
ste, Kreise und Gruppen machen Vorschläge. Mitglieder des 
Gemeindekirchenrats sollen nicht zugleich Mitglieder des 
Gemeindebeirats sein. Die Zahl der Mitglieder des Ge­
meindebeirats soll mindestens so groß sein wie die Zahl der 
Mitglieder des Gemeindekirchenrats. Wird kein Ge­
meindebeirat gebildet, so werden seine Aufgaben von der 
Gemeindeversammlung wahrgenommen. 

(2) Der Gemeindekirchenrat stellt die Zusammensetzung 
des Gemeindebeirats nach jeder Ältestenwahl fest. Über 
Einsprüche gegen die Zusammensetzung des Gemeindebei­
rats entscheidet der Kreiskirchenrat 

Artikel27 

(1) Der Gemeindebeirat wird innerhalb von drei Mona­
ten, nachdem der Gemeindekirchenrat die Zusammenset­
zung festgestellt hat, von der oder dem Vorsitzenden des 
Gemeindekirchenrats zu seiner ersten Sitzung eingeladen. 
Bei dieser Sitzung wählt der Gemeindebeirat für den Vorsitz 
und den stellvertretenden Vorsitz je eines seiner Mitglieder. 
Bis zum Abschluß der Wahlleitet die oder der Vorsitzende 
des Gemeindekirchenrats die Sitzung. 

(2) Der Gemeindebeirat tritt mindestens dreimal im Jahr 
zusammen; zwei dieser Sitzungen sollen gemeinsam mit 
dem Gemeindekirchenrat stattfinden. Zu Sitzungen des Ge-

meindebeirats lädt seine Vorsitzende oder sein Vorsitzender 
ein; zu den gemeinsamen Sitzungen wird von den Vorsit­
zenden des Gemeindekirchenrats und des Gemeindebeirats 
gemeinsam eingeladen. Der Gemeindebeirat muß einbe­
rufen werden, wei:m ein Drittel seiner Mitglieder oder der 
Gemeindekirchenrat es verlangt. 

(3) Der Gemeindebeirat wirkt bei der Planung und Koor­
dinierung sowie bei der Beratung von Einzelfragen der 
Gemeindearbeit mit. Er kann Anfragen an den Gemeinde­
kirchenrat richten und Anregungen geben. Er wird vom Ge­
meindekirchenrat über wesentliche Ereignisse und Entwick­
lungen im Leben der Gemeinde, des Kirchenkreises und der 
Landeskirche sowie über Arbeitsvorhaben und Beschlüsse 
des Gemeindekiochenrats unterrichtet, soweit es sich nicht 
um vertrauliche Angelegenheiten handelt. 

(4) Vor wichtigen Entscheidungen, insbesondere vor der 
Wahl von Ältesten sowie vor der Bestellung von ordinierten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, hat der Gemeindekir­
chenrat den Gemeindebeirat zu hören. 

Artikel28 

(1) Der Gemeindekirchenrat lädt im Benehmen mit dem 
Gemeindebeirat mindestens einmal im Jahr zur Gemeinde­
versammlung ein. Die Einladung zur Gemeindeversamm­
lting mit Angabe der Tagesordnung wird in den Gottesdien­
sten abgekündigt und auf andere geeignete Weise bekannt­
gemacht. Die Gemeindeversammlung muß einberufen wer­
den, wenn der Gemeindebeirat oder mindestens zwanzig 
wahlberechtigte Gemeindeglieder dies schriftlich unter An­
gabe der Gründe verlangen. Die Gemeindeversammlung 
wird von der oder dem Vorsitzenden des Gemeindekirchen­
rats geleitet. 

(2) Der Gemeindekirchenrat, der Gemeindebeirat sowie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter berichten der Gemeinde­
versammlung über ihre Arbeit und über wesentliche Ereig­
nisse.und Entwicklungen im Leben der Gemeinde, des Kir­
chenkreises und der Landeskirche. Über die Berichte findet 
eine Aussprache statt. Die Gemeindeversammlung kann 
dem Gemeindekirchenrat, dem Gemeindebeirat und den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Empfehlungen geben. 
Vorschlägen zur Besserung und Bereicherung des Gemein­
delebens sowie Beanstandungen haben sie nachzugehen. 

Abschnitt 4: 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Gemeinde 

4.1 Allgemeine Bestimmungen 

Artikel29 

(1) Die Mitarbeitetinnen und Mitarbeiter nehmen die 
ihnen übertragenen Dienste der Kirchengemeinde nach den 
Artikeln 12 bis 19 ehrenamtlich oder beruflich im Rahmen 
der kirchlichen Ordnung wahr. 

(2) Sie sind berufen, mit ihrem Dienst und ihrem Leben 
Jesus Christus zu bezeugen. Der Auftrag der Kirche führt 
sie zu geschwisterlicher Gemeinschaft unter dem Wort und 
zu gegenseitigem Seelsorgerliehern Beistand sowie zum ge­
meinsamen Einsatz von Gaben und Kräften. 

(3) Die Kirche schützt die Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
ter in ihrem Dienst. Sie unterstützt ihre Arbeit dürch Ange­
bote zur Fort- und Weiterbildung. 

(4) Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben das 
Recht, dem Gemeindekirchenrat dienstliche und persön­
liche Angelegenheiten vorzutragen. 
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4.2 Die Ältesten 

Artike130 

(1) Die Ältesten nehmen gemeinsam mit den Pfarrerin­
nen und Pfarrern oder den nach Artikel21 Abs. 5 bestimm­
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Bindung an 
Jesus Christus und sein Wort den Leitungsdienst in der Kir­
chengemeinde wahr. 

(2) Zu Ältesten können Gemeindeglieder gewählt oder 
berufen werden, die zum Abendmahl zugelassen sind, am 
Leben der Gemeinde teilnehmen, sich zu Wort und Sakra­
ment halten und bereit sind, über die innere und äußere Lage 
der Gemeinde Kenntnis und Urteil zu gewinnen. Sie müssen 
mindestens 18 Jahre alt sein. 

(3) Gemeindeglieder, die gemäß Artikel21 Abs. 6 Satz 1 
an den Sitzungen des Gemeindekirchenrats teilnehmen, dür­
fen nicht zu Ältesten gewählt oder berufen werden. 

(4) Die Zahl der bei kirchlichen Körperschaften, Einrich­
tungen oder Werken'beruflich Tätigen unter den Mitglie­
dern des Gemeindekirchenrats muß kleiner sein als die 
Hälfte der MitgliederzahL Die Zahl der beruflichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinde ein­
schließlich der Pfarrerinnen und Pfarrer unter den Mitglie­
dern des Gemeindekirchenrats darf ein Drittel der Mitglie­
derzahl nicht überschreiten. 

(5) Bewährte Älteste kÖnnen nach dem Ausscheiden aus 
ihrem Amt als Ehrenälteste berufen werden; sie nehmen an 
den Sitzungen des Gemeindekirchenrats mit beratender 
Stimme teil. 

Artikel31 

(1) Die Ältesten werden von der Gemeinde für die Dauer 
von sechs Jahren gewählt, soweit sie nicht nach Artikel 32 
berufen werden. Dem Gemeindekirchenrat sollen nicht 
weniger als vier und nicht mehr als 15 gewählte Älteste an­
gehören. Dabei ist alle drei Jahre die Hälfte der Ältesten neu 
zu wählen. Wahlberechtigt sind alle zum Abendmahl zuge­
lassenen Gemeindeglieder, die mindestens 14 Jahre alt sind. 

(2) In kleinen Kirchengemeinden können mit Zustim­
mung des Kreiskirchenrats alle Ältesten in sechsjährigem 
Turnus gewählt werden. 

(3) Die Zahl der zu wählenden Ältesten bestimmt der Ge­
meindekirchenrat. Wird durch einen solchen Beschluß die 
Gesamtzahl der Ältesten verändert, bedap' er der Zustim­
mung des Kreiskirchenrats. Es ist eine angemessene Zahl 
von Ersatzältesten zu wählen, deren Amtszeit drei Jahre, im 
Fall des Absatzes 2 sechs Jahre beträgt. 

(4) Einzelheiten der Ältestenwahl einschließlich der Ein­
richtung von Wahl- und Stimmbezirken regelt ein Kirchen­
gesetz. 

Artikel32 

(1) Der Gemeindekirchenrat kann zusätzlich Gemein­
deglieder als Älteste berufen, wenn er dadurch bestimmte 
Aufgaben besser erfüllen kann. Die Berufung gilt bis zur 
Einführung der nächsten turnusmäßig gewählten Ältesten. 

(2) In Gemeindekirchenräte mit mehr als sieben Mitglie­
dern können zwei Älteste zusätzlich berufen werden, in 
ldeinere Gemeindekirchenräte eine Älteste oder ein Älte­
ster. 

(3) Der Berufung müssen mindestens zwei Drittel aller 
Mitglieder des Gemeindekirchenrats zustimmen. Der Ge­
meindekirchenrat soll zuvor den Gemeindebeirat hören. 

Artikel33 

(1) Die Ältesten und im Fall des Artikels 21 Abs. 2 die 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden im Gottes­
dienst in ihren Dienst eingeführt. Die oder der Einführende 
spricht zu ihnen: 

»Ihr seid dazu bestellt, Älteste dieser Gemeinde zu 
sein. Ihr sollt Euren Dienst nach dem Maßstab der Hei­
ligen Schrift im Rahmen der Bekenntnisse und Ordnun­
gen unserer Kirche sorgfältig und treu wahrnehmen. 

Versprecht Ihr vor Gott und dieser Gemeinde, den 
Euch übertragenen Dienst in der Bindung an Jesus Chri­
stus und sein Wort wahrzunehmen, so antwortet: >Ja, mit 
Gottes Hilfe.< « 

Sie antworten einzeln unter Handschlag: »Ja, mit Gottes 
Hilfe.« Erst nach Abgabe dieses Versprechens können sie 
ihren Dienst ausüben. 

(2) Sie bleiben Älteste bis zur Einführung ihrer Nachfol­
gerinnen und Nachfolger. Werden sie erneut gewählt oder 
berufen, so werden sie unter Hinweis auf das früher ge­
gebene Versprechen durch Handschlag für die neue Amts­
zeit verpflichtet. 

(3) Älteste, die ihre Pflicht beharrlich versäumen oder der 
Gemeinde trotz Ermahnung wiederholt Ärgernis geben, 
können durch den Kreiskirchenrat aus dem Ältestenamt ent­
lassen werden. 

Der Kreiskirchenrat hört zuvor den Gemeindekirchenrat 
und die Älteste oder den Ältesten; er soll auch den Gemein­
debeirat hören. Gegen die Entlassung aus dem Ältestenamt 
ist innerhalb eines Monats Beschwerde bei der Kirchenlei­
tung möglich. 

4.3 Andere ehrenamtliche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter 

Artikel34 

(1) Der Gemeindekirchenrat kann geeignete Gemein­
deglieder mit der selbständigen Wahrnehmung von Auf­
gaben wie der Leitung von Kindergottesdiensten oder von 
Gemeindegruppen und -kreisen betrauen. Er unterstützt ihre 
Arbeit und läßt sich mindestens einmal jährlich darüber be­
richten. 

(2) Der Gemeindekirchenrat regelt Form und Rahmen 
ihrer Einführung. 

(3) Die ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
haben das Recht, an Dienstbesprechungen der beruflichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter teilzunehmen. 

Artikel 35 

(1) Der Kreiskirchenrat kann im Einvernehmen mit dem 
Gemeindekirchenrat geeigneten Gemeindegliedern einen 
Auftrag zur Leitung von Lesegottesdiensten und zur Über­
nahme anderer Verkündigungsaufgaben erteilen. Er ist für 
deren Gewinnung und Ausbildung verantwortlich. Näheres 
regelt die Kirchenleitung in einer Lektorenordnung. 

(2) Ein Auftrag zur freien Wortverkündigung und Sakra­
mentsverwaltung kann geeigneten Gemeindegliedern auf 
Antrag des Gemeindekirchenrats oder des Kreiskirchenrats 
durch -das Konsistorium erteilt werden. Er setzt in der Regel 
eine entsprechende Ausbildung voraus. 

(3) Die Form der Ordination oder Beauftragung sowie der 
Einführung für diese Dienste regelt die Kirchenleitung. 

• 

• 
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4.4 Die beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Artikel36 

(1) Berufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nehmen 
in der Regel die Dienste nach Artikel 15 bis 19 wahr. 

(2) Die beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Kirchengemeinde kommen regelmäßig zu Dienstbe­
sprechungen zusammen und nehmen an Veranstaltungen 
der Fort- und Weiterbildung teil. Sie sind grundsätzlich zu 
gegenseitiger Vertretung verpflichtet. 

Artikel37 

(1) Gemeindepfarrstellen werden nach Anhörung derbe­
teiligten Gemeindekirchenräte, des Kreiskirchenrats und der 
Generalsuperintendentin oder des Generalsuperintendenten, 
wenn alle einverstanden sind, durch das Konsistorium, 
andernfalls durch die Kirchenleitung errichtet und aufge­
hoben. Die anderen Mitarbeiterstellen werden durch die 
Kirchengemeinden errichtet und aufgehoben; vor Errich­
tung, Aufhebung oc;!er Umwidmung einer Stelle ist der 
Kreiskirchemat zu hören, um eine Abstimmung mit den 
Aufgaben im Kirchenkreis zu ermöglichen. Die Errichtung 
von Kirchenbeamtenstellen bedarf der Zustimmung des 
Konsistoriums. Die Kreissynode kann mit der Mehrheit von 
zwei Dritteln ihrer Mitglieder beschließen, daß an die Stelle 
gemeindlicher Stellenpläne ein kreiskirchlicher Stellenplan 
tritt, wobei die Grundsätze des Artikels 8 Abs. 4 beachtet 
werden müssen. Näheres regelt ein Kirchengesetz. 

(2) Die Besetzung der Stellen richtet sich nach den für die 
einzelnen Dienste bestehenden Ordnungen. Die Verfahren 
für die Besetzung der Pfanstellen und der Stellen für den 
kirchenmusikalischen Dienst werden durch Kirchengesetze 
geregelt. Für das Pfanstellenbesetzungsrecht gilt der 
Grundsatz, daß die Pfaustellen in der Kirchengemeinde ab­
wechselnd durch den Gemeindekirchenrat und das Konsi­
storium unter jeweiliger Beteiligung des anderen besetzt 
werden. Das Pfanstellenbesetzungsrecht regelt ferner die 
Mitwirkung des Kirchenkreises und für den Konfliktfall die 
Befugnisse der Kirchenleitung. Die Besetzung von Kireben­
beamtenstellen bedarf der Zustimmung des Konsistoriums. 

(3) Mit Zustimmung des Gemeindekirchenrates und des 
Kreiskirchenrates und unter Beachtung der Vorschriften des 
Pfanerdienstrechts kann eine Pfaustelle auch mit einem 
Ehepaar in derWeise besetzt werden, daß die beiden im ein­
geschränkten Dienstverhältnis mit jeweils halbem Dienst­
umfang angestellt werden. Näheres wird durch Kirchenge­
setz geregelt. 

Artikel 38 

(1) Zu Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Verkündi­
gungsdienst gehören alle, die einen in den Artikeln 15 bis 18 
beschriebenen Dienst wahrnehmen. 

(2) Die Übertragung eines beruflichen Verkündigungs­
dienstes stellt die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in eine 
gesamtkirchliche Verantwortung. Sie werden, falls sie nicht 
ordiniert oder eingesegnet sind, in der Regel durch eine 
gottesdienstliche Handlung gesegnet und in ihren Dienst ge­
sandt. Ihre Einführung geschieht in einem Gottesdienst. 

(3) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Verkündi­
gungsdienst beteiligen sich am Besuchsdienst 

(4) Sie arbeiten in den für sie bestehenden Konventen 
mit. 

(5) Der Gemeindekirchenrat kann die Zusammenarbeit 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Verkündigungs­
dienst durch Dienstordnungen regeln. Diese sind Kreiskir­
chenrat und Konsistorium vorzulegen. Bestehen keine 
Dienstordnungen, so regeln die Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter die Aufgabenverteilung unter Beachtung des Arti­
kels 29 unter sich. 

Artikel39 

(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Dienst der 
öffentlichen WOrtverkündigung und Sakramentsverwaltung 
sind in der Regel Pfauerinnen und Pfarrer. Pfarrerin oder 
Pfarrer ist, wer zu diesem Dienst ordiniert und in eine Pfau­
stelle berufen worden ist. Die für Pfarrerinnen und Pfarrer 
sowie für Pfarrstellen geltenden Bestimmungen finden auf 
ordinierte Gemeindepädagoginnen- und pädagogen sowie 
ordinierte Predigerinnen und Prediger und ihre Stellen ent­
sprechende Anwendung. Für jede Kirchengemeinde ist 
wenigstens eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter für den 
Dienst der öffentlichen WOrtverkündigung und Sakraments­
verwaltung zuständig. Sind in einer Kirchengemeinde meh­
rere Pfauerinnen oder Pfarrer tätig, erfüllen sie die Auf­
gaben des Pfarrdienstes gemeinsam. Pfauerinnen und 
Pfauer sind an ihre Ordination gebunden. Sie haben ihre 
Gemeinde im Verständnisdes Bekenntnisses zu fördern. 

(2) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der kirchlichen 
Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen sind in 
der Regel Kinderdiakoninnen und -diakone, Erzieherinnen 
und Erzieher, Katechetinnen und Katecheten, Gemein­
depädagoginnen und -pädagogen, Diakoninnen und Dia­
kone, Gemeindehelferinnen und -helfer, Sozialpädagogin­
nen und -pädagogen oder andere dafür ausgebildete Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter. 

(3) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirehenmusika­
lischen Dienst sind in der Regel Kirchenmusikerinnen und 
-musiker. 

(4) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Gemeindedia­
konie sind in der Regel Diakoninnen und Diakone, Kran­
kenschwestern und -pfleger, Sozialarbeiterinnen und -arbei­
ter sowie andere für diesen Dienst ausgebildete Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter. 

Artikel40 

(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Verwaltungs­
dienst sind in der Regel Küsterinnen und Küster, Kirchwar­
tinnen und -warte, Rendantinnen und Rendanten, Büroange­
stellte und Wirtschaftskräfte. 

(2) Der Gemeindekirchenrat regelt Form und Rahmen 
ihrer Einführung oder Verpflichtung. 

(3) Mitglieder des Gemeindekirchenrats dürfen in der kir­
chengemeindlichen Verwaltung gegen Entgelt nur mit Ge­
nehmigung des Kreiskirchenrats beschäftigt werden. 

Artikel41 

(1) Mit dem Dienst jeder Mitarbeiterin und jedes Mit­
arbeiters können entsprechend ihrer Ausbildung Aufgaben 
aus anderen Dienstbereichen dauernd verbunden sein. 

(2) Die Gemeinde ist dafür offen, daß bei wechselnder 
Aufgabenstellung neue kirchliche Berufe entstehen, sich 
Berufsbilder verändern und sich neue Anstellungsformen 
ergeben. 

Abschnitt 5: Besondere Bestimmungen 

Artikel42 

(1) In einer anderen Kirchengemeinde darf eine Pfanerin 
oder ein Pfarrer nur mit Zustimmung der zuständigen Pfar­
rerin oder des zuständigen Pfauers predigen. Wird die Zu­
stimmung versagt, so kann der Gemeindekirchenrat ange­
rufen werden. Gegen dessen Entscheidung ist die Anrufung 
des Kreiskirchenrates möglich; dieser entscheidet endgültig. 
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(2) Begehrt ein Gemeindeglied eine kirchliche Handlung 
durch eine für seine Kirchengemeinde nicht zuständige 
Pfarrerin oder einen für seine Kirchengemeinde nicht zu­
ständigen Pfarrer, so bedarf es dazu eines Abmeldescheins. 
Dieser ist auszustellen, wenn die Handlung kirchenord­
nungsmäßig zulässig ist. 

Artikel43 

(1) Sind für den Pfarrdienst in einer Kirchengemeinde 
mehrere zuständig, so tragen sie gemeinsam Verantwortung 
für die Erfüllung der in Artikel 15 genannten Aufgaben; 
können sie sich nicht verständigen, entscheidet der Gemein­
dekirchenrat. Jede Pfarrerin und jeder Pfaner soll einen 
eigenen Seelsorgebezirk erhalten. 

(2) Mehrere Kirchengemeinden können dauernd zu 
einem Pfansprengel verbunden werden. Die Pfanerin oder 
der Pfarrer gehört dann den Gemeindekirchenräten jeder be­
teiligten Kirchengemeinde an, sofern nicht eine Regelung 
nach Artikel21 Abs. 5 getroffen worden ist. Näheres regelt 
ein Kirchengesetz. 

(3) Bestehen in einem Pfarrsprengel mehrere Pfanstellen, 
so regeln die Gemeindekirchenräte der beteiligten Kirchen­
gemeinden gemeinsam die Zuordnung der Pfanstellen zu 
den einzelnen Kirchengemeinden und damit die Zugehörig­
keit der Pfanerinnen und Pfarrer zu den Gemeindekirchen­
räten. Diese Regelung bedarf der Zustimmung des Kreiskir­
chenrats und ist dem Konsistorium vorzulegen. 

Artikel44 

(1) Aufgaben der Finanz- und sonstigen Verwaltung der 
Kirchengemeinden können nach Maßgabe eines Kirchenge­
setzes einer übergemeindlichen Verwaltungseinrichtung 
übertragen werden. Artikel 20 Abs. 4 Nr. 14 bleibt un­
berührt. 

(2) Mehrere Kirchengemeinden können Angelegenheiten 
gemeinsam regeln. Sie können gemeinsam wirtschaften, 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anstellen, gemeinsame 
Einrichtungen schaffen und unterhalten. Die erforderlichen 
Leitungsaufgaben nehmen, sofern nicht nach Absatz 3 
oder 4 besondere Organe gebildet werden, die Gemeinde­
kirchenräte der beteiligten Kirchengemeinden in gemein­
samer Sitzung wahr. Den Vorsitz regeln sie unter sich. 

(3) Die Bildung beschließender Organe für bestimmte 
Gebiete der Zusammenarbeit bedarf der vorherigen Zustim­
mung des Kreiskirchenrats. 

(4) Die Errichtung, Veränderung oder Aufhebung von 
Gemeindeverbänden als Körperschaften öffentlichen 
Rechts wird nach Anhörung der Beteiligten durch das Kon­
sistorium beschlossen, das auch die Satzungen genehmigt. 
Näheres regelt ein Kirchengesetz. 

(5) Mehrere Kirchengemeinden können mit Zustimmung 
des Kreiskirchenrats und des Konsistoriums unbeschadet 
der rechtlichen Selbständigkeit jeder Kirchengemeinde 
einen gemeinsamen Gemeindekirchenrat bilden, in den jede 
Kirchengemeinde mindestens eine Älteste oder einen Älte­
sten wählt. Näheres regelt die Kirchenleitung. 

Artikel45 

(1) Die Ordnung der französisch-reformierten Gemein­
den bleibt unberührt. Für die Bildung und Bezeichnung der 
gemeindeleitenden Kollegien gelten die Grundsätze der 
Discipline ecclesiastique des eglises re~ormees de France. 

(2) Soweit im übrigen für reformierte Kirchengemeinden 
eine besondere Ordnung oder ein besonderes Herkommen 
gegolten hat, hat es auch in Zukunft dabei sein Bewenden. 

Änderungen bedürfell' der ZHstimmung des Moderamens 
und der Kirchenleitung. 

Teil II: 

Der Kirchenkreis 

Abschnitt 1: Aufgaben 

Artikel46 

(1) Der Kirchenkreis nimmt den Auftrag der Kirche, das 
Evangelium umfassend auszurichten, in seinem Bereich 
wahr. 

(2) Der Kirchenkreis ist die Einheit der zu ihm gehören­
den Kirchengemeinden. In der Bindung an Schrift und Be­
kenntnis und in den Grenzen der kirchlichen Ordnung erfüllt 
er seine Aufgaben in eigener Verantwortung. 

(3) Der Kirchenkreis e1mutigt und stärkt die Gemeinden 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. Als Bindeglied zwischen 
Landeskirche und Kirchengemeinden fördert er den Erfah­
rungs- und Infonnationsaustausch und vermittelt Impulse 
und Anregungen sowie die Erfahrung größerer Gemein­
schaft und der Vielfalt christlicher Lebensäußerung. Er 
nimmt in seinem Bereich öffentliche Verantwortung wahr. 

(4) Seine Aufgaben sind insbesondere: 

1. die Zusammenarbeit der Kirchengemeinden seines Be­
reichs untereinander und mit den kirchlichen Eimich­
tungen und Werken zu fördern, für eine gerechte Vertei­
lung der Mittel zu sorgen und einen Ausgleich der 

·Kräfte und Lasten zwischen den Kirchengemeinden sei­
nes Bereichs herbeizuführen, 

2. die Kirchengemeinden seines Bereichs in ihrem Dienst 
zu unterstützen, ihnen Anregüngen für ihre Arbeit zu 
geben und ihnen bei der Überwindung von Schwierig­
keiten zu helfen, 

3. in eigener Verantwortung gemeinsame Aufgaben seines 
Bereiches zu erfüllen, für die Fortbildung der Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter zu sorgen sowie Rüstzeiten 
durchzuführen, 

4. die Anliegen der Kirchengemeinden seines Bereichs 
gegenüber der Landeskirche zu vertreten, 

5. an der Leitung der Landeskirche mitzuwirken, 

6. Aufgaben der Landeskirche in deren Auftrag wahrzu­
nehmen und darauf zu achten, daß in seinem Bereich die 
kirchliche Ordnung eingehalten wird, 

7. die Arbeit der missionarisch-dialeonischen Einrichtun­
gen und Werke in seinem Bereich zu fördern sowie mit 
ihnen zusammenzuarbeiten, 

8. mit benachbarten Kirchenkreisen zusammenzuarbeiten, 

9. an der Festigung der ökumenischen Gemeinschaft mit­
zuwirken, 

10. in der Verantwortung für das Zusammenleben der Men­
schen Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen 
und staatlichen Stellen zu suchen. 

(5) Aufgaben des Kirchenkreises werden auch d~rch 
regionale Zusammenarbeit mehrerer Kirchengemeinden 
verwirldicht. Sie ermöglicht Begegnungen über den Rah­
men der Kirchengemeinde hinaus und verbessert die Zu­
sammenarbeit und den Austausch von Erfahnmgen. 

(6) Der Kirchenkreis erfüllt außerdem die ihm durch die 
kirchl~che Ordnung besonders übertragenen Aufgaben. 

Artikel47 

Über die Neubildung, Veränderung, Vereinigung oder 
Aufhebung von Kirchenkreisen beschließt nach Anhörung 

• 

• 
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der Beteiligten, wenn diese einverstanden sind, die Kirchen­
leitung, andernfalls die Landessynode. Beteiligte im Sinne 
dieser Bestimmung sind die Kreissynoden, die Gemeinde­
kirchenräte aller betroffenen Kirchengemeinden und die 
Generalsuperintendentin oder der Generalsuperintendent. 

Abschnitt 2: Die Kreissynode 

Artikel48 

(1) Die Kreissynode faßt die Kirchengemeinden des 
Kirchenkreises sowie die im Kirchenkreis bestehenden 
kirchlichen Einrichtungen und Werke zu gemeinsamer Ver­
antwortung zusammen. Durch ihre Vertretung in der Kreis­
synode haben sie teil an der Leitung des Kirchenkreises. 

(2) Die Kreissynode nimmt den Rechenschaftsbericht des 
Kreiskirchenrats und weitere Berichte aus dem Kirchenkreis 
und den Kirchengemeinden entgegen, wertet sie aus, gibt 
dem Kreiskirchenrat und den kreiskirchlichen Beauftragten 
Richtlinien für ihre Arbeit, faßt Entschließungen und be­
stimmt so die Planung und Weiterarbeit im Kirchenkreis. 

(3) Unbeschadet der Selbständigkeit der Kirchengemein­
den ist die Kreissynode berechtigt, sich von den Kirchenge­
meinelen Auskünfte geben zu lassen sowie Rat und Mah­
nung an die Kirchengemeinelen zu richten. Die Kirchenge­
meinelen unterstützen die Arbeit der Kreissynode und halten 
sich an deren Beschlüsse. 

( 4) Die Kreissynode hat auf die Wahrnehmung des Auf­
trags der Kirche im Kirchenkreis zu achten und Gefahren 
entgegenzuwirken, die dem kirchlichen Leben drohen. Sie 
hat die Aufgabe, gesellschaftliche Entwicklungen im Be­
reich des Kirchenkreises zu beobachten und von ihrem 
kirchlichen Auftrag her zu ihnen Stellung zu nehmen. 

Artikel49 

(1) Aufgaben der Kreissynode sind außerdem: 

l, die ihr aufgetragenen Wahlen zu vollziehen, 

2. über die Leitungsform im Kirchenkreis gemäß Arti­
kel 61 zu beschließen, 

3. über die Gründung und Aufhebung von Arbeitsstellen, 
Diensten und Werken als kreiskirchliche Einrichtungen 
zu beschließen und Grundsätze für deren Tätigkeit auf­
zustellen, 

4. Beauftragte für einzelne Arbeitsgebiete und Aufgaben­
bereiche zu bestellen, 

5. über die Haushaltspläne der kreiskirchlichen Kassen zu 
beschließen, ihre Jahresrechnungen abzunehmen .und 
Entlastung zu erteilen, Umlagen auszuschreiben und 
über die kreiskirchliche Vennögensverwaltung zu 
wachen, 

6. kreiskirchliche Kollekten auszuschreiben, 

7. den von ihr eingesetzten Ausschüssen und Arbeitsgrup­
pen Aufträge zu erteilen, 

8. über Anträge der Kirchengemeinelen zu beschließen, 

9. im Rahmen der kirchlichen Ordnung kreiskirchliche 
Satzungen zu beschließen. 

(2) Die Kreissynode erfüllt zudem die ihr durch die kirch­
liche Ordnung besonders übertragenen Aufgaben. 

Artikel 50 

(1) Die Kreissynode wird alle sechs Jahre neu gebildet. 

(2) Ihr gehören an: 

gewählte Gemeindegliecler, die nicht bei kirchlichen 
Körperschaften, Einrichtungen oder Werken beruflich 
tätig sein dürfen, nach Maßgabe des Absatzes 4 oder 5, 

2. gemeindliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Pfarrdienst im Sinne von Artikel 21 Abs. 1 Nr. 3 sowie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach Artikel2l Abs. 5 
nach Maßgabe des Absatzes 6, 

3. andere im Kirchenkreis beruflich tätige Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter, einschließlich der kreiskirchlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Pfarrdienst (In­
haberinnen und Inhaber einer Pfarrstelle des Kirchen­
kt·eises im Sinne von Artikel 39 Abs. 1 Satz 2 und 3 
sowie die in solche Stellen Entsandten oder mit ihrer 
Verwaltung Beauftragten), nach Maßgabe des Absat­
zes 7, 

4. berufene Kreissynodale nach Maßgabe des Absatzes 8, 

5. die Supefintendentin oder der Superintendent. 

(3) Die Zahl der bei kirchlichen Körperschaften, Einrich­
tungen oder Werken beruflich Tätigen unter den Mitglie­
dern der Kreissynode muß kleiner sein als die Hälfte der 
MitgliederzahL 

(4) Die Mitglieder der Kreissynode nach Absatz 2 Nr. 1 
werden wie folgt gewählt: 

Jeder Gemeindekirchenrat wählt mindestens ein Mitglied 
der Kreissynode. In Kirchengemeinden mit mehreren Pfarr­
stellen wählt der Gemeindekirchenrat Kreissynodale in der 
Anzahl dieser Stellen. In Pfarrsprengeln mit mehreren Pfan­
stellen wählen die Gemeindekirchenräte Kreissynodale in 
der Zahl der ihnen nach Artikel 43 Abs. 3 zugeordneten 
Stellen. Für Kirchengemeinden mit einem gemeinsamen 
Gemeindekirchenrat kann mit Zustimmung des Kreis­
kirchenrats für jede Kirchengemeinde je ein Mitglied der 
Kreissynode gewählt werden. 

(5) Die Kreissynode kann bestimmen, daß sich abwei­
chend von Absatz 4 die Zahl der zu wählenden Mitglieder 
der Kreissynode nach Absatz 2 Nr. 1 nach der Zahl der Ge­
meindeglieder richtet. In diesem Fall werden in Kirchen­
gemeinden 

mit bis zu 2000 Gemeindegliedem ein Mitglied, 
mit 2001 bis 4000 Gemeindegliedem zwei Mitglieder, 
mit 4001 bis 6000 Gemeindegliedem drei Mitglieder, 
mit 6001 bis 8000 Gemeindegliedern vier Mitglieder, 
mit 8001 bis 10000 Gemeindegliedem fünf Mitglieder, 
mit 10001 bis 12000 Gemeindeglieclem sechs Mitglieder, 
mit mehr als 12000 Gemeindegliedemsieben Mitglieder 
der Kreissynode vom Gemeindekirchenrat gewählt. 

(6) Die Mitglieder der Kreissynode nach Absatz 2 Nr. 2 
werden wie folgt bestimmt: 

In Kirchengemeinden mit einer Pfarrstelle ist die ge­
meindliche Mitarbeiterin oder der gemeindliche Mitarbeiter 
im Pfandienst oder die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter 
nach Artikel 21 Abs. 5 Mitglied der Kreissynode. Ist die 
Stelle mit einem Ehepaar besetzt oder wird sie von einem 
Ehepaar nach Artikel 21 Abs. 4 gemeinsam verwaltet, ent­
scheidet der Gemeindekirchenrat nach Anhörung der Ehe­
leute wer von beiden Mitglied der Kreissynode ist. In 
Kirchengemeinden mit mehreren Pfanstellen wählt der 
Gemeindekirchenrat aus den gemeindlichen Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeitem im Pfandienst: 

bei Kirchengemeinden mit weniger als drei Pfarrstellen 
ein Mitglied, 

bei Kirchengemeinelen mit mindestens drei Pfaustellen 
zwei Mitglieder, 
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bei Kirchengemeinden mit mindestens fünf Pfarrstellen 
drei Mitglieder, 

der Kreissynode. 

(7) Die Mitglieder der Kreissynode nach Absatz 2 Nr. 3 
werden wie folgt bestimmt: 

Berufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Kirchen­
kreis, die nicht gemeindliche Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter im Pfarrdienst sind, können bis höchstens zur An­
zahl der Kreissynodalen nach Absatz 6 zu Mitgliedern der 
Kreissynode gewählt werden. Ihre Zahl, ihre Zuordnung zu 
bestimmten Arbeitsbereichen und die Gremien, die die 
Wahlen vornehmen, bestimmt die Kreissynode im letzten 
Jahr einer jeden Amtszeit für die folgende Amtszeit. Bei der 
Festlegung der Zahl hat die Kreissynode den Grundsatz des 
Absatzes 3 zu beachten. 

(8) Der Kreiskirchenrat kann zusätzlich Kreissynodale 
bis zu einem Fünftel der Zahl der Kreissynodalen nach den 
Absätzen 4 bis 7 berufen. Unter ihnen sollen zwei vom 
Kreisjugendkonvent Benannte sein. Bei der Entscheidung 
über die Berufungen hat der Kreiskirchenrat den Grundsatz 
des Absatzes 3 zu beachten. 

(9) Für die ordentlichen Mitglieder der Kreissynode nach 
den Absätzen 4, 5 und 8 sind Stellvertretetinnen oder Stell­
vertreter zu benennen, die gleichzeitig Ersatzmitglieder 
sind. Der Kreiskirchenrat kann bestimmen, daß auch für die 
ordentlichen Mitglieder nach den Absätzen 6 und 7 Stell­
vertreterinnen oder Stellvertreter benannt werden, die 
gleichzeitig Ersatzmitglieder sind. Rückt das Ersatzmitglied 
nach oder scheidet es während der Amtszeit der Kreissyn­
ode aus, benennt das entsendende Gremium eine Nachfol­
gerin oder einen Nachfolger. 

Artikel 51 

(1) Mitglieder der Kreissynode müssen einer Kirchenge­
meinde des Kirchenkreises angehören oder bei kirchlichen 
Körperschaften, Einrichtungen oder Werken im Kirchen­
kreis beruflich tätig sein. Die nicht ordinierten Mitglieder 
der Kreissynode müssen zum Ältestenamt befähigt sein. 

(2) Verliert ein Mitglied während der Amtszeit die Be­
fähigung zum Synodalamt, endet seine Mitgliedschaft in der 
Kreissynode. Die Mitgliedschaft in der Kreissynode endet 
bei Mitgliedern nach Artikel 50 Abs. 4 und 5 auch, wenn das 
Mitglied der Kreissynode die Mitgliedschaft in der Kirchen~ 
gemeinde verliert, aus der es gewählt worden ist. Bei Kreis­
synodalen nach Artikel 50 Abs. 6 und 7 und bei den vom 
Kreisjugendkonvent nach Artikel 50 Abs. 8 Satz 2 Benann­
ten endet die Mitgliedschaft auch, wenn das Mitglied aus 
dem Amt oder Gremium ausscheidet, um dessentwillenoder 
von dem es gewählt oder benannt worden ist. 

(3) Beim Eintritt in die Kreissynode legen die Mitglieder 
ein Versprechen ab. Die oder der Vorsitzende fragt: »Ver­
sprecht Ihr vor Gott und dieser Kreissynode, den Euch über­
tragenen Dienst als Synodale in der Bindung an Jesus Chri­
stus und sein Wort wahrzunehmen, so antwortet: >Ja, mit 
Gottes Hilfe.< « Wer das Versprechen verweigert, kann nicht 
Mitglied der Kreissynode sein. 

(4) Für das Ruhen der Mitgliedschaft gilt Artikel 21 
Abs. 7 entsprechend, 

Artikel 52 

(1) Die Kreissynode tagt mindestens einmal im Jahr. Sie 
wird von der oder dem Vorsitzenden im Einvernehmen mit 
dem Kreiskirchenrat einberufen. Sie muß einberufen wer­
den, wenn ein Drittel der Mitglieder, der Kreiskirchenrat 
oder die Kirchenleitung es wünscht. Über die Einberufung 
sind die oder der Präses der Landessynode, die. Bischöfin 

oder der Bischof, die Generalsuperintendentirr oder der 
Generalsuperintendent sowie die Kirchenleitung und das 
Konsistorium zu informieren. 

(2) Das Präsidium bestimmt im Einvernehmen mit dem 
Kreiskirchenrat Ort, Zeit und Tagesordnung der Tagung. 
Die Kreissynode kann die Tagesordnung ändern. Vorlagen 
der Landessynode und der Kirchenleitung sind auf die 
Tagesordnung zu setzen. 

(3) Die Tagung der Kreissynode beginnt mit einer An­
dacht oder einem Gottesdienst und schließt mit Gebet. Die 
Verhandlungen sind öffentlich, sofern die Kreissynode im 
Einzelfall nichts anderes beschließt. Über den Ausschluß 
der Öffentlichkeit wird in nichtöffentlicher Sitzung ent­
schieden. 

( 4) Die Mitglieder der Kirchenleitung und des Kolle­
giums des Konsistoriums können an allen Verhandlungen 
der Kreissynode und ihrer Ausschüsse teilnehmen. Die oder 
der Präses der Landessynode, die Bischöfin oder der 
Bischof, die Generalsuperintendentin oder der General­
superintendent sowie entsandte Mitglieder der Kirchenlei­
tung und des Konsistoriums haben Rede- und Antragsrecht 

(5) Die Kreissynode wählt zu Beginn der ersten Tagung 
aus ihren ordentlichen Mitgliedern für die Dauer ihrer 
Amtszeit ein Mitglied für den Vorsitz und zwei Mitglieder 
für den stellvertretenden Vorsitz. Davon soll mindestens ein 
Mitglied nicht bei kirchlichen Körperschaften, Einrichtun­
gen oder Werken beruflich tätig sein. Sie bilden das Präsi­
dium und bleiben bis zur Neuwahl des vorsitzenden Mit­
glieds im Amt. Die Superintendentin oder der Superinten­
dent steht für die Ämter nach Satz 1 nicht zur Wahl. 

(6) Die Kreissynode bildet zur Vorbereitung ihrer Ent­
scheidungen Ausschüsse, darunter einen ständigen Haus­
haltsausschuß. Sie bestimmt eines ihrer ordentlichen Mit­
glieder für den Vorsitz und wählt die übrigen Mitglieder aus 
dem Kreis der Synodalen und ihrer Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter. Die Verhandlungen der Ausschüsse sind 
nicht öffentlich, doch haben die Mitglieder der Kreissynode 
Zutritt. Die Ausschüsse können sachverständige Personen 
zu ihren Verhandlungen zuziehen. 

(7) Die Kreissynode kann für die dialeonische 11nd die 
pädagogische Arbeit, für andere Arbeitsgebiete sowie zur 
Planung und Durchführung besonderer Aufgaben Arbeits­
gruppen einsetzen. In die Arbeitsgruppen können auch Per­
sonen berufen werden, die nicht der Kreissynode an­
gehören. Die Kreissynode kann dem Kreiskirchenrat über­
lassen, Aufgaben, Zusammensetzung und Vorsitz zu regeln. 

(8) Die Kreissynode ist beschlußfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Die Kreissynode kann 
abweichend davon in ihrer Geschäftsordnung bestimmen, 
daß zur Beschlußfähigkeit die Anwesenheit von mehr als 
zwei Dritteln ihrer Mitglieder erforderlich ist. 

(9) Die Kreissynode entscheidet durch Beschluß. Bei 
Abstimmungen entscheidet die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, sofern nicht ein Kirchengesetz oder die Ge­
schäftsordnung ewas anderes bestimmt; Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zählen nicht als abgegebene Stim­
men. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

(10) Bei Wahlen ist "die Mehrheit der anwesenden 
Mitglieder erforderlich, sofern nicht ein Kirchengesetz eine 
andere Mehrheit vorschreibt. Wird diese Mehrheit nicht 
erreicht, so ist erneut zwischen den beiden zu wählen, die 
die meisten der abgegebenen Stimmen erhalten haben. Im 
dritten Wahlgang ist gewählt, wer die meisten der abgege­
benen Stimmen erhält; bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los. Sind mehrere Personen zu wählen, kann die Kreis­
synode vor Beginn der Wahlhandlung beschließen, daß nur 

., 
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ein Wahlgang stattfinden soll. In diesem Fall sind in der 
Reihenfolge der Stimmenzahl diejenigen gewählt, die die 
meisten der abgegebenen Stimmen erhalten haben; bei 
Stimmengleichheit findet eine Stichwahl statt, nach erfolg­
loser Stichwahl entscheidet das Los. 

(11) Sofern sich die Kreissynode keine eigene Geschäfts­
ordnung gibt, gilt ergänzend zu den vorstehenden Bestim­
mungen die Geschäftsordnung der Landessynode sinn­
gemäß. 

Abschnitt 3: Der Kreiskirchenrat 

Artikel 53 

(1) Der Kreiskirchenrat leitet den Kirchenkreis. Er nimmt 
die Aufgaben der Kreissynode zwischen deren Tagungen 
wahr. · 

(2) Die in Artikel 49 geregelten Aufgaben darf der Kreis­
kirchenrat nur wahrnehmen, wenn die Kreissynode nicht 
versammelt ist und nicht einberufen werden kann oder der 
Gegenstand ihre Einberufung nicht rechtfertigt und wenn 
die Regelung keinen 'Aufschub duldet. Entsprechende Be­
schlüsse sind der Kreissynode bei ihrer nächsten Tagung zur 
Bestätigung vorzulegen. 

Artikel 54 

(1) Der Kreiskirchenrat achtet darauf, daß die in Arti­
kel 46 genannten Aufgaben wahrgenommen werden. 

(2) Er wirkt bei den Visitationen im Kirchenkreis mit. 
Näheres bestimmt die Visitationsordnung. 

(3) Er sorgt dafür, daß die Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
ter für ihren Dienst fachlich gefördert und geistlich gestärkt 
werden und daß sie zu Konventen zusammenkommen. 

( 4) Im Rahmen der kirchlichen Ordnung wirkt er an der 
Stellenplanung und -besetzung im Kirchenkreis mit. Er 
regelt die Dienstaufsicht für die beruflichen Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter des Kirchenkreises, sofern durch diese 
Grundordnung oder das Dienstrecht nicht andere Zuständig­
keiten bestehen. 

(5) Er prüft die Jahresrechnung für die Kreissynode vor, 
berichtet ihr jährlich über seine Tätigkeit und alle wichtigen 
Ereignisse im Kirchenkreis und führt die Beschlüsse der 
Kreissynode aus. 

(6) Er verwaltet das Vermögen des Kirchenkreises, führt 
dessen Haushalt und beaufsichtigt die Vermögens- und 
Finanzverwaltung der Kirchengemeinden nach Maßgabe 
der kirchlichen Ordnung. 

(7) Er nimmt die Aufgaben nach Artikel 25 Abs. 2 und 3 
wahr. Wenn andere als die dort genannten dringenden 
Gründe vorliegen, kann er mit Zustimmung des Konsisto­
riums längstens für ein Jahr Rechtsgeschäfte für eine ein­
zelne Kirchengemeinde vornehmen und ihr Vermögen oder 
Teile desselben verwalten. Eine erneute Übernahme ist 
zulässig. 

(8) Er vertritt den Kirchenkreis in Rechtsangelegenhei­
ten. Artikel 23 Nr. 15 gilt entsprechend. 

(9) Der Kreiskirchenrat erfüllt außerdem die ihm durch 
die kirchliche Ordnung besonders übertragenen Aufgaben. 

Artikel 55 

(1) Dem Kreiskirchenrat gehören an: 

1. die oder der Vorsitzende der Kreissynode, 

2. die Superirrtendentin oder der Superintendent, 

3. die Stellvertreterirr oder der Stellvertreter der Super­
intendentirr oder des Superintendenten, 

4. mindestens ein weiteres imPfandienst tätiges Mitglied, 

5. mindestens ein hauptberuflich bei kirchlichen Körper­
schaften, Einrichtungen oder Werken, jedoch nicht im 
Pfandienst oder in der kreiskirchlichen Verwaltung täti­
ges Mitglied, 

6. weitere Mitglieder, die nicht bei kirchlichen Körper­
schaften, Einrichtungen oder Werken beruflich tätig 
sind. 

Die Zahl der bei kirchlichen Körperschaften, Einrichtun­
gen oder Werken beruflich Tätigen unter den Mitgliedern 
des Kreiskirchenrats muß kleiner sein als die Hälfte der Mit­
gliederzahL Die Zahl der Mitglieder des Kreiskirchenrats 
legt die Kreissynode unter Beachtung der vorstehenden Be­
stinlmungen fest~ 

(2) Die Mitglieder des Kreiskirchenrats nach Absatz 1 
Satz 1 Nr. 4 bis 6 werden von der Kreissynode nach ihrer 
Neubildung aus ihren ordentlichen Mitgliedern gewählt; sie 
bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolgerinnen und Nachfolger 
im Amt. Für sie werden getrennt nach den Nummern 4 bis 6 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter gewählt. Die Kreis­
synode entscheidet zuvor, ob diese personengebunden ge­
wählt werden oder in der Reihenfolge ihrer Wahl bei einer 
Verhinderung ordentlicher Mitglieder tätig werden. Schei­
det ein Mitglied aus, wählt die Kreissynode auf ihrer näch­
st~n Tagung ein neues Mitglied. 

(3) Den Vorsitz im Kreiskirchenrat führt in der Regel die 
Supefintendentin oder der Superintendent. Der Kreiskir­
chenrat kann statt dessen eines seiner ordentlichen Mitglie­
der nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 für den Vorsitz wählen. Der 
stellvertretende Vorsitz liegt, wenn ein Mitglied nach Ab­
satz 1 Satz 1 Nr. 6 den Vorsitz führt, bei der Superintenden­
tin oder dem Superintendenten, andernfalls bei der oder dem 
Vorsitzenden der Kreissynode. 

(4) Für die Geschäftsführung gilt Artikel 23 entspre­
chend. Schriftliche Abstimmung ist mit Zustimmung aller 
Mitglieder zulässig. 

(5) Für das Ruhen der Mitgliedschaft gilt Artikel 21 
Abs. 7 entsprechend. 

Abschnitt 4: 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kirchenkreises 

Artikel 56 

(1) Die Superintendentin oder der Superintendent nimmt 
im Kirchenkreis einen gesamtkirchlichen Auftrag wahr. Sie 
oder· er fördert die Zeugnis- und Dienstgemeinschaft von 
Kirchengemeinden, Kirchenkreis und Landeskirche. Ihr 
oder sein Wirken ist geschwisterlicher Dienst unter Gottes 
Wort. 

(2) Als Mitglied des Kreiskirchenrats hat die Supefinten­
dentin oder der Superintendent teil an der Leitung des Kir­
chenkreises. Sie oder er hat eine Pfanstelle im Kirchenkreis 
inne. Den Dienstsitz bestimmt das Konsistorium im Einver­
nehmen mit dem Kirchenkreis. 

(3) Die Supefintendentin oder der Superintendent ist zur 
öffentlichen Wortverkündigung und zur Sakramentsverwal­
tung in allen Gemeinden des Kirchenkreises berechtigt. 

( 4) Gemeinsam mit dem Kreiskirchenrat achtet sie oder 
er darauf, daß Erfahrungen und Hilfen für Zeugnis und 
Dienst aus. allen Bereichen berücksichtigt werden. 

(5) :Werden der Superintendentin oder dem Superinten­
denten Mängel bekannt oder Beschwerden über Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter vorgebracht, soll sie oder er zu 
klären, zu helfen und zu bessern suchen. Ist ein Mangel auf 
diese Weise nicht zu beheben und droht dadurch ernster 
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Schaden, so berät sie oder er sich mit der GeneralsUper­
intendentirr oder dem Generalsuperintendenten und dem 
Konsistorium. 

Artikel 57 

(1) Die Superirrtendentin oder der Superintendent ist ins­
besondere berufen, 

1. für die geschwisterliche Zusammenarbeit der Gemein­
den, Gremien, Ämter und Dienste im Kirchenkreis zu 
sorgen, 

2. darauf bedacht zu sein, daß die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter Seelsorge ·erfahren, und ihnen dafür zur Ver­
fügung zu stehen, 

3. die Gemeinden in ihrer Verantwortung für die schrift­
gemäße Verkündigung des Evangeliums zu unterstüt­
zen, 

4. zusammen mit dem Kreiskirchenrat die Gemeinden des 
Kirchenkreises, die kreiskirchlichen Ämter und Dienste 
und die im Kirchenkreis bestehenden Einrichtungen 
kirchlicher Werke zu visitieren, 

5. bei der Besetzung der Pfarrstellen nach den V orschtiften 
des Pfarrstellenbesetzungsrechts mitzuwirken und die 
Pfarrerinnen und Pfarrer im Kirchenkreis einzuführen, 

6. darauf zu achten, daß die beruflichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter ihre Aufgaben erfüllen und sich regel­
mäßig fortbilden, 

7. dafür zu sorgen, daß die Pfan·erinnen und Pfarrer im 
Kirchenkreis sich regelmäßig zu Konventen versam­
meln, 

8. den Nachwuchs für den kirchlichen Dienst, insbeson­
dere die Studierenden der Theologie, im Kirchenkreis zu 
beraten und zu fördern, 

9. den Kirchenkreis in der Öffentlichkeit zu vertreten, 

10. für die Beachtung landeskirchlicher Entschließungen 
und Entscheidungen im Kirchenkreis zu sorgen sowie 
die Organe der Landeskirche über wichtige Ereignisse 
im Kirchenkreis zu untenichten, sie zu beraten und 
ihnen gegenüber die Belange des Kirchenkreises zu ver­
treten. 

(2) Die Superintendentin oder der Superintendent erfüllt 
außerdem die ihr oder ihm durch die kirchliche Ordnung be­
sonders übertragenen Aufgaben. 

Artikel 58 

(1) Die Besetzung des Superintendentenamtes ist eine ge­
meinschaftliche Aufgabe des Kirchenkreises und der Lan­
deskirche. Die Superintendentin oder der Superintendent 
wird von der Kreissynode für die Dauer von zehn Jahren ge­
wählt; Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Den Wahlvorschlag stellt eine Vorschlagskommis­
sion auf. Zur Vorschlagskommission gehören die General­
snpenntendentin oder der Generalsuperintendent sowie vier 
von der Kirchenleitung benannte und fünf von der Kreis­
synode aus ihren ordentlichen Mitgliedern gewählte Perso­
nen; jedes Entsendungsgremium muß mindestens zwei nicht 
ordinierte Mitglieder bestellen. Den Vorsitz in der Vor­
schlagskommission führt die Generalsuperintendentin oder 
der Generalsuperintendent; der Wahlvorschlag bedarf ihrer 
oder seiner Zustimmung. 

(3) Die Kreissynode wählt die Supenutendentin oder den 
Superintendenten mit der Mehrheit ihrer Mitglieder. Im drit­
ten Wahlgang genügt die Mehrheit der anwesenden Mitglie­
der. Steht nur eine Kandidatirr oder ein Kandidat zur Wahl, 

ist die Zustimmung von zwei Dritteln der Anwesenden und 
von mehr als der Hälfte der Mitglieder erforderlich. 

( 4) Die oder der Gewählte wird von der Kirchenleitung 
namens der Kirche zur Superintendentirr oder zum Super­
intendenten berufen und von der Generalsuperintendentin 
oder dem Generalsuperintendenten in einem Gottesdienst 
eingeführt. 

Artikel 59 

(1) Die Superintendentin oder der Superintendent kann 
von diesem Amt zurücktreten. 

(2) Die Kirchenleitung kann auf Antrag der Kreissynode, 
der Bischöfin oder des Bischofs oder der Generalsuper­
intendentin oder Cles Generalsuperintendenten die Abberu­
fung beschließen, nachdem die oder der Betroffene sowie 
der Kreiskirchenrat gehört wurden. Der Antrag der Kreis­
synode bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mit­
glieder. 

(3) Scheidet die Supenutendentin oder der Superinten­
dent aus diesem Amt aus, so ist sie oder er innerhalb von 
sechs Monaten in eine andere PfarTstelle zu berufen. Schei­
det sie oder er aus der Pfarrstelle aus, so endet gleichzeitig 
das Superintendentenamt Die Kirchenleitung kann nach 
Anhörung des Kreiskirchenrats in beiden Fällen etwas ande­
res bestimmen. 

Artikel60 

(1) Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter im Super­
intendentenamt wird von der Kreissynode aus den ihr an­
gehörenden Inhaberinnen und Inhabern von Pfarrstellen für 
die Dauer der Amtszeit der Kreissynode gewählt. Die Stelle 
vertretung wird auch nach Ablauf der Amtszeit der Kreis­
synode fortgesetzt, bis die nächste Kreissynode die Stellver­
treterin oder den Stellvertreter neu gewählt hat. 

(2) Bei einer länger dauernden Verhinderung der Super­
intendentin oder des Superintendenten und im Falle der 
Vakanz kann das Konsistorium auf Vorschlag der General­
superintendentin oder des Generalsuperintendenten die Ver­
tretung anders regeln. Der Kreiskirchenrat ist vorher zu 
hören. 

Artikel61 

(1) Die Leitung eines Kirchenkreises kann abweichend 
von den Bestimmungen über Kreiskirchenrat und Super­
intendentin oder Superintendent durch ein Kollegium wahr­
genommen werden, wenn die Kreissynode dies beschließt 
und die Kirchenleitung zustimmt. Näheres regelt ein Kir­
chengesetz. 

(2) Ein Wechsel der Leitungsform soll in der Regel erst 
nach Ablauf der Amtszeit der Betroffenen vorgenommen 
werden. Ein Wechsel der Leitungsform innerhalb der lau­
fenden Amtszeit ist nur mit Zustimmung der Betroffenen 
zulässig. 

Artikel62 

(1) Die Kreissynode bestellt auf Vorschlag des Kreiskir­
chenrats im Zusammenwirken mit den zuständigen Gremien 
der Landeskirche Beauftragte für bestimmte Arbeitsgebiete 
und Aufgabenbereiche im Kirchenkreis. 

(2) Beauftragte für Arbeitsgebiete wie Gemeindekateche­
tik, Religionsunterricht und andere Formen der Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen sowie kirchenmusikalischen 
Dienst l;leraten und unterstützen die Gemeinden und die ge­
meindlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Sie nehmen 
die Fachaufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
ihres Bereichs wahr, sofern die kirchliche Ordnung nichts 
anderes bestimmt. 

• 
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(3) Beauftragte für Aufgabenbereiche wie Diakonie, 
Ökumene, Mission, Frauen- und Familienarbeit, Gemeinde­
aufbau und Gleichstellungsfragen beraten und unterstützen 
die Gemeinden und sind bemüht, die Anliegen ihres Auf­
gabenbereichs im Kirchenkreis wachzuhalten. 

( 4) Die Beauftragten üben ihre Tätigkeit in enger Füh­
lungnahme mit den kirchlichen Einrichtungen und Werken 
sowie den entsprechenden Di~nststellen der Landeskirche 
aus. 

(5) Wenn nichts anderes festgelegt ist, erfolgt die Bestel­
lung im Nebenamt und gilt für die Dauer von sechs Jahren. 
Wiederberufung ist möglich. 

Artikel63 

(1) Die beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
der kreiskirchlichen Verwaltung und in anderen kreiskirch­
lichen Einrichtungen werden im Rahmen des Stellenplans 
durch den Kreiskirchenrat angestellt. 

(2) Sie arbeiten mit•den Kirchengemeinden zusammen. 

(3) Sie kommen regelmäßig zu Dienstbesprechungen zu­
sammen und nehmen an Veranstaltungen der Fort- und 
Weiterbildung teil. Sie sind grundsätzlich zu gegenseitiger 
Vertretung verpflichtet. 

Artikel64 

Über die Errichtung neuer und die Aufhebung bestehen­
der kreiskirchlicher Stellen entscheidet die Kreissynode; bei 
kreiskirchlichen Pfarr- und Kirchenbeamtenstellen bedarf 
die Entscheidung der Genehmigung des Konsistoriums. 
Näheres wird kirchengesetzlich geregelt. 

Abschnitt 5: Besondere Bestimmungen 

Artikel 65 

( 1) Die kreiskirchlichen Verwaltungsaufgaben werden in 
einem kreiskirchlichen Verwaltungsamt zusammengeraßt 
Näheres regelt ein Kirchengesetz. 

(2) Mehrere Kirchenkreise können Angelegenheiten ge­
meinsam regeln. Sie können auch gemeinsam berufliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anstellen und gemeinsame 
Einrichtungen schaffen und unterhalten, wenn die zuständi­
gen Organe der beteiligten Kirchenkreise zustimmen. Die 
Wahrnehmung der erforderlichen Leitungsaufgaben regeln 
die beteiligten Kirchenkreise im gegenseitigen Einverneh­
men. Einzelheiten der Zusammenarbeit können durch Kir­
chengesetz geregelt werden. 

(3) Die Errichtung, Veränderung oder Aufhebung von 
Kirchenkreisverbänden als Körperschaften öffentlichen 
Rechts wird nach Anhörung der Beteiligten durch das Kon­
sistorium beschlossen, das auch die Satzungen genehmigt. 
Näheres regelt ein Kirchengesetz. 

Artikel66 

(1) Für die beiden reformierten Kirchenkreise übt die 
Rechte und Pflichten der Superintendentin oder des Super­
intendenten der von der jeweiligen Kreissynode gewählte 
Kreiskirchemat aus. 

(2) Die Ordnung des französisch-reformierten Kirchen­
kreises bleibt unberührt. Für die Kreissynode und ihren Vor­
stand gelten die Grundsätze der Discipline ecclesiastique 
des eglises reformees de France. 

(3) Die Mitglieder der reformierten Kreissynoden neh­
men beratend an der Kreissynode ihres Wohnortes teil. 

Teil III: Die Landeskirche 

Abschnitt 1: Aufgaben 

Artikel67 

(1) Die Landeskirche nimmt den Auftrag der Kirche, das 
Evangelium umfassend auszurichten, in ihrem Bereich 
wahr. Sie hat die Aufgabe, die in ihr, ihren Kirchengemein­
den und Kirchenkreisen bestehende Gemeinschaft zu för­
dern, um die Gliedschaft an der einen Kirche Jesu Christi 
bewußt zu machen. Das geschieht über die kirchliche Ge­
setzgebung hinaus insbesondere durch Entfaltung eigener 
Initiativen, Information und Beratung der Kirchengemein­
den, der Kirchenkreise und der Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter sowie durch Koordinierung kirchlicher Aktivitäten. 

~ 

(2) Die Landeskirche fördert den geschwisterlichen 
Dienst der Kirchengemeinden und Kirchenkreise unterein­
ander, sorgt insbesondere für einen Finanzausgleich, koor­
diniert die Tätigkeit der kirchlichen Einrichtungen und 
Werke und unterstützt deren Zusammenarbeit mit Kirchen­
gemeinden und Kirchenkreisen. 

(3) Die Landeskirche pflegt weltweite Kontakte mit den 
Kirchen der Ökumene und vermittelt ihren Gemeinden Er­
fahrungen aus anderen Kirchen. Sie fördert ökumenische 
und missionarische Aktivitäten auf allen Ebenen. Sie hält 
und vertieft die Verbindung zu anderen Kirchen in ihrem 
Bereich. 

(4) Die Landeskirche pflegt und fördert das christlich­
jüdische Gespräch. 

(5) Die Landeskirche unterstützt die Gemeinden, Arbeits­
zweige, Einrichtungen und Werke in dem Bemühen, das 
Gespräch mit Menschen anderer Überzeugungen. und An­
gehörigen anderer Religionen zu führen. 

Abschnitt 2: Die Landessynode 

Artikel68 

(1) In der Landessynode haben die Kirchengemeinden, 
die Kirchenkreise, die besonderen Arbeitszweige, Einrich­
tungen und Werke durch gewählte und berufene Vertrete­
rinnen und Vertreter teil an der Leitung der Landeskirche. 

(2) Die Landessynode handelt als geschwisterliche 
Gemeinschaft im Vertrauen auf das Wirken des Heiligen 
Geistes, im Glauben an die Gegenwart Jesu Christi und im 
Gehorsam gegenüber dem <;Jebot Gottes. 

(3) Die Landessynode hat um ihres Auftrags willen ihre 
Unabhängigkeit zu wahren. 

(4) Jedes Mitglied der Landessynode trägt persönlich in 
alleiniger Bindung an Jesus Christus und sein Wort Mitver­
antwortung für die ganze Kirche. 

Artike169 

(1) Das Wirken der Landessynode hat zum Ziel, daß das 
Evangelium von Jesus Christus allen Menschen ausgerichtet 
wird. 

(2) Die Landessynode hat die Einheit der Evangelischen 
Kirche in Berlin-Erandenburg zu wahren und die Gemein­
schaft ihrer Glieder zu stärken. Sie hat die Aufgabe, die 
ständige Emeuerung der Kirche zu fördern und grundsätz­
liche Fragen zum Weg und zur Struktur der Kirche zu be­
denken. Sie soll drohenden Gefahren begegnen und entstan­
denen Schaden beheben. Sie kann über alle Aufgaben der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg beraten und 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit beschließen. 

(3) Die Landessynode bezeugt den Zuspruch und An­
spruch der Liebe Gottes gegenüber allen Menschen. Sie be­
obachtet die geistigen kulturellen, sozialen und politischen 
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Strömungen und sorgt dafür, daß die Kirche ihren Dienst in 
der Welt erfüllt. Sie erinnert vor der Öffentlichkeit an die 
Verantwortung aller Menschen vor Gott. Sie tritt dafür ein, 
daß Staat und Gesellschaft für Recht und Frieden sorgen 
und der Verkündigung der frohen Botschaft Raum geben. 
Sie erhebt Einspruch, wenn Menschen verführt oder ge­
zwungen werden, Gottes Gebote zu mißachten. Sie setzt 
sich für schuldig und unschuldig Leidende, Benachteiligte 
und Menschen in Gewissensnot ein. Sie tritt ein für die 
durch menschliches Handeln bedrohte Schöpfung. 

( 4) Die Landessynode fördert das Bemühen der Gemein­
den und ihrer Glieder, in der Freiheit und Bindung des Glau­
bens Verantwortung für die Gesellschaft wahrzunehmen. 

Artikel 70 

(1) Die Landessynode kann die Gemeinden und alle, die 
in der Kirche einen Dienst versehen, ansprechen und ihnen 
Rat und geistliche Weisung geben. 

(2) Die Landessynode kann sich über die Arbeit der 
anderen Organe sowie der landeskirchlichen Einrichtungen 
und Werke Berichte geben lassen und ihnen im Rahmen der 
kirchlichen Ordnung Weisungen für ihre Tätigkeit geben. 

(3) Die Landessynode kann sich mit Erklärungen an 
außerkirchliche Stellen und an die ÖffentliChkeit wenden. 

Artikel 71 

(1) Die Landessynode ist insbesondere berufen, 

1. die Kirchengesetze der Evangelischen Kirche in Berlin­
Erandenburg zu beschließen; 

2. die zur Inkraftsetzung gesamtkirchlichen Rechts für die 
Evangelische ·Kirche in Berlin-Erandenburg erforder­
lichen Beschlüsse zu fassen; 

3. die ihr vorbehaltenen Wahlen durchzuführen; 

4. die Jahresrechnung abzunehmen; 

5. den Kirchensteuerbeschluß zu fassen; 

6. den Kollektenplan zu beschließen; 

7. über die Errichtung und Aufhebung landeskirchlicher 
Stellen zu beschließen; 

8. über die En·ichtung und Aufhebung von landeskirch­
lichen Einrichtungen zu entscheiden; 

9. Grundsätze für die Tätigkeit der anderen Organe der 
Landeskirche aufzustellen sowie Zielvorstellungen und 
strukturelle Rahmenbedingungen für die landeskirch­
lichen Einrichtungen zu beschließen; 

10. Grundsätze für den kirchlichen Unterricht aufzustellen 
und die Zulassung von Lehrmitteln zu regeln; 

11. über die Änderung von Grenzen der Evangelischen Kir­
che in Berlin-Erandenburg zu beschließen; 

12. über die Neubildung, Veränderung, Aufhebung und 
Vereinigung von Kirchenkreisen zu entscheiden, wenn 
sich die Beteiligten nicht einigen. 

(2) Die Landessynode erfüllt außerdem die ihr durch die 
kirchliche Ordnung ausdrücklich übertragenen Aufgaben. 

Artikel72 

(1) Der Regelung durch Kirchengesetz bedürfen 

1. die Grundordnung der Evangelischen Kirche in Berlin­
Brandenburg; 

2. die Ordnung des kirchlichen Lebens; 

3. die Ordnungen der Gottesdienste (Agenden) und die 
Einführung des Gesangbuches; 

4. die Ausbildungsordnungen der Pfarrerinnen und Pfarrer, 
Gemeindepädagoginnen und -pädagogen, Predigerinnen 
und Prediger sowie die entsprechenden Prüfungsord­
nungen, für andere Dienste die Grundbestimmungen 
ihrer Ausbildung; 

5. das Dienst-, Besoldungs- und Versorgungsrecht derbe­
ruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Dienst 
der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsver­
waltung sowie der Kirchenbeamtinnen und -beamten; 

6. das Arbeitsrecht der anderen beruflichen Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst, soweit dieses 
nicht gemäß Absatz 2 tarifvertraglich geregelt wird; 

7. das k.irchlicge Mitarbeitervertretungsrecht; 

8. das kirchliche Steuenecht; 

9. die Ordnung des Haushalts-, Kassen- und Rechnungs­
wesens; 

10. die Ordnung der Aufsicht über die vermögensrecht­
lichen Beschlüsse der Kirchengemeinden und Kirchen­
kreise; 

11. die Feststellung des landeskirchlichen Haushaltsplans; 

12. die Grundsätze über die Wirtschaftsführung und der 
Ausgleich der Lasten innerhalb der Evangelischen Kir­
che in Berlin-Brandenburg; 

13. die Zustimmung zu Verträgen mit anderen Kirchen und 
Kirchen verbänden; 

14. die Zustimmung zu Staatskirchenverträgen. 

(2) Kirchliche Dienstgemeinschaft erfordert eine partner­
schaftliche Regelung ihres Arbeitsrechts. Durch Kirchenge­
setz kann bestimmt werden, daß das Arbeitsrecht der pri­
vatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
tarifvertraglich geregelt wird. Bei einer tarifvertragliehen 
Regelung muß sichergestellt sein, daß das Selbstverständnis 
der Kirche gewahrt bleibt. Deshalb sind Arbeitskampfmaß­
nahmen ausgeschlossen. Angemessene Regelungen für 
finanzielle Notlagen der Kirche sind vorzusehen. 

(3) Kirchengesetze werden in zwei Lesungen beraten und 
mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen be­
schlossen. 

( 4) Bei Kirchengesetzen zur Änderung der Grundord­
nung müssen die Lesungen an verschiedenen Tagen statt­
finden. Diese Kirchengesetze bedürfen der Zustimmung 
von zwei Dritteln der Anwesenden und von mehr als der 
Hälfte der Mitglieder der Landessynode. 

· (5) Kirchengesetze werden von der oder dem Präses im 
Kirchlichen Amtsblatt bekanntgemacht Sie treten, wenn 
nichts anderes bestimmt ist, am vierzehnten Tag nach dem 
Tag der Ausgabe des Kirchlichen Amtsblattes in Kraft. Ist 
die Bekanntmachung im Kirchlichen Amtsblatt nicht oder 
nicht rechtzeitig möglich, so ist auf anderen Wegen für eine 
möglichst umfassende Bekanntgabe zu sorgen. In diesem 
Fall treten Kirchengesetze, wenn nichts anderes bestimmt 
ist, einen Monat nach der Beschlußfassung in Kraft. 

Artikel73 

(1) Der Landessynode gehören an: 

1. Mitglieder aus den Kirchenkreisen nach Absatz 2; 

2. die Bischöfin oder der Bischof, die Generalsuperinten­
dentinnen und Generalsuperintendenten und die geist­
liche Moderatorin oder der geistliche Moderator; 

3. die Präsidentin oder der Präsident und die Pröpstin oder 
der Propst des Konsistoriums; 
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4. Superintendentinnen und Superintendenten nach Ab­
satz 3; 

5. Mitglieder aus den kirchlichen Arbeitszweigen, Einrich­
tungen und Werken nach Absatz 4; 

6. eine Lehrstuhlinhaberin oder ein Lehrstuhlinhaber der 
Theologischen Fakultät der Humboldt-Universität zu 
Berlin; 

7. berufene Mitglit~der nach Absatz 5. 

(2) In Kirchenkreisen 

mit bis zu 30 000 Gemeindegliedern 
werden zwei Mitglieder, 

mit 30 001 bis 45 000 Gemeindegliedern 
werden drei Mitglieder, 

mit 45 001 bis 60000 Gemeindegliedern 
werden vier Mitglieder, 

mit 60 001 bis 75 000 Gemeindegliedern 
werden fünf Mitglieder, 

mit 75 001 bis 90000 Gemeindegliedern 
werden sechs Mitglieder, 

mit 90 001 bis 105 000 Gemeindegliedern 
werden sieben Mitglieder, 

mit mehr als 105 000 Gemeindegliedern 
werden acht Mitglieder 

von der Kreissynode aus ihren ordentlichen Mitgliedern ge­
wählt. Die Superintendentin oder der Superintendent steht 
nicht zur Wahl. Jeder reformierte Kirchenkreis wählt unab­
hängig von der Zahl seiner Gemeindeglieder zwei Mitglie­
der. Unter den in den Kirchenkreisen mit bis zu 45 000 Ge­
meindegliedern gewählten Mitgliedern darf je Kirchenkreis 
nicht mehr als eine oder ein bei kirchlichen Körperschaften, 
Einrichtungen oder Werken beruflich Tätige oder Tätiger 
sein; in Kirchenkreisen mit mehr als 45 000 Gemeindeglie­
dern dürfen es nicht mehr als zwei sein, darunter höchstens 
eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter im Pfarrdienst Die 
Zahl der Gemeindeglieder eines Kirchenkreises wird von 
der Landessynode auf Vorlage des Konsistoriums, das 
zuvor den Kreiskirchenrat anhört, festgestellt. 

(3) Der Konvent der Superintendentinnen und Super­
intendenten wählt unter Leitung des dienstältesten anwesen­
den Mitglieds sechs Synodale. 

( 4) Die kirchlichen Arbeitszweige, Einrichtungen und 
Werke wählen insgesamt zehn Mitglieder. Die Landes­
synode bestimmt im letzten Jahr ihrer Amtszeit für die 
folgende Amtszeit diejenigen Arbeitszweige, Eimichtungen 
und Werke, die ein Mitglied wählen, und entscheidet, 
welche Organe der Berechtigten die Wahlen vornehmen 
oder zur Durchführung der Wahlen zu bilden sind. 

(5) Der Ältestenrat der Landessynode beruft im Beneh­
men mit der Kirchenleitung für die folgende Amtszeit der 
Landessynode mindestens zehn, höchstens 15 Mitglieder, 
darunter drei in der kirchlichen Jugendarbeit ehrenamtlich 
tätige Jugendliche. Unter den Berufenen dürfen nicht mehr 
als drei berufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sein. 
Die Berufung bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der 
Mitglieder des Ältestenrates. Bei den Berufungen ist zu 
berücksichtigen, daß die Zahl der bei kirchlichen Körper­
schaften, Einrichtungen oder Werken beruflich Tätigen 
unter den Mitgliedern der Landessynode kleiner sein soll als 
die Hälfte der MitgliederzahL 

(6) Für jedes Mitglied nach Absatz 1 Nr. 1 und 4 bis 7 
werden zwei stellvertretende Mitglieder bestellt. Scheidet 
ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied aus, bestellt 

das entsendende Organ für den Rest der Amtszeit eme 
Nachfolgerin oder einen Nachfolger. 

(7) Die nicht ordinierten Mitglieder der Landessynode 
müssen zum Ältestenamt befähigt sein. Alle Mitglieder 
müssen im Bereich der Evangelischen Kirche in Berlin­
Erandenburg wohnen. Zieht ein Mitglied aus dem Bereich 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg fort oder 
verliert ein zum Ältestenamt befähigtes Mitglied diese Be­
fähigung, endet die Mitgliedschaft in der Landessynode. 
Die Mitgliedschaft in der Landessynode endet auch, wenn 
das Mitglied aus dem Gremium ausscheidet, das es gewählt 
hat; das Gremium kann anders beschließen. Die Sätze 1 
bis 4 gelten auch für stellvertretende Mitglieder. 

(8) Die Mitglieder des Kollegiums des Konsistoriums mit 
Ausnahme der in Absatz 1 Nr. 3 genannten dürfen der 
Landessynode nicht angehören; sie nehmen an den Tagun­
gen der Landessynode beratend teil. 

(9) Für das Ruhen der Mitgliedschaft gilt Artikel 21 
Abs. 8 entsprechend. 

Artikel74 

(1) Die Amtszeit der Landessynode dauert sechs Jahre. 
Sie beginnt mit der Eröffnung der ersten Tagung, die späte­
stens vier Wochen nach dem Ende der Amtszeit der vorigen 
Landessynode stattfindet. 

· (2) Beim Eintritt in die Landessynode legen die Mitglie­
der ein Versprechen ab. Die oder der Präses fragt die Syn­
odalen: »Versprecht Ihr vor Gott und dieser Landessynode, 
Euren Dienst als Synodale in der Bindung an Jesus Christus 
und sein Wort wahrzunehmen, so antwortet: >Ja, mit Gottes 
Hilfe.<« Wer das Versprechen verweigert, kann nicht Mit­
glied der Landessynode sein. 

Artikel75 

(1) Die Landessynode tagt mindestens einmal im Jahr. 
Sie wird von der oder dem Präses einberufen. Sie muß ein­
berufen werden, wenn ein Drittel ihrer Mitglieder oder die 
Kirchenleitung es wünscht. 

(2) Während jeder Tagung findet ein Gottesdienst statt. In 
den Kirchengemeinden wird über die Tagung informiert 
und ihrer im Gottesdienst fürbittend gedacht. 

Artikel76 

(1) Die Landessynode wählt zu Beginn der ersten Tagung 
aus ihren ordentlichen Mitgliedern für die Dauer ihrer 
Amtszeit die oder den Präses, zwei Vizepräsides und zwei 
mit der Schriftführung Beauftragte. Sie bilden das Präsi­
dium der Landessynode, das bis zur Neuwahl einer oder 
eines Präses im Amt bleibt. Die oder der Präses soll nicht 
bei kirchlichen Körperschaften, Einrichtungen oderWerken 
beruflich tätig sein. Die Mitglieder gemäß Artikel 73 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 stehen nicht zur Wahl. 

(2) Die Landessynode bildet aus ihren ordentlichen Mit­
gliedern den Ältestenrat und Ausschüsse, die den Arbeitsge­
bieten der Kirche entsprechen, darunter einen ständigen 
Haushaltsausschuß. Der Ältestenrat bereitet im Benehmen 
mit der Kirchenleitung die Tagungen der Landessynode vor; 
er prüft vorläufig die Legitimation der Mitglieder. Er berei­
tet die der Landessynode vorbehaltenen Wahlen vor, falls 
das kirchliche Recht nichts anderes bestimmt. Er koordiniert 
die Arbeit der Ausschüsse der Landessynode. 

(3) Bei der Bildung der Gremien sollen Synodale aus 
allen Teilen des Kirchengebiets berücksichtigt werden. 

(4) Die Landessynode ist beschlußfähig, wenn minde­
stens zwei Drittel der Mitglieder anwesend sind. Für Ab-
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stimmungenund Wahlen gilt Artikel 52 Abs. 9 und 10 ent­
sprechend. 

(5) Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

Artikel77 

Gegen einen Beschluß der Landessynode kann die 
Kirchenleitung innerhalb von zwei Monaten Einspruch er­
heben, wenn zwei Drittel ihrer Mitglieder es beschließen. 
Der Verhandlungsgegenstand ist der Landessynode bei der 
nächsten Tagung erneut vorzulegen. Hält diese ihren Be­
schluß aufrecht, so ist danach zu verfahren. Gegen Wahlen 
ist ein Einspruch nicht möglich. 

Artikel 78 

(1) Widerspricht die Mehrheit der reformierten Mit­
glieder der Landessynode einer synodalen Entscheidung mit 
der Begründung, daß sie mit Bekenntnis oder Ordnung der 
reformierten Gemeinden nicht im Einklang steht, so hat die 
Entscheidung insoweit für die reformierten Gemeinden 
keine Geltung. 

(2) Die zuständigen reformierten Gremien können mit 
Zustimmung der Kirchenleitung den Gegenstand im Wege 
einer Satzung im Rahmen der gesamtkirchlichen Ordnung 
regeln. Die Satzung wird wie ein Kirchengesetz bekanntge­
macht 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn die Landessynode 
eine von den reformierten Mitgliedern vorgeschlagene 
Änderung der Ordnung der reformierten Gemeinden ab­
lehnt. 

Abschnitt 3: Die Kirchenleitung 

Artikel 79 

(1) Die Kirchenleitung nimmt die in Artikel 69 und 70 
genannten Aufgaben wahr, wenn die Landessynode nicht 
versammelt ist. 

(2) Die Kirchenleitung berichtet der Landessynode jähr­
lich über ihre Tätigkeit und alle wichtigen Ereignisse in der 
Landeskirche und führt die Beschlüsse der Landessynode 
aus. 

(3) Die Kirchenleitung ist insbesondere berufen, 

1. kirchliche Arbeit zu planen; 

2. Entscheidungen und Verordnungen mit Gesetzeskraft 
sowie Rechtsverordnungen gemäß Artikel 81 zu be­
schließen; 

3. Vorlagen an die Landessynode zu geben; 

4. die landeskirchlichen Pfarrerinnen, Pfarrer, Beamtinnen 
und Beamten zu berufen, die anderen beruflichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter "der Landeskirche anzu­
stellen und, soweit erforderlich, ihre Tätigkeit zu regeln; 

5. über die Zulassung zur Ordination zu entscheiden; 

6. für die Gewinnung sowie die Aus-, Fort- und Weiterbil­
dung der kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
zu sorgen; 

7. über die Neubildung, Veränderung, Aufhebung und 
Vereinigung von Kirchenkreisen zu beschließen, wenn 
die Beteiligten einverstanden sind; 

8. die Aufsicht über das Konsistmium zu führen; 

9. die Evangelische Kirche in Berlin-Erandenburg unbe­
, schadet der Vertretungsbefugnis des Konsistoriums 
gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

(4) Die Kirchenleitung erfüllt außerdem die ihr durch die 
kirchliche Ordnung ausdrücldich übertragenen Aufgaben. 

(5) Die Kirchenleitung kann ihr zugewiesene Aufgaben 
dem Konsistorium zur Erledigung übertragen; dies gilt nicht 
für die in Absatz 1 und Absatz 3 Nr. 2, 5 und 8 genannten 
Aufgaben. Das Konsistorium hat sich bei der Erledigung 
übertragener Aufgaben auf die Ermächtigung zu beziehen. 

Artikel80 

Die Kirchenleitung hat Beschlüsse der Gemeindekirchen­
räte, der Kreissynoden und der Kreiskirchenräte außer Kraft 
zu setzen, wenn sie mit Schrift und Bekenntnis nicht verein­
bar sind. Das Organ ist vorher zu hören. Handelt es sich um 
Beschlüsse reformierter Organe, entscheidet anstelle der 
Kirchenleitung das Evangelisch-reformierte Moderamen. 
Das Organ, dessep Beschluß außer Kraft gesetzt worden ist, 
kann eine erneute Prüfung und Entscheidung verlangen, die 
nicht früher als zwei Monate nach der ersten stattfinden 
darf. Will die Kirchenleitung an ihrer Entscheidung fest­
halten, hat sie die Sache der Landessynode zur Entschei­
dung vorzulegen. 

Artikel81 

(1) Wenn die Erledigung einer der Landessynode vor­
behaltenen Aufgabe keinen Aufschub duldet und die Ein­
berufung der Landessynode nicht möglich ist oder der 
Bedeutung des Gegenstandes nicht entspricht, trifft die 
Kirchenleitung eine Entscheidung, der zwei Drittel ihrer 
anwesenden Mitglieder zustimmen müssen. Sie berichtet 
darüber der Landessynode. 

(2) Angelegenheiten, die den Erlaß eines Kirchengeset­
zes erfordem, regelt die Kirchenleitung durch Verordnung 
mit Gesetzeskraft, nachdem der nach Entscheidung des 
Präsidiums der Landessynode zuständige Ausschuß der 
Landessynode, oder falls ein entsprechender ständiger Aus­
schuß nicht besteht, der Ältestenrat zugestimmt hat. Die 
Grundordnung kann auf diesem Wege nicht geändert wer­
den. Verordnungen mit Gesetzeskraft sind der Landessyn­
ode bei ihrer nächsten Tagung zur Genehmigung vorzu­
legen. Wird die Genehmigung versagt, muß die Kirchen­
leitung die Verordnung aufheben. 

(3) Rechtsverordnungen können aufgrund kirchengesetz­
licher Ermächtigung erlassen werden. Inhalt, Zweck und 
Ausmaß der Ermächtigung müssen im Gesetz bestimmt 
werden. Die Rechtsgrundlage ist in der Rechtsverordnung 
anzugeben. 

( 4) Verordnungen mit Gesetzeskraft und Rechtsver­
ordnungen werden im Kirchlichen Amtsblatt bekannt­
gemacht. Sie treten, wenn nichts anderes bestimmt ist, mit 
der Bekanntmachung in Kraft. Artikel 72 Abs. 5 Satz 3 
und 4 gilt entsprechend. 

Artikel82 

(1) Der Kirchenleitung gehören an: 

1. die oder der Präses der Landessynode; 

2. Mitglieder der Landessynode gemäß Absatz 2; 

3. die Bischöfin oder der Bischof, die Generalsuperinten­
dentinnen und Generalsuperintendenten und die geist­
liche Moderatorin oder der geistliche Moderator;. 

4. die Präsidentin oder der Präsident und die Pröpstin oder 
der Propst des Konsistoriums. 

Die Zahl der bei kirchlichen Körperschaften, Einrichtun­
gen oder Werken beruflich Tätigen unter den Mitgliedern 
der Kirchenleitung muß kleiner sein als die Hälfte der Mit­
gliederzahL Die Zahl der Mitglieder der Kirchenleitung legt 
die Landessynode unter Beachtung der vorstehenden Be­
stimmungen vor Beginn des Wahlgangs fest. 

J 
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(2) Die Mitglieder der Kirchenleitung nach Absatz 1 
Satz l Nr. 2 werden von der Landessynode auf ihrer ersten 
Tagung für die Dauer ihrer Amtszeit aus ihren ordentlichen 
Mitgliedern gewählt. Unter ihnen müssen mindestens zwei 
bei kirchlichen Körperschaften, Einrichtungen oder Werken 
beruflich Tätige, darunter mindestens eine ordinierte Theo­
login oder ein ordinierter Theologe, sein. 

(3) Die gewählten Mitglieder der Kirchenleitung bleiben 
bis zur Wahl ihrer Nachfolgerinnen und Nachfolger im 
Amt. Wiederwahl ist zulässig. Scheidet ein gewähltes Mit­
glied vorzeitig aus, Wählt die Landessynode für den Rest 
ihrer Amtszeit ein neues Mitglied. 

( 4) Für das Ruhen der Mitgliedschaft gilt Artikel 21 
Abs. 7 entsprechend. 

Artikel 83 

(1) Den Vorsitz in der. Kirchenleitung führt die Bischöfin 
oder der Bischof. Im Falle der Verhinderung führt die oder 
der Präses der Landessynode den Vorsitz. 

(2) Die Kirchenleitung ist beschlußfähig, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Für Abstimmungen 
und Wahlen gilt Artikel23 Nr. 3 und 4 entsprechend. 

(3) An den Abstimmungen zu Beschlüssen, welche die 
Kirchenleitung als Organ der Aufsicht über das Konsisto­
rium faßt, nehmen die Präsidentin oder der Präsident und 
die Pröpstin oder der Propst des Konsistoriums nicht teil. 

(4) Die Mitglieder des Kollegiums des Konsistmiums 
nehmen in der Regel an den. Sitzungen der Kirchenleitung 
beratend teil. Der Kirchenleitung steht es frei, Sitzungen 
ausschließlich im Kreis ihrer Mitglieder durchzuführen. 

(5) Näheres regelt die Geschäftsordnung, die sich die 
Kirchenleitung gibt. 

Artikel84 

Widerspricht die geistliche Moderatorin oder der geist­
liche- Moderator einem Beschluß der Kirchenleitung mit der 
Begründung, daß dieser mit Bekenntnis oder Ordnung der 
reformierten Gemeinden nicht in Einklang steht, so hat der 
Beschluß für die reformierten Gemeinden insoweit keine 
Geltung. 

Artikel85 

Urkunden über Rechtsgeschäfte, die die Landeskirche 
gegenüber Dritten verpflichten, und Vollmachten sind 
namens der Landeskirche von der oder dem Vorsitzenden 
der Kirchenleitung oder von der Präsidentin oder dem Präsi­
denten des Konsistoriums oder den mit deren Stellvertre­
tung Beauftragten zu unterschreiben und mit dem Siegel zu 
versehen; dadurch wird gegenüber Dritten die Rechtmäßig­
keit der Beschlußfassung festgestellt. 

Abschnitt 4: Die Bischöfin oder der Bischof, 
die Generalsuperintendentinnen und 

Generalsuperintendenten sowie 
das Evangelisch-reformierte Moderamen 

Artikel86 

(1) Die Bischöfin oder der Bischofund die Generalsuper­
intendentinnen und Generalsuperintendenten erfüllen im 
Auftrag der Landessynode eine gesamtkirchliche Aufgabe 
im Verkündigungsdienst der Kirche. In ihrer Verantwortung 
sind sie ihrem Ordinationsversprechen gemäß an Jesus 
Christus und sein Wort gebunden. 

(2) Sie achten mit der Kirchenleitung auf das Geschehen 
in den Gemeinden und in der Ökumene und helfen, daß die 
Kirche ihre Aufgaben als Zeugnis- und Dienstgemeinschaft 
in der Welt wahrnimmt. 

(3) Sie achten gemeinsam mit der Kirchenleitung darauf, 
daß das Evangelium unverfälscht verkündigt und gelehrt 
wird. 

( 4) Sie achten darauf, daß Gemeinden sowie Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter bei aller Vielfalt an der Einheit des 
Glaubens festhalten. Sie suchen das Gespräch mit unter­
schiedlich geprägten Gruppen in der Kirche und bemühen 
sich um Verständigung. 

(5) Sie versehen an den Gemeinden und deren Mitarbei­
terinnen und Mitarbeitern einen geschwisterlichen Dienst in 
geistlicher Beratung und seelsorgerliebem Gespräch. Dar­
über hinaus stehen sie allen Menschen zur Verfügung, die 
ihres Dienstes bedürfen. 

(6) Die Bischöfin oder der Bischof hat vornehmlich die 
Aufgabe, die Gemeinsamkeit im Bereich der Evangelischen 
Kirche in Berlin-Erandenburg zu fördern. Sie oder er vertritt 
die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg in der 
Öffentlichkeit unter Beachtung der Beschlüsse der Landes­
synode und der Kirchenleitung. 

(7) Die Generalsuperintendentinnen und Generalsuper­
intendenten haben vornehmlich seelsorgerliehe und Visita­
torische Aufgaben im Bereich der Sprengel. Die Anzahl der 
Sprengel und deren Abgrenzung legt die Landessynqde auf 
Antrag der Kirchenleitung fest. 

Artikel87 

(1) Die Bischöfin oder der Bischof und die Generalsuper­
intendentinnen und Generalsuperintendenten müssen ordi­
nierte Theologinnen oder Theologen sein. Sie sind Pfar­
rerinnen oder Pfarrer der Landeskirche und üben in einer 
Kirchengemeinde ihres Dienstsitzes pfanamtliche Dienste 
aus. 

(2) Sie haben das Recht, in jeder Kirchengemeinde ihres 
Dienstbereiches zu predigen. Sie können sich mit persön­
lichen Ansprachen und Anschreiben an Gemeinden sowie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wenden. 

(3) Sie beraten regelmäßig Fragen ihres gemeinsamen 
Dienstes. Die geistliche Moderatorin oder der geistliche 
Moderator und die Pröpstin oder der Propst nehmen an den 
Beratungen teil. 

Artikel88 

( 1) Die Bischöfin oder der Bischof und die Generalsuper­
intendentinnen und Generalsuperintendenten haben in 
Ausübung ihres Visitatorischen Auftrages das Recht, die Ge­
meinden und deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu be­
suchen und ihren Besuch bei sich zu erbitten. 

(2) Die Bischöfin oder der Bischof versieht im Rahmen 
ihrer oder seiner besonderen Verantwortung Visitations­
dienste vor allem bei den landeskirchlichen Einrichtungen 
und Werken. 

(3) Die Generalsuperintendentinnen und Generalsuper­
intendenten halten in ihren Sprengeln regelmäßig Visitatio­
nen und sind an den kreiskirchlichen Visitationen beteiligt. 

(4) Näheres regelt die Visitationsordnung. 

Artikel89 

(1) Die Bischöfin oder der Bischofund die Generalsuper­
intendentinnen und Generalsuperintendenten versehen im 
Zusammenwirken mit der Kirchenleitung den Dienst der 
Ordination. 

(2) Sie achten auf die Gewinnung, Auswahl und Heran­
bildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für den Ver­
kündigungsdienst sowie deren Fort- und Weiterbildung. 
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(3) Die Kirchenleitung regelt das Verfahren und die 
Zuständigkeiten bei der Ordination. 

Artikel90 

(1) Die Bischöfin oder der Bischof ist für die Förderung 
des theologischen Nachwuchses, insbesondere der Kandida­
tinnen und Kandidaten in den Predigerseminaren verant­
wm1lich. Die Bischöfin oder der Bischof leitet das Theolo­
gische Prüfungsamt Sie oder er kann an allen Prüfungen 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Verkündigungs­
dienst teilnehmen. 

(2) Die Generalsuperintendentinnen und Generalsuper­
intendenten sorgen für die Fort- und Weiterbildung und die 
geistliche Stärkung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Verkündigungsdienst im Rahmen gesamtkirchlicher Rege­
lungen und unbeschadet der Verantwortung der Superinten­
dentinnen und Superintendenten sowie der Kreiskirchen­
räte. 

(3) Sie achten darauf, daß die Gemeindeglieder zu Zeug­
nis und Dienst befähi[!:t werden. 

Artikel91 

(1) Die Bischöfin oder der Bischof und die Generalsuper­
intendentinnen und Generalsuperintendenten versammeln 
die Superintendentinnen und Superintendenten unter Betei­
ligung der Kirchenleitung und des Konsistoriums zu Kon­
venten. Sie sorgen für gegenseitige geschwisterliche Be­
ratung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Verkündi­
gungsdienst und halten Konvente je für ihren Dienstbereich 
ab. Die Kirchenleitung kann nähere Bestimmungen treffen. 

(2) Die Generalsuperintendentinnen und Generalsuper­
intendenten s"ollen die Konvente der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den Kirchenkreisen häufig besuchen. 

Artikel92 

(1) Die Bischöfin oder der Bischofund die Generalsuper­
intendentinnen und Generalsuperintendenten haben teil an 
der Leitung der Kirche. Sie können an den Beratungen aller 
kirchlichen Gremien in ihrem Bereich teilnehmen. 

(2) Die Bischöfin oder der Bischof sorgt zusammen mit 
· der Kirchenleitung vornehmlich für die geschwisterliche 
Zusammenarbeit aller kirchlichen Organe, Einrichtungen 
und Werke, für das Aufnehmen neu erkannter Aufgaben 
und für die Festlegung der Schwerpunkte und der Rangfolge 
kirchlicher Leitungsaufgaben. 

(3) Die Bischöfin oder der Bischof sorgt dafür, daß öku­
menische Anliegen sowie die Arbeit anderer Kirchen und 
kirchlicher Zusammenschlüsse in der Arbeit der Kirchenlei­
tung berücksichtigt werden. 

(4) Die Generalsuperintendentinnen und Generalsuper­
intendenten helfen dazu, daß die Anliegen der Gemeinden 
in der Kirchenleitung berücksichtigt werden und der Lei­
tungsdienst der Kirchenleitung in den Gemeinden zur Gel­
tung kommt. 

Artikel93 

(1) Die Bischöfin oder der Bischof sowie die General­
superintendentinnen und Generalsuperintendenten werden 
für die Dauer von zehn Jahren gewählt; eine einmalige Wie­
derwahl ist möglich. 

(2) Die Bischöfin oder der Bischof wird von der Landes­
synode nach den Bestimmungen eines Kirchengesetzes ge­
wählt. Die Einführung findet in einem Gottesdienst statt. 

(3) Die Generalsuperintendentinnen und Generalsuper­
intendenten werden aufgrund des Wahlvorschlags einer 

Vorschlagskommission von einem Wahlkonvent gewählt, 
dem 

1. die gewählten Mitglieder der Landessynode, 

2. die Vorsitzenden der Kreissynoden und 

3. die Superintendentinnen und Superintendenten 

des Sprengels angehören. Bei Verhinderung eines Mitglie­
des des Wahlkonvents tritt die Stellvertreterin oder der 
Stellvertreter an seine Stelle. Der Wahlvorschlag soll min­
destens zwei Namen enthalten. 

( 4) Der V orschlagskommission, die den Wahlvorschlag 
aufstellt, gehören an: 

1. die Bischöfifr'oder der Bischof, 

2. vier Mitglieder der Kirchenleitung, 

3. zwei Vorsitzende von Kreissynoden des Sprengels, 

4. zwei Mitglieder aus dem Kreis der Superintendentinnen 
und Superintendenten des Sprengels. 

Die Mitglieder gemäß Nummer 2 werden von der Kir­
chenleitung, die Mitglieder gemäß Nummer 3 von den Vor­
sitzenden der Kreissynoden des Sprengels und die Mitglie­
der gemäß Nummer 4 vom Konvent der Superintendentin­
nen und Superintendenten des Sprengels benannt. Den Vor­
sitz in der Vorschlagskommission führt die Bischöfin oder 
der Bischof. 

(5) Der Wahlkonvent wählt die Generalsuperintendentin 
oder den Generalsuperintendenten mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder; ab dem dritten Wahlgang genügt die Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder. Steht vom ersten Wahlgang an 
nur eine Person zur Wahl, bedarf es einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Anwesenden und von mehr als der Hälfte der 
Mitglieder des Wahlkonvents. Die Generalsuperintenden­
tinnen und Generalsuperintendenten werden von der 
Bischöfin oder dem Bischof in einem Gottesdienst einge­
führt. 

Artikel94 

(1) Die Bischöfin oder der Bischof und die Generalsuper­
intendentinnen und Generalsuperintendenten können von 
ihrem Amt zurücktreten, die Bischöfin oder der Bischof 
durch Erklärung gegenüber der Landessynode, die General­
superintendentinnen und Generalsuperintendenten durch 
Erklänmg gegenüber der Kirchenleitung. 

(2) Das Ausscheiden aus Altersgründeil richtet sich nach 
dem Pfarrerdienstrecht. 

(3) Die Vertretung der Bischöfin oder des Bischofs und 
der Generalsuperintendentinnen und Generalsuperintenden­
ten wird von ihnen im Benehmen mit der Kirchenleitung ge­
regelt, bei Verhinderung von längerer Dauer und im Falle 
der Vakanz durch die Kirchenleitung. Artikel 83 Abs. 1 
und 5 bleibt unberührt. 

Artikel 95 

(1) Das Evangelisch-reformierte Moderamen ist berufen, 
das reformierte Bekenntnis und die reformierten Gemeinden 
innerhalb der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg 
zu vertreten und im Rahmen der landeskirchlichen Ordnung 
für die reformierten Gemeinden nach den in ihrem Bekennt­
nis niedergelegten Schriftverständnis den Gottesdienst mit 
Einschluß der Sakramente und die Dienste der Predigt, der 
Lehre, der Zucht und der Diakonie zu ordnen. 

(2). Gegenüber den reformierten Gemeinden und ihren 
Gliedern nimmt es die Dienste der Bischöfin oder des 
Bischofs und der Generalsuperintendentinnen und General­
superintendenten wahr. 

(. 
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(3) Das Moderamen besteht aus der geistlichen Modera­
torin oder dem geistlichen Moderator, der rechtskundigen 
Sekretärin oder dem rechtskundigen Sekretär, den zu ihrer 
Vertretung Bestellten sowie Abgeordneten der reformierten 
Kreissynoden. Näheres über Bildung und Arbeitsweise des 
Moderamens regelt die Moderamensordnung. 

(4) Für das Ruhen der Mitgliedschaft gilt Artikel 21 
Abs. 7 entsprechend. 

Abschnitt 5: Das Konsistorium 

Artike196 

(1) Die laufenden Geschäfte der Landeskirche führt das 
Konsistorium im Rahmen der kirchlichen Ordnung nach 
den ihm von der Landessynode und der Kirchenleitung 
gegebenen Weisungen. Es ist für alle Angelegenheiten der 
landeskirchlichen Verwaltung zuständig, soweit die kirch­
liche Ordnung keine andere Zuständigkeit vorsieht. 

(2) Seine Aufgaben sind insbesondere, 

1. die Kirchenleitung über wichtige Ereignisse im kirch­
lichen und außerkirchlichen Geschehen zu unterrichten, 
Planungen und Entscheidungen der Kirchenleitung an­
zuregen, Beschlüsse der Kirchenleitung vorzubereiten 
und auszuführen; 

2. die Ausschüsse der Landessynode bei ihrer Arbeit zu 
unterstützen, sie über wichtige Planungen und Entwick­
lungen zu unteiTichten und ihnen die gewünschte Hilfe 
zu leisten; 

3. die zur Ausführung von Rechtsvorschriften erforder­
lichen Verwaltungsbestimmungen zu erlassen; 

4. PfaiTerinnen und PfaiTer der Kirchengemeinden und 
Kirchenkreise nach Maßgabe des PfaiTstellenbeset­
zungsrechts zu berufen, ihnen Stellen zu übertragen 
sowie über die Bestätigung von Bemfungen und Stel­
lenübertragungen zu entscheiden; 

5. die Kirchengemeinden, die Kirchenkreise, die landes­
kirchlichen Einrichtungen und Werke bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu beraten und zu unterstützen; 

6. die Rechtsaufsicht über die Kirchengemeinden und die 
Kirchenkreise sowie die allgemeine Aufsicht über die 
landeskirchlichen Einrichtungen zu führen, soweit nicht 
andere Stellen aufgrund kirchengesetzlicher Regelung 
zuständig sind; 

7. die Dienstaufsicht über die PfaiTerinnen und Pfarrer, 
Superintendentinnen und Superintendenten sowie Kir­
chenbeamtinnen und -beamten in der Evangelischen 
Kirche in Berlin-Erandenburg zu fübren, soweit nicht 
andere Stellen aufgrund kirchengesetzlicher Regelung 
zuständig sind. 

(3) Das Konsistorium kann unbeschadet der Zuständig­
keit der Kirchenleitung nach Artikel 79 Abs. 3 Nr. 9 die 
Evangelische Kirche in Berlin-Erandenburg bei der Vor­
nahme von Rechtsgeschäften und vor Gericht vertreten. 

Artikel97 

Das Konsistorium kann rechtswidrige Beschlüsse der Ge­
meindekirchenräte, der Kreissynoden und der Kreiskirchen­
räte außer Kraft setzen. Das Organ ist vorher zu hören. 
Gegen diese Entscheidungen kann das Kirchliche Verwal­
tungsgericht angemfen werden. 

Artikel98 

(l) Das Konsistorium ist ein kollegial verfaßtes Organ 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg. Dem 
Kollegium gehören die Präsidentin oder der Präsident, die 

Pröpstin oder der Propst sowie von der Kirchenleitung be­
rufene Mitglieder an. Näheres über die Berufung der Mit­
glieder des Kollegiums regelt ein Kirchengesetz. 

(2) Das Konsistorium wird durch die Präsidentin oder den 
Präsidenten geleitet. Die Kirchenleitung bestellt für die 
Dauer der Amtszeit der Präsidentin oder des Präsidenten ein 
rechtskundiges Mitglied des Kollegiums als Stellvertreterin 
oder Stellvertreter in der Leitung des Konsistoriums. Der 
Pröpstin oder dem Propst obliegt die theologische Leitung 
im Konsistorium. 

(3) Die Präsidentin oder der Präsident und die Pröpstin 
oder der Propst werden von der Landessynode auf Vor­
schlag der Kirchenleitung für eine Amtszeit von zehn Jahren 
gewählt; Wiederwahl ist möglich. Das Präsidentenamt setzt 
in der Regel die Befähigung zum Richteramt oder zum 
höheren Verwaltungsdienst voraus; das Propstamt kann nur 
von einer ordinierten Theologin oder einem ordinierten 
Theologen wahrgenommen werden. Näheres über ihre 
dienstrechtlichen Verhältnisse regelt ein Kirchengesetz. 

(4) Den Vorsitz im Kollegium führt die Präsidentin oder · 
der Präsident, vertretungsweise die Pröpstin oder der Propst. 
An den Beratungen des Kollegiums können die ihm nicht 
angehörenden Mitglieder der Kirchenleitung jederzeit teil­
nehmen und das Wort ergreifen. Die Bischöfin oder der 
Bischof kann jederzeit das Wort ergreifen, Anträge stellen, 
an den Abstimmungen teilnehmen und in besonderen Fällen 
auch den Vorsitz übernehmen. 

(5) Die Kirchenleitung gibt dem Konsistorium eine Ge­
schäftsordnung. 

Abschnitt 6: 

Landeskirchliche Einrichtungen und Werke 

Artikel99 

(1) Zur Unterstützung der Kirchengemeinden und Kir­
chenkreise und zur Wahrnehmung übergemeindlicher Auf­
gaben kann die Landessynode für einzelne Arbeitsgebiete, 
in denen eine eigenständige Arbeitsweise sinnvoll ist, 
Arbeitsstellen, Dienste und Werke als landeskirchliche Ein­
richtungen schaffen. Dazu gehören die Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen, die schulische Erziehungs- und Bil­
dungsarbeit, die Frimen-, Männer- und Familienarbeit, die 
Kirchenmusik, die Seelsorge an besonderen Gruppen, die 
Erwachsenenbildung und die Öffentlichkeitsarbeit sowie 
die Erfüllung besonderer Aufgaben in den Bereichen Diako­
nie, evangelische Diaspora, Ökumene und Mission. 

(2) Die landeskirchlichen Einrichtungen arbeiten in Bin­
dung an Schrift und Bekennmis. Sie üben ihre Tätigkeit in 
Übereinstimmung mit der kirchlichen Ordnung aus und 
werden von der Bischöfin oder dem Bischof visitiert. Die 
landeskirchlichen Einrichtungen tragen gegenüber der Kir­
chenleitung Verantwortung für ihren Arbeitsbereich. Siege­
währen der Landessynode und der Kirchenleitung auf Ver­
langen Einsicht in ihre Arbeit. Die Ordnungen für landes­
kirchliche Einrichtungen werden von der Kirchenleitung im 
Rahmen der von der Landessynode beschlossenen Zielvor­
stellungen und strukturellen Rahmenbedingungen erlassen, 
sofern die Landessynode sie nicht selbst beschließt. 

(3) Die landeskirchlichen Einrichtungen arbeiten mit den 
Organen der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg 
und den entsprechenden kreiskirchlichen Beauftragten nach 
Artikel.62 zusammen. 

ArtikellOG 

(1) Die in besonderen Rechtsformen des staatlichen 
Rechts geordneten Werke sind ungeachtet ihrer Rechtsform 



40 AMTSBLATT Heft , 1995 

Bestandteil der Kirche, wenn sie von der Kirchenleitung als 
kirchliche Werke anerkannt wurden. 

(2) Die Anerkennung setzt voraus, daß die Arbeit der 
Werke der Erfüllung des kirchlichen Auftrags dient und sie 
ihre Tätigkeit in Bindung an Schrift und Bekenntnis sowie 
unter Wahrung der kirchlichen Ordnung ausüben. Ihre Ord­
nungen müssen vorsehen, daß die Berufung ordinierter Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Bestätigung durch das 
Konsistorium, die Berufung in leitende Dienste der Bestäti­
gung durch die Kirchenleitung bedarf. 

(3) Die Anerkennung eines Gesamtwerks erstreckt sich 
auf die ihm angeschlossenen Einrichtungen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit 

( 4) Das Gemeinschaftswerk Berlin-Brandenburg regelt 
seine Angelegenheiten im Rahmen seiner Satzung selbstän­
dig. 

ArtikellOl 

(1) Das Diakonische Werk Berlin-Erandenburg ist aner­
kanntes Werk der Evafigelischen Kirche in Berlin-Branden­
burg. 

(2) Im Diakonischen Werk Berlin-Erandenburg wirken 
Kirchengemeinden und Kirchenkreise mit anderen Trägern 
diakonischer Werke und Einrichtungen unbeschadet ihrer 
Rechtsform zur gemeinsamen Wahrnehmung missiona­
risch-diakonischer Verantwortung zusammen. 

(3) Das Diakonische Werk Berlin-Erandenburg gibt sei­
nen Mitgliedern und den kirchlichen Körperschaften An­
regungen zum dialeonischen Handeln, berät sie, unterstützt 
ihre dialeonische Arbeit und hilft ihnen, diese selbständig 
und in eigener Verantwortung zu leisten. 

(4) Das Diakonische Werk Berlin-Erandenburg vertritt 
die dialeonische Arbeit der kirchlichen Träger im Auftrag 
der Kirche und im Zusammenwirken mit den Leitungsorga­
nen der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg in der 
Öffentlichkeit, gegenüber den Ländern Berlin und Branden­
burg sowie in der Liga der freien W ohlfahrtsverbände. Es 
regelt seine Angelegenheiten im Rahmen seiner Satzung 
selbständig unter Beachtung der kirchlichen Ordnung; dabei 
bleibt die Eigenständigkeit der den Freikirchen zugehörigen 
Mitglieder unberührt. 

Artikell02 

Das Theologische Prüfungsamt ist für die in der theologi­
schen Ausbildung vorgeschriebenen kirchlichen Prüfungen 
zuständig. Es wird von der Bischöfin oder dem Bischof ge­
leitet. Seine weiteren Mitglieder werden von der Kirchenlei­
tung berufen. Näheres regelt ein Kirchengesetz. 

Artikell03 

Das Kirchliche Verwaltungsgericht dient dem Rechts­
schutz im Bereich der Evangelischen Kirche in Berlin­
Brandenburg. Näheres, insbesondere Zusammensetzung, 
Zuständigkeit und Verfahren, regelt ein Kirchengesetz. 

Teil IV: 

Die Finanzordnung 

Artikell04 

(1) Die Gemeindeglieder unterstützen durch die Zahlung 
von Kirchensteuern und Gemeindekirchgeld sowie durch 
Kollekten und Spenden den Dienst der Kirche. 

(2) Für die Inanspruchnahme kirchlicher Leistungen und 
die Nutzung kirchlicher Einrichtungen können nach Maß­
gabe besonderer Bestimmungen Gebühren und Beiträge er­
hoben werden. 

ArtikellOS 

(1) Die Kirchengemeinden erheben von ihren Gemein­
degliedern Kirchensteuern vom Einkommen, deren Höhe 
durch Kirchengesetz einheitlich festgesetzt wird. Durch 
eine angemessene Aufteilung der Kirchensteuern zwischen 
Kirchengemeinden, Kirchenkreise und Landeskirche wird 
dafür Sorge getragen, daß diese Körperschaften ihre in der 
Grundordnung genannten Aufgaben erfüllen können. Der 
Einzug und.die Verwaltung der Kirchensteuern können der 
Landeskirche durch Kirchengesetz übertragen werden. 

(2) Das Gemeindekirchgeld steht den Kirchengemeinden 
zu und wird durch diese erbeten: Die Kirchengemeinden 
können die Verwaltung dem Kirchenkreis übertragen. 

(3) Kollekten werden gemäß den Kollektenplänen oder 
der anderweitig festgelegten Zweckbestimmung verwendet. 

( 4) Spenden und Zuwendungen sind uneingeschränkt für 
den Zweck zu verwenden, für den sie bestimmt wurden. 

(5) Gebühren und Beiträge stehen der Körperschaft zu, 
die die Leistung erbracht hat. 

Artikel106 

(1) Das Finanzaufkommen der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Erandenburg dient insgesamt der Erfüllung der den 
Kirchengemeinden, den Kirchenkreisen und der Landeskir­
che obliegenden Aufgaben. 

(2) Zum Finanzaufkommen der Landeskirche gehören, 
die Erträge aus dem landeskirchlichen Grund- und Kapital­
vermögen, die Finanzausgleichszahlungen der Evange­
lischen Kirche in Deutschland und der Evangelischen 
Kirche der Union, die Staatsleistungen sowie sonstige Ver­
waltungs- und Betriebseinnahmen der Landeskirche. Dazu 
gehört außerdem das Kirchensteueraufkommen, sofern Ein­
zug und Verwaltung der Landeskirche übertragen wurden. 
Außer Betracht bleiben insbesondere das Aufkommen aus 
dem Gemeindekirchgeld, Kollekten, Spenden und - unbe­
schadet der Regelungen über den innerkirchlichen Finanz­
ausgleich - Erträge des Grund- und Kapitalvermögens der 
Kirchengemeinden und Kirchenkreise. 

(3) Das Finanzaufkommen der Landeskirche wird durch 
ein Kirchengesetz unter den Kirchengemeinden, den Kir­
chenkreisen und der Landeskirche aufgeteilt. 

(4) Als Verteilungsmaßstab sind neben der Zahl der 
Gemeindeglieder die Siedlungsstruktur und die Zahl der 
Einwohnerinnen und Einwohner im Bereich der Kirchen­
gemeinde zu berücksichtigen, um eine ausgewogene Vertei­
lung unter den Kirchengemeinden zu gewährleisten. 

(5) Durch Kirchengesetz kann bestimmt werden, daß die 
Kirchengemeinden ihre Anteile am landeskirchlichen 
Finanzaufkommen über den Kirchenkreis erhalten. 

Artikel 107 

(1) Im Sinne einer verantwortlichen Haushalterschaft ist 
auf einen solidarischen, sparsamen und wirtschaftlichen 
Einsatz aller Mittel zu achten. 

(2) Alle Einnahmen und Ausgaben der Kirchengemein­
den, der Kirchenkreise und der Landeskirche werden in 
Haushaltsplänen veranschlagt. Haushaltsjahr ist in der 
Regel das Kalenderjahr. Die Haushaltspläne sind in Ein­
nahme und Ausgabe auszugleichen und offenzulegen. 

(3) Eine erhebliche Minderung der Einnahmen oder eine 
erhebliche Erhöhung der Ausgaben eines festgestellten 
Haushaltsplans erfordert einen Nachtragshaushaltsplan. 

(4) Die gesamte Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und 
Wirtschaftsführung sowie die Vermögensverwaltung der 

• 

• 
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Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg sowie der 
kirchlichen Werke unterliegen einer Rechnungsprüfung. 

(5) Einzelheiten der Gliederung und Aufstellung des 
Haushaltsplans, seiner Ausführung, der Vermögens- und 
Schuldenverwaltung sowie der Rechnungslegung und 
-prüfung werden durch Kirchengesetz geregelt. 

ArtikellOS 

Dem Kirchlichen Rechnungshof steht im Rahmen 
kirchengesetzlicher Regelungen ein uneingeschränktes 
Prüfungsrecht zu. Er ist bei der Durchführung seiner Auf­
gaben unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. 

Mit dieser Grundordnung weiß sich die Synode von 
neueminden Gehorsam gegen ihren himmlischen Herrn ge­
rufen. Die Synode gelobt, in der Treue gegen Jesus Christus 
die Arbeit an der Grundordnung wachsamfortzusetzen und 
ihre Fassung bei besserer Erkenntnis zu erneuern. Sie be­
fiehlt das Stückwerk ihres Gehorsams und ihrer Erkenntnis 
der Vergebung Gottes. 

Wir warten des lieben jüngsten Tages, an dem Gott 
unserem irdischen Dienst ein Ende macht, und um Christi 
willen hoffen wir, daß Gott uns dann sehen lasse, was Er uns 
zu glauben gegeben hat. 

Be r 1 in, den 19. November 1994 

Nr.8 

Der Präses 

Reihlen 

Einführungsgesetz zur Grundordnung der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg 
vom 19. November 1994 (Einführungsgesetz). 

Vom 19. November 1994. (KABl. S. 202) 

Die Synode der Evangelischen Kirche in Berlin-Eranden­
burg hat unter Beachtung von Artikel 5 Abs. 4 des Kirchen­
gesetzes über die Synode, die Kirchenleitung und das 
Konsistorium der Evangelischen Kirche in Berlin-Eranden­
burg vom 9. Dezember 1990 (KABl. S. 145) das folgende 
Kirchengesetz beschlossen: 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel! 

Die von der Synode auf der Grundlage des im gesamten 
Kirchengebiet geltenden Vorspruchs (Von Schrift und Be­
kenntnis, Grundsätze über Amt und Gemeinde) beschlos­
sene und mit dem gleichfalls im gesamten Kirchengebiet 
geltenden Nachsatz versehene Grundordnung der Evange­
lischen Kirche in Berlin-Erandenburg vom 19. November 
1994 tritt mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes (Arti­
kel 14) nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen in 
Kraft. 

Artikel2 

(1) Mit dem Inkrafttreten der Grundordnung gemäß Arti­
kel 1 treten, soweit sich aus diesem Kirchengesetz nichts 
anderes ergibt, außer Kraft: 

1. die im Bereich der ehemaligen Region Ost geltende 
Grundordnung der Evangelischen Kirche in Berlin-

Brandenburg vom 15. Dezember 1948 i. d. F. vom 
20. November 1978 411978 An!., KABI. 1979 
S. 37) 

sowie 

die im Bereich der ehemaligen Region West geltende 
Grundordnung der Evangelischen Kirche in Berlin­
Erandenburg vom 15. Dezember 1948 (KABI. 1949 
Nr. 2 An!.), 

beide zuletzt geändert durch das Kirchengesetz über die 
vorläufige Regelung der Aufgaben und der Rechts­
stellung der Bischöfin oder des Bischofs und der Gene­
ralsuperintendentinnen und Generalsuperintendenten in 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg (Auf­
gaben- und Rechtsstellungsgesetz) vom 7. November 
1992 (KABl. S. 176); . 

2. das Kirchengesetz über die vorläufige Regelung der 
Aufgaben und der Rechtsstellung der Bischöfin oder des 
Bischofs und der Generalsuperintendentinnen und 
Generalsuperintendenten in der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Erandenburg (Aufgaben- und Rechtsstellungs- · 
gesetz) vom 7. November 1992 (KABl. S. 176); 

3. das Kirchengesetz über die Synode, die Kirchenleitung 
und das Konsistorium der Evangelischen Kirche in 

. Berlin-Erandenburg vom 9. Dezember 1990 (KABl. 
S. 145); 

4. das Kirchengesetz über die Valcanzverwaltung des 
Propstamtes in der Evangelischen Kirche in Berlin­
Erandenburg (Berlin West) vom 11. Mai 1990 (KABI. 
S. 65); 

5. das Kirchengesetz zur Neufassung des Ersten bis Vier­
ten Teils der Grundordnung vom 20. November 1978 
(AM 411978 S. 32, MBB 1983 Nr. 5/6); 

6. das Kirchengesetz über die Einführung eines einheit­
lichen Wahlzeitraumes für alle Ältestenwahlen und über 
die Angleichung der Amtszeiten der Kreissynoden vom 
30. April 1974 (Rdschr. Nr. 211974 S. 11, MBl. 1974 
S. 60); 

7. das Kirchengesetz über das Bischofsamt vom 19. No­
vember 1972 (KABI. S. 96); 

8. das Kirchengesetz über das Bischofsamt in der Evange­
lischen Kirche in Berlin-Erandenburg vom 26. März 
1972 (AM 411978 S. 32, MBl. 1972 S. 58); 

9. das Kirchengesetz über den Raumordnungsausschuß 
vom 13. November 1964 (Rdverf. des Präses vom 
23. August 1966) in der Fassung vom 12. April1988; 

10. das Kirchengesetz über die Grundordnung der Evange­
lischen Kirche in Berlin-Erandenburg vom 15. Dezem­
ber 1948 (KABl. 1949 Nr. 2 Anlage S. 27). 

An ihre Stelle tritt nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes 
die Grundordnung der Evangelischen Kirche in Berlin­
Erandenburg vom 19. November 1994. 

(2) Im übrigen bleibt bis zu einer anderweitigen Regelung 
das bei Irrkrafttreten der Grundordnung geltende kirchliche 
Recht in seinem bisherigen Geltungsbereich in Kraft, soweit 
es der Grundordnung oder diesem Kirchengesetz nicht 
widerspricht. 

(3) Die Aufgaben der nach bisher geltendem Recht zur 
Entscheidung und Mitwirkung an Entscheidungen zustän­
digen Stellen nehmen die nach der Grundordnung für die 
jeweiligen Aufgaben zuständigen Stellen wahr. Das gleiche 
gilt für die Zuständigkeit zur Änderung, Ergänzung oder 
Aufhebung von fortgeltendem Recht. 
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(4) Soweit in fortgeltendem Recht auf Bestimmungen 
verwiesen wird, die durch die Gnmdordnung oder dieses 
Kirchengesetz außer Kraft gesetzt werden, oder Bezeich­
nungen verwendet werden, die durch die Grundordnung 
oder dieses Kirchengesetz aufgehoben oder geändert 
werden, treten an deren Stelle die entsprechenden Bestim­
mungen und Bezeichnungen der Gnmdordnung. 

(5) Das Konsistorium kann fortgeltende Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften in der sich durch die Grundordnung 
und dieses Kirchengesetz ergebenden Fassung neu bekannt­
machen. 

(6) Bei Meinungsverschiedenheiten über die Fortgeltung 
bisher geltenden Rechts nach Absatz 1 und 2 und über die 
Zuständigkeit nach Absatz 3 entscheidet die Kirchenleitung 
nach Anhörung des Ständigen Ordnungsausschusses der 
Landessynode. 

(7) Die nach den bisher geltenden Bestimmungen berufe­
nen Amtsträgerinnen und Amtsträger bleiben für die Zeit 
ihrer Berufung im Amt, soweit dieses Kirchengesetz nicht 
etwas anderes bestimint. Ihre Rechte und Pflichten richten 
sich nach den Bestimmungen der Grundordnung, dieses 
Kirchengesetzes und des nach Absatz 2 fortgeltenden 
Rechts. 

Abschnitt II 

Die Kirchengemeinde 

Artikel3 

Die bei Inkrafttreten der Grundordnung im Amt befind­
lichen Mitglieder der Gemeindekirchenräte sowie die 
Ersatzältesten bleiben für die Zeit im Amt, für die sie be­
stellt sind. Dabei verlängert sich die Amtszeit der im 
Bereich der ehemaligen Region West bestellten Ältesten 
und Ersatzältesten um den Zeitraum, der sich aus der Ver­
lagerung des Termins der Ältestenwahlen in die zweite 
Jahreshälfte des Jahres 1995 ergibt. Das Ruhen der Mit­
gliedschaft richtet sich nach den Bestimmungen der Grund­
ordnung. 

Artikel4 

Die Artikel 26 und 27 der Grundordnung finden erstmals 
auf die nach den Ältestenwahlen im Jahr 1995 neu zu 
bildenden Gemeindebeiräte Anwendung. Bis dahin gelten 
für Gemeindebeiräte die bisherigen Grundordnungsbestim­
mungen fort. 

Abschnitt III 

Der Kirchenkreis 

ArtikelS 

(1) Die bei lnkrafttreten der Grundordnung im Amt 
befindlichen Mitglieder der Kreissynoden und Kreiskir­
chenräte bleiben bis zur turnusmäßigen Neubildung dieser 
Organe nach den Bestimmungen der Grundordnung im 
Amt. Die Neubildung findet im ersten Halbjahr des Jahres 
1996 statt. Dabei verlängert sich die Amtszeit der im 
Bereich der ehemaligen Region West bestellten Mitglieder 
um den Zeitraum, der sich aus der Verlagerung des Termins 
der Neubildung in die erste Jahreshälfte des Jahres 1996 
ergibt. Für die Zusammensetzung und das vorzeitige Aus­
scheiden von Mitgliedern der Kreissynoden und Kreis­
kirchenräte gelten bis zur Neubildung der Organe die bis­
herigen Grundordnungsbestimmungen fort. Das Ruhen der 
Mitgliedschaft richtet sich nach den Bestimmungen der 
Grundordnung. 

(2) Die Regelung des Artikels 55 Abs. 3 Satz 2 der 
Grundordnung findet erstmals bei der Neubildung der 
Kreiskirchenräte nach den Bestimmungen der Grundord­
nung Anwendung. 

Artikel6 

Verfahren zur Besetzung eines Superintendentenamtes 
werden nach den bisherigen Grundordnungsbestimmungen 
fortgesetzt, wenn bei Inkrafttreten der Grundordnung der 
Wahlvorschlag bereits aufgestellt war. 

Artikel 7 

Die bei Inkrafttreten der Grundordnung vorhandenen 
reformierten Kirchenkreise bleiben zunächst bestehen. Sie 
sind spätestens bis zur Neubildung der Kreissynoden nach 
den Bestimmungen der Grundordnung (Artikel 5 Abs. 1 
Satz 2 dieses Kirchengesetzes) zu zwei Kirchenkreisen 
(Artikel 66 Abs. 1 Grundordnung) zusammenzuführen. 

Abschnitt IV 

Die Landeskirche 

ArtikelS 

(1) Die bei Inkrafttreten der Grundordnung im Amt be­
findlichen Mitglieder der Landessynode und der Kirchen­
leitung bleiben bis zur turnusmäßigen Neubildung dieser 
Organe nach den Bestimmungen der Grundordnung im 
Amt. Die Neubildung findet innerhalb der ersten vier 
Wochen des Jahres 1997 statt. Für die Zusammensetzung 
und das vorzeitige Ausscheiden von Mitgliedern gelten bis 
zu:r Neubildung der Organe die bisherigen Grundordnungs­
bestimmungen mit der Maßgabe fort, daß die Präsidentin 
oder der Präsident und die Pröpstin oder der Propst des Kon­
sistoriums Mitglieder der Landessynode sind. Das Ruhen 
der Mitgliedschaft richtet sich nach den Bestimmungen der 
Grundordnung. 

(2) Ämter, die nach Inkrafttreten der Grundordnung 
vakant werden und nach den Bestimmungen der Grundord­
nung nicht wieder zu besetzen sind, bleiben bei der Zusam­
mensetzung der Organe nach Absatz 1 Satz 3 unberücksich­
tigt. 

Artikel9 

(1) Die bei Inkrafttreten der Grundordnung 1m Amt 
befindlichen Generalsuperintendentinnen und General­
superintendenten bleiben für die Dauer ihrer Berufung im 
Amt. 

(2) Wer nach dem Aufgaben- und Rechtsstellungsgesetz 
vom 7. November 1992 (KABl. S. 176) mit der Vakanzver­
waltung des Amtes der Generalsuperintendentin oder des 
Generalsuperintendenten beauftragt ist, nimmt diesen Auf­
trag weiterhin wahr, bis nach den Bestimmungen der 
Grundordnung die Nachfolge durch Neuwahl entschieden 
ist und die oder der Gewählte den Dienst angetreten hat. Die 
Neuwahlen müssen spätestens ein Jahr, nachdem sich die 
erste nach den Bestimmungen der Grundordnung gebildete 
Landessynode konstituiert hat (Artikel 8 Abs. 1 Satz 2), 
stattfinden. Den genauen Zeitpunkt der Beendigung der 
Vakanzverwaltung bestimmt die Kirchenleitung. 

(3) Die mit der Vakanzverwaltung Beauftragten nach Ab­
satz 2 führen die Amtsbezeichnung Generalsuperintenden­
tin oder Generalsuperintendent und gehören der Landes­
synode und der Kirchenleitung als stimmberechtigte Mit­
glieder an. Auf sie finden die in der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Erandenburg für Generalsuperintendentinnen und 
Generalsuperintendenten geltenden Bestimmungen entspre­
chende Anwendung. 

Artikel10 

Die bei Inkrafttreten der Grundordnung im Amt befind­
lichen Mitglieder der Evangelisch-reformierten Moderamen 
bleiben bis zur Neubildung des Evangelisch-reformierten 
Moderamens nach den Bestimmungen der Grundordnung 
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im Amt; Artikel 8 Abs. 2 bleibt unberührt. Die Neubildung 
des Moderamens muß bis zur Neubildung der Landes­
synode nach den Bestimmungen der Grundordnung (Arti­
kel 8 Abs. 1 Satz 2 dieses Kirchengesetzes) abgeschlossen 
sein. Das Ruhen der Mitgliedschaft richtet sich nach den 
Bestimmungen der Grundordnung. 

Artikel11 

(1) Die bei Inkrafttreten der Grundordnung im Amt be­
findlichen Mitglieder des Kollegiums des Konsistoriums 
bleiben dies bis zu ihrem Ausscheiden aus dem Dienst. 

(2) Der bei Inkrafttreten der Grundordnung im Amt be­
findliche, aufgrund des Kirchengesetzes vom 11. Mai 1990 
(KABI. S. 65) gewählte Vakanzverwalter für das Propstamt 
bleibt bis zum Dienstantritt einer Pröpstin oder eines 
Propstes, die oder der nach den Bestimmungen der Grund­
ordnung gewählt wurde, im Amt. Die Wahl nach Satz 1 muß 
spätestens innerhalb eines Jahres nach der Konstituierung 
der ersten nach den Bt;,stimmungen der Grundordnung ge­
bildeten Landessynode (Artikel 8 Abs. 1 Satz 2) stattfinden. 
Auf den Vakanzverwalter finden mit Ausnahme von Arti­
kel 73 Abs. 1 Nr. 3 der Grundordnung und Artikel 8 Abs. 1 
Satz 3 letzter Halbsatz dieses Kirchengesetzes die in der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg für die 
Pröpstin oder den Propst geltenden Bestimmungen ent­
sprechende Anwendung. Er führt die Amtsbezeichnung 
Propst und gehört für die Dauer der Vakanzverwaltung nach 
Satz 1 der Kirchenleitung als stimmberechtigtes Mitglied 
an. 

Artikel12 

Die in besonderen Rechtsformen des staatlichen Rechts 
geordneten Werke, die bei Inkrafttreten der Grundordnung 
von der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche inBerlin­
Brandenburg oder einer Kirchenleitung der ehemaligen 
Regionen der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg 
anerkannt waren, bleiben ungeachtet ihrer Rechtsform 
Bestandteil der Evangelischen Kirche in Berlin-Eranden­
burg im Sinne von Artikel 100 der Grundordnung. 

Artikel13 

Kirchliches Verwaltungsgericht im Sinne von Arti­
kel 103 der Grundordnung ist bis zur Zusammenführung der 
kirchlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Evangeli­
schen Kirche in Berlin-Erandenburg für den Bereich der 
ehemaligen Region Ost das Kirchengericht und für den Be­
reich der ehemaligen Region West das Verwaltungsgericht 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg (Berlin 
West). Bis zum Inkrafttreten einer Verfahrensordnung für 
das ~an~e ~irchengebiet richten sich Zusammensetzung, 
Zustand1gke1t und Verfahren nach dem gemäß Artikel 2 
Abs. 2 fortgeltenden regionalen Recht. 

Abschnitt V 

Inkrafttreten 

Artikel14 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Advent (27. November) 
1994 in Kraft. 

Be r 1 in, den 19. November 1994 

Der Präses 

Reihlen 

Nr. 9 über die Wahl der in 
der Kirche in Berlin-Eranden-
burg (Ältestenwahlgesetz). 

Vom 19. November 1994. (KABl. S. 210) 

Die Synode der Evangelischen Kirche in Berlin-Branden­
burg hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 

Amtsdauer 

(1) Die Ältesten im Sinne von Artikel21 Abs. 1 Nr. 1 der 
Grundordnung werden von der Gemeinde für die Dauer von 
sechs Jahren gewählt. Sie können ihren Dienst erst nach Ab­
gabe des Ältestem7ersprechens ausüben und bleiben Älteste 
bis zur Einführung ihrer Nachfolgerinnen oder Nachfolger. 

(2) Die Amtszeit der Ersatzältesten beträgt drei Jahre, im 
Fall.~es § 2 Abs. 2 sechs Jahre, und endet, sofern sie nicht 
als Alteste nachgerückt sind, mit Ablauf des Tages der 
nächsten AltestenwahL 

§2 

Wahlturnus 

.. (1) In den Kirchengemeinden finden alle drei Jahre 
Altest~nwahlen statt. Neu gewählt werdenjeweils die Hälfte 
aller Altesten und alle Ersatzältesten. Ist die Zahl der 
Ältesten im Sinne von Artikel 21 Abs. 1 Nr. 1 der Grund­
ordnung ungerade, gilt als Hälfte abwechselnd die nächst 
niedrigere und die nächst höhere Zahl. 

(2) In !deinen Kirchengemeinden (in der Regel weniger 
als _SO? Gemeindegli~der) können mit Zustimmung des 
Kreiskirchenrats alle Altesten und Ersatzältesten in sechs­
jährigem Turnus gewählt werden. Der Übergang zum sechs­
jährigen Wahlturnus ist nur in dem Jahr zulässig, das dem 
Jahr der Neubildung der Kreissynode vorausgeht. Die Zu­
stimmung des Kreiskirchenrats ist vom Gemeindekirchenrat 
bis zum Ablauf des 31. März des Jahres zu beantragen, in 
dem die nach Absatz 1 anstehende Ältestenwahl zum ersten 
Mal ausfallen soll. 

§3 

Zahl der Ältesten und Ersatzältesten 

(1) Die Zahl der zu wählenden Ältesten bestimmt der Ge­
meindekirchenrat. Wird durch einen solchen Beschluß die 
Gesamtzahl der gewählten Ältesten verändert, bedarf er der 
Zustimmung des Kreiskirchenrats. Der Gemeindekirchenrat 
hat die Zustimmung spätestens am 31. März des Wahljahres 
beim Kreiskirchenrat zu beantragen. Dem Gemeindekir­
chenrat sollen nicht weniger· als vier und nicht mehr als 
fünfzehn gewählte Älteste angehören. 

(2) Wird die Zahl der Ältesten erhöht, scheidet auch bei 
der übernächsten Wahl die Hälfte der Ältesten aus; durch 
d,a~ Los wird bestimmt, wer von den zuletzt gewählten 
Altesten bereits nach drei Jahren ausscheidet. Wird die Zahl 
vermindert, wird vor der übernächsten Wahl durch das Los 
bestimmt, wer von den Ältesten, deren Amtszeit abläuft 
noch für weitere drei Jahre im Amt bleibt. Die Sätze 1 und :2 
sind entsprechend anwendbar, wenn ohne Beschluß nach 
Absatz 1 das Verhältnis zwischen der Zahl der im Amt blei­
benden und der Zahl der ausscheidenden Ältesten zwischen 
zwei Wahlen ungleich geworden ist. 

(3) Welche Zahl von zu wählenden Ersatzältesten ange­
messen ist, bestimmt der Gemeindekirchenrat Die Zahl soll 
mindestens ein Viertel der Zahl aller Ältesten im Sinne von 
Artikel21 Abs. 1 Nr. 1 der Grundordnung betragen, sie soll 
deren Zahl aber nicht übersteigen. 
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§4 

Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt sind alle Gemeindeglieder, die am 
Wahltag das 14. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, sie 
sind nicht zum Abendmahl zugelassen. 

(2) Die Gemeindeglieder sind in der Kirchengemeinde 
wahlberechtigt, der sie angehören. 

(3) Vom Wahlrecht ausgeschlossen ist, 

1. wem nach Bestimmungen der Ordnung des kirchlichen 
Lebens das Wahlrecht versagt ist, 

2. für wen zur Besorgung aller Angelegenheiten eine Be­
treuerin oder ein Betreuer nicht nur durch einstweilige 
Anordnung bestellt ist. 

Über den Ausschluß entscheidet der Gemeindekirchen­
rat Das ausgeschlossene Gemeindeglied kann gegen die 
Entscheidung, die ihm mit den Gründen mitzuteilen ist, 
innerhalb von zwei Wochen nach der Bekanntgabe schrift­
lich Beschwerde einlegen. Auf die Beschwerdemöglichkeit 
ist bei der Bekanntgabe hinzuweisen. Der Gemeinde­
kirchenrat legt die Beschwerde mit seiner St.Mlungnahme 
dem Kreiskirchenrat zur Entscheidung vor. 

§ 5 

Wählbarkeit 

(1) Zu Ältesten können Gemeindeglieder gewählt wer­
den, die zum Abendmahl zugelassen sind, am Leben der Ge­
meinde teilnehmen, sich zu Wort und Sakrament halten und 
bereit sind, über die innere und äußere Lage der Gemeinde 
Kenntnis und Urteil zu gewinnen. Sie müssen am Wahltag 
mindestens 18 Jahre alt und in der Kirchengemeinde wahl­
berechtigt sein. 

(2) Die Zahl der bei kirchlichen Körperschaften, Einrich­
tungen oder Werken beruflich Tätigen unter den Mit­
gliedern des Gemeindekirchenrats muß kleiner sein als die 
Hälfte der MitgliederzahL Die Zahl der beruflichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinde ein­
schließlich der Pfarrerinnen und Pfarrer unter den Mit­
gliedern des Gemeindekirchenrats darf ein Drittel der 
Mitgliederzahl nicht überschreiten. 

(3) Ehegatten, Geschwister, Eltern und ihre Kinder, 
Großeltern und ihre Enkel sollen nicht gleichzeitig Mit­
glieder desselben Gemeindekirchenrats sein. 

§ 6 

Bekanntmachungen 

Bekanntmachungen über die Wahl erfolgen durch Ab­
kündigung in Gottesdiensten und Gemeindeveranstaltungen 
sowie durch Aushang, soweit nicht dieses Kirchengesetz 
etwas anderes bestimmt. Der Kirchengemeinde steht es frei, 
die Bekanntmachung durch Bekanntgabe anderer Art zu 
ergänzen. 

§7 

Termin und Ort der Wahl 

(1) Die Wahlen finden in der zweiten Hälfte des Wahl­
jahres statt. Den Wahltermin bestimmt die Kirchenleitung. 
Dabei wird für den Sprengel Berlin mit Ausnahme der 
Kirchenkreise Teltow und Königs Wusterhausen ein Sonn­
tag als Wahltag festgesetzt. Für die übrigen Bereiche der 
Landeskirche wird ein damit in Zusammenhang stehender 
Zeitraum bestimmt, der sechs Sonntage umfaßt. Innerhalb 
des von der Kirchenleitung festgesetzten Zeitraums be­
stimmt der Gemeindekirchenrat einen Sonntag oder kirch­
lichen Feiertag als Wahltag. Die Entscheidungen der Kir-

chenleitung werden spätestens vier Monate vor Beginn des 
nach Satz 4 festgesetzten Zeitraums im Kirchlichen Amts­
blatt veröffentlicht. 

(2) Die Wahl findet auch im Fall von Absatz 1 Satz 4 in 
der Regel an einem Tag statt. Falls die örtlichen Gegeben­
heiten es erfordern, kann der Gemeindekirchenrat bestim­
men, daß an zwei Tagen gewählt wird. Beide Wahltage 
müssen Sonn- oder kirchliche Feiertage sein; zwischen 
ihnen dürfen nicht mehr als sechs Tage liegen. 

(3) Die Wahl findet am Wahltag in der Regel von 
8.00 Uhr bis 18.00 Uhr statt. In !deinen Kirchengemeinden 
(§ 2 Abs. 2 Satz 1) kann der Gemeindekirchenrat die Wahl­
zeit innerhalb dieses Zeitraums begrenzen; sie muß min­
destens zwei ·stunden betragen. Die Wahlhandlung soll 
während des Gottesdienstes ruhen. 

( 4) Als Wahlort bestimmt der Gemeindekirchenrat einen 
Raum der Kirchengemeinde. Ausnahmen bedürfen der 
Zustimmung des Kreiskirchenrats. Der Wahlort kann im 
Verlauf der Wahl gewechselt werden. Dies ist vorher aus­
drücklich bekanntzumachen. 

(5) In Kirchengemeinden mit mehreren Wahl- oder 
Stimmbezirken (§ 8) ist für jeden Bezirk ein eigener Wahl­
ort festzulegen: 

(6) Wahlorte und Wahltermin mit genauer Angabe der 
Zeiten, in denen die Stimmabgabe erfolgen kann, sind 
spätestens am 56. Tag vor dem Wahltag bekanntzumachen. 
Dabei ist auch auf die Möglichkeit der Briefwahl hinzu­
weisen. 

§ 8 

Wahl- und Stimmbezirke 

(1) In großen Kirchengemeinden, in denen sich Gemein­
deteile mit eigenen Gottesdienststätten gebildet haben, kann 
der Gemeindekirchenrat mit Zustimmung des Kreiskirchen­
rats, die Gemeindeteile als Wahlbezirke einrichten. Ist für 
mehrere Kirchengemeinden ein gemeinsamer Gemeinde­
kirchenrat gebildet (Artikel 44 Abs. 5 Grundordnung), 
gelten die Kirchengemeinden als Wahlbezirke. Der Ge­
meindekirchenrat entscheidet, wieviele Älteste und Ersatz­
älteste in jedem Wahlbezirk zu wählen sind. 

(2) Die Gemeindeglieder sind in dem Wahlbezirk wahl­
berechtigt und wählbar, in dem sie wohnen; der Gemeinde­
kirchenrat kann zulassen, daß sie in einem anderen Wahl­
bezirk wählbar sind. Bei Gemeindegliedern, deren Gemein­
dezugehörigkeitauf einer Umgemeindung beruht, entschei­
det der Gemeindekirchenrat, in welchem Wahlbezirk sie 
wahlberechtigt und wählbar sind. Sind aufgrund der 
Stimmenanteile in den einzelnen Wahlbezirken insgesamt 
mehr berufliche kirchliche Mitarbeiterinnen oder Mit­
arbeiter gewählt, als nach § 5 Abs. 2 Mitglieder des Ge­
meindekirchenrats werden dürfen, so entscheidet darüber, 
wer gewählt ist, die Reihenfolge des prozentualen Stim­
menanteils der einzelnen Gewählten in ihren Wahlbezirken. 

(3) Für jeden Wahlbezirk wird ein Wahlberechtigtenver­
zeichnis geführt, ein Gesamtwahlvorschlag aufgestellt und 
ein Wahlvorstand gebildet. Zur Beschwerde gemäß § 24 
gegen die Wahl in einem Wahlbezirk oder die in. einem 
Wahlbezirk Gewählten sind nur die wahlberechtigten 
Gemeindeglieder dieses Wahlbezirks berechtigt. 

( 4) In großen Kirchengemeinden mit mehreren Gottes­
dienststätten kann der Gemeindekirchenrat mit Zustimmung 
des · Kreiskirchenrats die Kirchengemeinde in mehrere 
Stimmbezirke einteilen. Für jeden Stimmbezirk wird ein 
Wahlberechtigtenverzeichnis geführt und ein Wahlvorstand 
gebildet. 
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§ 9 

Wahl vorbereitung, Wahlkommission 

(l) Der Gemeindekirchenrat ist für die Vorbereitung der 
Wahl verantwortlich. Er kann zu diesem Zweck aus seinen 
Mitgliedern eine Wahlkommission bilden, die zwischen den 
Sitzungen des Gemeindekirchenrats an seiner Stelle die zur 
Vorbereitung und Durchführung der Wahl erforderlichen 
Entscheidungen trifft. DerWahlkommission müssen minde­
stens drei Mitglieder angehören, und zwar vorzugsweise 
solche, die nicht zur Wahl stehen. Der Gemeindekirchenrat 
bestimmt, wer den Vorsitz in der Wahlkommission führt. 
Die Entscheidung über die Bildung einer Wahlkommission 
muß spätestens am 63. Tag vor dem Beginn des nach § 7 
Abs. 1 Satz 4 bestimmten Zeitraums erfolgen. 

(2) Die Entscheidungen nach § 2, § 3, § 4 Abs. 3, § 7 
Abs. 1 bis 5 und§ 8 dürfen nicht von der Wahlkommission 
getroffen werden. 

§ 10 

Wahlvorschläge 

(l) Für das Ältestenamt kann jedes Gemeindeglied vor­
geschlagen werden, das die Voraussetzungen des § 5 erfüllt. 

(2) Alle wahlberechtigten Gemeindeglieder (§ 4) können 
Wahlvorschläge einreichen. Ein Wahlvorschlag kann 
mehrere Namen enthalten. Jeder Wahlvorschlag muß von 
mindestens zehn, in kleinen Kirchengemeinden (§ 2 Abs. 2 
Satz 1) von mindestens fünf wahlberechtigten Gemein­
degliedern unterschrieben sein. 

(3) Die Wahlvorschläge müssen den Familiennamen, den 
Vornamen, den Geburtstag und die Anschrift jedes vor­
geschlagenen Gemeindeglieds enthalten. 

(4) Der Gemeindekirchenrat und der Gemeindebeirat 
bemühen sich spätestens von Beginn des Wahljahres an um 
Gemeindeglieder, die geeignet und bereit sind, Älteste zu 
werden. 

( 5) Nach Festsetzung des W ahltags, jedoch spätestens am 
56. Tag vor dem Wahltag werden die Gemeindeglieder 
durch Bekanntmachung(§ 6) aufgefordert, Wahlvorschläge 
einzureichen. Die Wahlvorschläge müssen spätestens am 
42. Tag vor dem Wahltag beim Gemeindekirchenrat ein­
gehen. 

§11 

Prüfung der Wahlvorschläge 

(1) Der Gemeindekirchenrat prüft die eingereichten 
Wahlvorschläge spätestensamdritten Tag nach Ablauf der 
Einreichungsfrist. 

(2) Wahlvorschläge, die den Vorschriften des§ 10 Abs. 2 
Satz 3 und Abs. 3 nicht entsprechen, können ergänzt wer­
den. Der Gemeindekirchenrat wirkt unverzüglich auf eine 
Ergänzung hin. Die ergänzten Wahlvorschläge müssen 
spätestens am 29. Tag vor dem Wahltag vorliegen. 

(3) Wahlvorschläge, die nicht der Vorschrift des § 10 
Abs. 2 Satz 3 entsprechen und nicht rechtzeitig ergänzt 
wurden (Absatz 2), werden zurückgewiesen. Namens­
vorschläge, die der Vorschrift des § 10 Abs. 3 nichtentspre­
chen und nicht rechtzeitig ergänzt werden (Absatz 2), und 
die Namen der nicht wählbaren Vorgeschlagenen werden 
von den Wahlvorschlägen gestrichen. Der Gemeinde­
kirchenrat benachrichtigt die Betroffenen und die Person, 
die den Wahlvorschlag als erste unterzeichnet hat, unter An­
gabe des Grundes von der Zurückweisung und der Strei­
chung und nennt den Rechtsbehelf Die Benachrichtigten 

· können gegen die Entscheidung innerhalb einer Woche 
nach Zugang der Benachrichtigung schriftlich Beschwerde 
einlegen. Der Gemeindekirchenrat hat die Beschwerde mit 

seiner Stellungnahme dem Kreiskirchenrat vorzulegen. Der 
Kreiskirchenrat entscheidet über die Beschwerde innerhalb 
einer Woche nach ihrem Eingang und teilt die Beschwer­
deentscheidung mit schriftlicher Begründung der oder dem 
Beschwerdeführenden und dem Gemeindekirchenrat mit. 
Die Entscheidung des Kreiskirchenrats ist vorbehaltlich 
anderer Entscheidungen im Wahlanfechtungsverfahren 
(§§ 24 und 25) endgültig. 

(4) Der Gemeindekirchenrat fordert alle zur Wahl vor­
geschlagenen Gemeindeglieder, deren Wählbarkeit festge­
stellt ist, unter Mitteilung des Wortlauts des Ältestenver­
sprechens auf, innerhalb von fünf Tagen zu erklären, ob sie 
bereit sind, sich zur Wahl aufstellen zu lassen und nach ihrer 
Wahl das Ältesten"ersprechen abzulegen. 

§ 12 

Vorbereitung des Gesamtwahlvorschlags und Anhörung 
des Gemeindebeirats 

(1) Nach Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge 
bereitet der Gemeindekirchenrat den Gesamtwahlvorschlag 
vor. Wer seine Bereitschaft, sich zur Wahl aufstellen zu las­
sen, nicht spätestens am 20. Tag vor dem Wahltag erklärt 
hat, wird nicht in den Gesamtwahlvorschlag aufgenommen. 

(2) Der Gesamtwahlvorschlag soll mindestens einein­
halbmal so viele Namen und darf nicht mehr als dreimal so 
viele Namen enthalten, wie Älteste zu wählen sind. Sind in 
einer Kirchengemeinde oder, wenn die Kirchengemeinde 
gemäß § 8 in Wahlbezirke eingeteilt ist, in einem Wahl­
bezirk nicht mehr als zwei Älteste zu wählen, muß der 
Gesamtwahlvorschlag bei einer oder einem Ältesten min­
destens zwei und bei zwei Ältesten mindestens vier Namen 
enthalten. 

(3) Enthalten alle eingereichten Wahlvorschläge zusam­
men nicht die nach Absatz 2 erforderliche Zahl von Namen, 
soll der Gemeindekirchenrat sie auf diese Zahl ergänzen. Ist 
kein ordnungsgemäßer Wahlvorschlag eingegangen, stellt 
der Gemeindekirchenrat einen Wahlvorschlag auf. 

(4) Vor den Entscheidungen nach Absatz 2 und 3 und vor 
der Aufstellung des Gesamtwahlvorschlags ist der Gemein­
debeirat, wenn kein Gemeindebeirat gebildet wurde, die Ge­
meindeversammlung zu hören. 

§ 13 

Aufstellung und Bekanntgabe des Gesamtwahlvorschlags 
und Vorstellung der zur Wahl Stehenden 

(1) Der Gemeindekirchenrat überträgt die Namen der zur 
Wahl vorgeschlagenen Gemeindeglieder, die die Erklärung 
nach § 11 Abs. 4 abgegeben haben, in alphabetischer 
Reihenfolge auf den Gesamtwahlvorschlag. Außer Vor- und 
Zunamen werden Geburtsjahr und Anschrift angegeben. 
Berufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchen­
gemeinde sowie die bei anderen kirchlichen Körper­
schaften, Einrichtungen oder Werken beruflich Tätigen 
müsse!' als solche gekennzeichnet sein. 

(2) Der Gesamtwahlvorschlag ist spätestens zwei 
Wochen vor dem Wahltag bekanntzumachen (§ 6). Auf die 
Möglichkeit der Briefwahl ist hinzuweisen. 

(3) Die zur Wahl vorgeschlagenen Gemeindeglieder sol­
len sich der Gemeinde vorstellen. Der Gemeindekirchenrat 
beschließt, in welcher Weise die Vorstellung geschieht. Am 
Wahltag darf keine Vorstellung stattfinden. 

I' 
:I 
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§ 14 

Stimmzettel 

Die Stimmzettel sind nach dem diesem Kirchengesetz 
beigefügten Muster (Anlage 1) zu fertigen. Sie müssen den 
Gesamtwahlvorschlag und die Angabe enthalten, wie viele 
Älteste und Ersatzälteste zu wählen sind. Auf ihnen muß 
ferner vermerkt sein, daß Stimmzettel, auf denen mehr 
Namen angekreuzt sind, als Älteste zu wählen waren, 
ungültig sind. 

§ 15 

Wahlberechtigtenverzeichnis 

(1) Die Ausübung des Wahlrechts setzt die Eintragung in 
das Wahlberechtigtenverzeichnis voraus. 

(2) Der Gemeindekirchenrat entscheidet, ob das Wahl­
berechtigtenverzeichnis als Liste oder Kartei geführt wird. 
Die Kartei kann eine für die Wahl besonders angelegte oder 
die Gemeindekartei sein. Eine Seelsorgekartei darf nicht 

·verwandt werden. Die Karteieintragung über die Wahl­
berechtigung ist von einer oder einem Beauftragten des 
Gemeindekirchenrats zu unterzeichnen. 

(3) In das Wahlberechtigtenverzeichnis sind von Amts 
wegen alle wahlberechtigten Gemeindeglieder mit Fami­
liennamen, Vornamen, Wohnung und Geburtstag einzu­
tragen. Es muß Spalten für Vermerke über die Ausgabe von 
Briefwahlscheinen, über die Stimmabgabe sowie eine 
Spalte für Bemerkungen enthalten. 

(4) Das Wahlberechtigtenverzeichnis ist vom Gemeinde­
kirchenrat fortlaufend zu führen und bis zum Ablauf des 
29. Tages vor dem Wahltag auf seine Richtigkeit zu prüfen. 
Wer eingetragen, aber nicht wahlberechtigt ist, muß ge­
strichen werden. Über die Streichung entscheidet die oder 
der Vorsitzende, die oder der stellvertretende Vorsitzende 
oder ein beauftragtes Mitglied des Gemeindekirchenrats. 
Wird nach dem Ablauf der Prüfungszeit bekannt, daß 
jemand in das Wahlberechtigtenverzeichnis eingetragen, 
aber nicht wahlberechtigt ist, ist die Person unverzüglich zu 
streichen und von der Streichung zu benachrichtigen. Über 
die Streichung entscheidet die oder der Vorsitzende, die 
oder der stellvertretende Vorsitzende oder ein beauftragtes 
Mitglied des Gemeindekirchenrats. Gegen die Streichung 
ist bis zum Ablauf des 13. Tages vor dem Wahltag 
Beschwerde an den Gemeindekirchenrat zulässig. Hilft der 
Gemeindekirchenrat der Beschwerde nicht ab, entscheidet 
der Kreiskirchenrat Dessen Entscheidung muß spätestens 
am zweiten Tag vor dem Wahltag der oder dem Beschwer­
deführenden und dem Gemeindekirchenrat zugehen. Die 
Beschwerdeentscheidung sowie Streichungen nach dem 
Ablauf der Beschwerdefrist sind nur im W ahlanfechtungs­
verfahren (§§ 24 und 25) nachprüfbar. 

(5) Nachdem das Wahlberechtigtenverzeichnis geprüft 
ist, benachrichtigt die Kirchengemeinde die eingetragenen 
wahlberechtigten Gemeindeglieder schriftlich von der 
Eintragung. Die Wahlbenachrichtigung soll enthalten: 

1. Familiennamen, Vornamen, Wohnung und Geburtstag 
der oder des Wahlberechtigten, 

2. den Wahltag, die Wahlzeit und den Wahlort, 

3. die Nummer der Eintragung in das Wahlberechtigten­
verzeichnis, 

4. die Bitte, die Benachrichtigungskarte und den Personal­
ausweis zur Wahl mitzubringen, 

5. den Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl. 

(6) In der Zeit vom 28. bis zum 15. Tag vor dem Wahltag 
liegt das Wahlberechtigtenverzeichnis für die Dauer von 
zehn Tagen in der Gemeinde zur Auskunfterteilung bereit. 

Die Auskunft wird von einer oder einem Beauftragten des 
Gemeindekirchenrats erteilt. Es wird Auskunft darüber ge­
geben, ob und mit· welchen Angaben die oder der Aus­
kunftsuchende im Wahlberechtigtenverzeichnis eingetragen 
ist. Ort und Zeit der Auskunfterteilung mit Hinweis auf die 
Möglichkeit der Beschwerde nach Absatz 7 sind spätestens 
am sechsten Sonntag vor dem Wahltag bekanntzumachen. 

(7) Wer wahlberechtigt, jedoch in das Wahlberechtigten­
verzeichnis nicht eingetragen ist, hat das Recht, bis zum Ab­
lauf des 15. Tages vor dem Wahltag schriftlich Beschwerde 
beim Gemeindekirchenrat einzulegen. Hilft der Gemeinde­
kirchenrat der Beschwerde nicht ab, entscheidet der Kreis­
kirchenrat. Dessen Entscheidung muß spätestens am zwei­
ten Tag vor d«m Wahltag der oder dem Beschwerdeführen­
den und dem Gemeindekirchenrat zugehen. Sie ist nur im 
Wahlanfechtungsverfahren (§§ 24 und 25) nachprüfbar. 

(8) Wird nach dem Ablauf der in Absatz 7 geregelten Be­
schwerdefrist bekannt, daß ein wahlberechtigtes Gemein­
degliednicht in das Wahlberechtigtenverzeichnis eingetra­
gen ist, ordnet bis zum Tage vor der Wahl die oder der Vor­
sitzende, die oder der stellvertretende Vorsitzende oder ein 
beauftragtes Mitglied des Gemeindekirchenrats, am Wahl­
tag der Wahlvorstand die Eintragung an. Das Gemein­
degliedhat seine Wahlberechtigung durch geeignete Unter­
lagen (z. B. Personalausweis, Konfirmationsurkunde, letzter 
Kirchensteuerbescheid) nachzuweisen. Die Ablehnung der 
Eintragung ist nur im Wahlanfechtungsverfahren (§§ 24 
und 25) nachprüfbar. Das Gemeindeglied erhält unverzüg­
lich die Wahlbenachrichtigung (Absatz 5). 

(9) Das Wahlberechtigtenverzeichnis wird am Tag vor 
dem Wahltag geschlossen und am Wahltag dem Wahl­
vorstand übergeben. Nach der Schließung des Wahlberech­
tigtenverzeichnisses sind nur noch Eintragungen nach Ab­
satz 8 zulässig. 

§ 16 

Wahlvorstand 

(1) Vor der W\].hl bestellt der Gemeindekirchenrat aus 
den wahlberechtigten Gemeindegliedern, deren Namen 
nicht auf dem Gesamtwahlvorschlag stehen, mindestens 
drei Personen als Wahlvorstand. Dem Wahlvorstand soll 
mindestens ein Mitglied des Gemeindekirchenrats, im Fall 
des § 9 ein Mitglied der W ahlkommission, angehören. 

(2) Der Wahlvorstand ist dafür verantwortlich, daß die 
Wahl ordnungsgemäß durchgeführt wird. 

(3) Während der Wahlhandlung müssen mindestens zwei 
Mitglieder des Wahlvorstands anwesend sein. 

(4) Der Wahlvorstand ist berechtigt, Personen, die die· 
Wahl stören, aus dem Wahlraum zu weisen. 

(5) In Kirchengemeinden, in denen nach Wahl- oder 
Stimmbezirken (§ 8) getrennt gewählt wird, ist für jeden 
Wahlort ein Wahlvorstand zu bilden. 

§ 17 

Wahlhandlung 

(1) Am letzten Sonntag vor dem Wahltag und am Wahl­
tag wird in den Gottesdiensten der Wahl fürbittend gedacht. 

(2) Die Wahlhandlung ist öffentlich. 

(3) Vor dem Beginn der Wahlhandlung hat der Wahlvor­
stand sich davon zu überzeugen, daß die W ahlume leer ist. 
Sie wird verschlossen und darf bis zum Schluß der Wahl­
hanälung nicht mehr geöffnet werden. Wird die Wahlhand­
lung unterbrochen, so ist die Wahlurne zu versiegeln. · 

( 4) Das wahlberechtigte Gemeindeglied, dessen Name im 
Wahlberechtigtenverzeichnis festgestellt ist, erhält im 



•••• 

Heft 1, 1995 AMTSBLATT 47 

Wahlraum einen Stimmzettel. Die Stimmabgabe ist nur per­
sönlich möglich. Das Gemeindeglied kann sichjedoch einer 
Hilfsperson bedienen, wenn es den Stimmzettel allein nicht 
auszufüllen vermag. 

(5) Die Stimmabgabe ist geheim. Das Gemeindeglied legt 
den Stimmzettel in die Wahlurne. Seine Stimmabgabe wird 
vermerkt. · 

(6) Auf dem Stimmzettel dürfen höchstens so viele 
Namen angekreuzt werden, wie Älteste zu wählen sind. 

(7) Nach dem Ablauf der Wahlzeit wird die Wahlhand­
lung geschlossen. 

§ 18 

Briefwahl 

(1) Wahlberechtigte Gemeindeglieder, die in das Wahl­
berechtigtenverzeichnis eingetragen sind, können ihr Wahl­
recht durch Briefwahl ausüben, wenn sie verhindert sind, 
zur Wahl zu kommen. Für die Briefwahl ist ein Briefwahl­
schein erforderlich. Der Briefwahlschein muß eine andere 
Farbe haben als der Stimmzettel. 

(2) Der Briefwahlschein wird auf Antrag zusammen mit 
einem Stimmzettel, einem Stimmzettelumschlag und einem 
Wahlbriefumschlag nach den diesem Kirchengesetz beige­
fügten Mustern (Anlagen 2 bis 4) ausgegeben. Der Antrag 
kann persönlich oder durch Bevollmächtigte mündlich oder 
schriftlich gestellt werden. Er soll spätestens am vierten Tag 
vor dem Wahltag bei der Kirchengemeinde eingehen. Die 
Ausgabe eines Briefwahlscheins ist im Wahlberechtigten­
verzeichnis zu vermerken. 

(3) Der Briefwahlschein enthält die Bestätigung über die 
Eintragung des Gemeindeglieds in das Wahlberechtigten- . 
Verzeichnis und muß von einer oder einem Beauftragten des 
Gemeindekirchenrats unterschrieben und mit dem Kirchen­
siegel versehen sein. Der Briefwahlschein enthält ferner den 
Wortlaut der Versicherung des Gemeindeglieds, daß es den 
Stimmzettel persönlich ausgefüllt hat. Das Gemeindeglied 
muß diese Versicherung datieren und unterschreiben. 

(4) Der Stimmzettel im verschlossenen Stimmzettelum­
schlag und der Briefwahlschein müssen im verschlossenen 
Wahlbriefumschlag dem Wahlvorstand bis zum Ende des 
Termins für die Stimmabgabe (§ 7 Abs. 3) zugeleitet wer­
den, anderenfalls ist die Stimmabgabe ungültig. 

§ 19 

Ermittlung des Wahlergebnisses 

(1) Unverzüglich nach dem Schluß der Wahlhandlung 
zählt der Wahlvorstand öffentlich die Stimmen aus. 

(2) Vor dem Öffnen der Wahlurne öffnet der Wahlvor­
stand die rechtzeitig eingegangenen Wahlbriefe und ent­
nimmt ihnen den Briefwahlschein und den Stimmzettelum­
schlag. Er prüft, ob die Ausgabe des Briefwahlscheins im 
Wahlberechtigtenverzeichnis vermerkt ist und ob das Ge­
meindeglied die Versicherung über die persönliche Ausfül­
lung des Stimmzettels abgegeben hat Ein Wahlbrief, den 
derWahlvorstand wegen Fehleus der Voraussetzungen nach 
Satz 2 beanstandet, wird zurückgewiesen und ausgesondert. 
Die Gemeindeglieder, deren Wahlbriefe zurückgewiesen 
wurden oder verspätet eingegangen sind, werden nicht als 
Wählende gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben. 
Ist der Wahlbrief nicht zu beanstanden, wird die Stimmab­
gabe im Wahlberechtigtenverzeichnis vermerkt und der 
Stimmzettelumschlag ungeöffnet in die Wahlurne gelegt. 
Die Briefwahlscheine werden gesammelt. 

(3) Die Stimmzettel und die Stimmzettelumschläge wer­
den der Wahlurne entnommen und gezählt. Das Ergebnis 
der Zählung wird mit der Zahl der Stimmabgabevermerke 

verglichen. Ergibt sich dabei auch nach wiederholter Zäh­
lung keine Übereinstimmung, ist dies in der Wahlnieder­
schrift anzugeben und, soweit möglich, zu erläutern. 

(4) Nachdem die Stimmzettel und die Stimmzettelum­
schläge gezählt sind, werden den Stimmzettelumschlägen 
die Stimmzettel entnommen. Stimmzettelumschläge mit 
mehreren ausgefüllten Stimmzetteln werden ausgesondert. 
Die den Stimmzettelumschlägen entnommenen und nicht 
ausgesonderten Stimmzettel werden ungelesen mit den übri­
gen Stimmzetteln vermischt und mit ihnen zusammen ge­
zählt. 

(5) Ungültig sind Stimmzettel, die 

1. keine Eintragl,!ng enthalten, 

2. a1.1s deren Inhalt der Wählerwille nicht eindeutig hervor­
geht, 

3. auf denen mehr Namen angekreuzt sind, als Älteste zu 
wählen waren. 

Befinden sich in einem Stimmzettelumschlag mehrere 
Stimmzettel, ist die Stimme ungültig, wenn mehr als ein 
Stimmzettel ausgefüllt ist. 

(6) Die Stimmen auf den gültigen Stimmzetteln werden 
gezählt, indem die angekreuzten Namen verlesen und die 
für jede Person abgegebenen Stimmen einzeln notiert wer­
den. 

§ 20 

Feststellung des Wahlergebnisses 

(1) Nach der Auszählung der Stimmen stellt der Wahl­
vorstand, bei einer Wahl in Wahl- oder Stimmbezirken der 
Gemeindekirchenrat, das Wahlergebnis fest. 

(2) Als Älteste gewählt sind diejenigen mit dem höchsten 
und dem jeweils nächst niedrigeren Stimmenanteil bis zur 
Zahl der zu wählenden Ältesten, berufliche kirchliche Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter jedoch nur bis zu den in § 5 
Abs. 2 genannten Höchstzahlen. Ist durch die Stimmenzahl 
wegen Stimmengleichheit nicht entschieden, wer gewählt 
ist, entscheidet das Los. 

(3) Die auf dem Stimmzettel Genannten, die nicht als 
Älteste gewählt sind und deren Stimmenanteil mindestens 
5 v. H. der Zahl der bei der Wahl abgegebenen gültigen 
Stimmzettel beträgt, sind bis zur vom Gemeindekirchenrat 
festgelegten Zahl als Ersatzälteste in der Reihenfolge ihres 
Stimmenanteils gewählt, berufliche kirchliche Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter jedoch nur bis zu den in § 5 Abs. 2 
genannten Höchstzahlen. 

§ 21 

Wahlniederschrift 

Über die Wahlhandlung, das Ergebnis der Auszählung 
der Stimmen und das Wahlergebnis ist eine Wahlnieder­
schrift aufzunehmen. Sie ist vom Wahlvorstand zu unter­
zeichnen. Bei einer Wahl in Wahl- oder Stimmbezirken er­
gänzt der Gemeindekirchenrat die Niederschrift um das 
festgestellte Wahlergebnis (§ 20 Abs. 1). Die Wahlnieder­
schrift soll auf einem vom Konsistorium herauszugebenden 
Vordruck angefertigt werden. Die Wahlunterlagen müssen 
fünf Jahre aufbewahrt werden. 

§ 22 

Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

(1) Der Wahlvorstand, bei einer Wahl in Wahl- oder 
Stimmbezirken der Gemeindekirchenrat, gibt das Wahl­
ergebnis nach dessen Feststellung unverzüglich öffentlich 
bekannt. 
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(2) Die Namen der Gewählten werden der Gemeinde im 
nächsten Gottesdienst bekanntgegeben. Dabei ist auch auf 
das Recht der Wahlanfechtung nach § 24 hinzuweisen. 

§ 23 

Benachrichtigung der Gewählten und Einführung 

(1) Der Gemeindekirchenrat benachrichtigt die Gewähl­
ten von ihrer Wahl und fordert sie auf, sich innerhalb von 
einer Woche über die Annahme der Wahl zu erklären. 

(2) Diejenigen, die die Annahme der Wahl erklärt haben, 
werden gemäß Artikel 33 Abs. 1 und 2 Satz 2 der Grund­
ordnung im Gottesdienst in ihren Dienst als Älteste einge­
führt. 

§ 24 

Wahlanfechtung 

(1) Jedes wahlberechtigte Gemeindeglied kann innerhalb 
einer Woche, nachdem die Namen der Gewählten im Got­
tesdienst bekanntgegeben sind, gegen die Wahl oder die Ge­
wählten schriftlich Beschwerde beim Kreiskirchenrat ein­
legen. Die Beschwerde bedarf der Begründung. Mit ihr kann 
nur geltend gemacht werden, daß das Wahlverfahren Fehler 
enthalte oder daß eine Gewählte oder ein Gewählter nicht 
wählbar sei. Fehler bei der Wahlbenachrichtigung (§ 15 
Abs. 5) können mit der Wahlanfechtung nicht gerügt wer­
den. 

(2) Der Kreiskirchenrat entscheidet über die Beschwerde 
und teilt seine mit Gründen und mit Rechtsmittelbelehrung 
versehene Entscheidung dem Gemeindekirchenrat, der oder 
dem Beschwerdeführenden und der oder dem von der Wahl­
anfechtung betroffenen Gewählten schriftlich mit. Ergibt 
die Nachprüfung, daß der Wahlfehler geeignet war, das_ 
Wahlergebnis zu beeinflussen, bestimmt der Kreiskirchen­
rat, in welchem Umfang die Wahl zu wiederholen ist, und 
legt zugleich einen neuen Wahltermin fest. 

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 25 

Klage 

Gegen Beschwerdeentscheidungen des Kreiskirchenrats 
aufgrund von § 4 Abs. 3 und § 24 Abs. 2 kann die oder der 
Beschwerdeführende innerhalb einer Woche nach Bekannt­
gabe der Entscheidung Klage vor dem kirchlichen Verwal­
tungsgericht erheben. Die Klage kann nur auf die im Be­
schwerdeverfahren vorgebrachten Gründe gestützt werden. 
Sie hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 26 

Wirksamkeit von Entscheidungen 

Die Wirksamkeit von Entscheidungen eines Gemeinde­
kirchenrats, die während eines Wahlanfechtungsverfahrens 
(§§ 24 und 25) getroffen wurden, bleibt vom Ausgang des 
Wahlanfechtungsverfahrens unberührt. 

§ 27 

Verlust der Wählbarkeit 

Verlieren Älteste oder Ersatzälteste die Wählbarkeit in 
der Kirchengemeinde, m der sie gewählt sind, endet ihr 
Amt. 

§ 28 

Nachrücken von Ersatzältesten 

(1) Tritt eine gewählte Älteste oder ein gewählter Ältester 
das Amt nicht an oder endet das Amt vor Ablauf der Amts-

zeit, rückt die oder der Ersatzälteste mit der höchsten Stim­
menzahl für den Rest der Amtszeit dieser oder dieses Älte­
sten in das Ältestenamt nach. Ersatzälteste, die berufliche 
kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne von 
§ 5 Abs. 2 sind, rücken nicht nach, wenn mit ihrem 
Nachrücken die nach dieser Bestimmung zulässigen 
Höchstzahlen im Gemeindekirchenrat überschritten wür­
den. Rückt jemand nach, die oder der bereits ~ls berufene 
Älteste oder berufener Ältester Mitglied des Gemeindekir­
chenrats ist, erlischt die Berufung mit dem Nachrücken. 

(2) Die Ersatzältesten legen bei der Einführung in ihren 
Dienst als Älteste das Ältestenversprechen ab, soweit sie es 
nicht bereits nach Artikel 33 Abs. 1 der Grundordnung ab­
gelegt haben. ~ 

§ 29 

Bestellung von Ältesten in besonderen Fällen 

(1) Wenn die Zahl der gewählten Ältesten aufweniger als 
zwei Drittel der vom Gemeindekirchenrat festgesetzten 
Zahl sinkt, findet eine Ergänzungswahl, wenn die Zahl der 
gewählten Ältesten auf weniger als die Hälfte der vom 
Gemeindekirchenrat festgesetzten Zahl sinkt, findet eine 
Neuwahl statt, sofern die letzte Ältestenwahl weniger als 
eineinhalb Jahre, im Fall des § 2 Abs. 2 weniger als· drei 
Jahre zurücldiegt. Ist der Gemeindekirchenrat wegen 
ungenügender Mitgliederzahl nicht mehr beschlußfähig, 
trifft der Kreiskirchenrat eine Entscheidung nach Artikel 25 
Abs. 2 und 3 der Grundordnung. Auf die Ergänzungswahl 
und die Neuwahl sind die Vorschriften für die ordentliche 
Wahl entsprechend anwendbar. Der Kreiskirchenrat be­
stimmt in Abweichung von § 7 Abs. 1 einen möglichst 
nahen Wahltermin und übernimmt bei der Vorbereitung und 
der Durchführung der Wahl die dem Gemeindekirchenrat 
nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben. Im Beschwer­
deverfahren tlitt an die Stelle des Kreiskirchenrats das Kon­
sistorium. Bei der auf die Ergänzungswahl oder die Neu­
wahl folgenden ordentlichen Wahl bestimmt das Los, wel­
che der Ältesten, deren Amtszeit noch nicht abgelaufen ist, 
ausscheiden. 

(2) Werden Grenzen von Kirchengemeinden geändert, 
ohne daß eine neue Kirchengemeinde gebildet wird, schei­
den diejenigen Ältesten,~ deren Gemeindezugehörigkeit sich 
dadurch ändert, aus dem Gemeindekirchemat, dem sie bis­
her angehörten, aus und werden bis zur nächsten Ältesten­
wahl Mitglied des Gemeindekirchenrats ihrer neuen Kir­
chengemeinde. 

(3) Wird eine neue Kirchengemeinde gebildet, findet eine 
Neuwahl für die Zeit bis zur nächsten turnusmäßigen Älte­
stenwahl statt, sofern nicht bis zum Beginn des Halbjahrs, in 
dem nach § 2 Abs. 1 die nächsten Ältestenwahlen statt­
finden, weniger als eineinhalb Jahre liegen. Anderenfalls ist 
Absatz 2 entsprechend anwendbar. Gehören danach nicht 
mindestens vier Älteste dem neuen Gemeindekirchenrat an, 
trifft der Kreiskirchenrat bis zur Wahl neuer Ältester eine 
Entscheidung nach Artikel 25 Abs. 2 und 3 der Grundord­
nung. Durch das Los wird bestimmt, welche der bei der 
eisten Ältestenwahl Gewählten .bereits bei der nächsten 
Ältestenwahl ausscheiden, sofern nicht eine Entscheidung 
nach § 2 Abs. 2 getroffen wurde. 

§ 30 

Fristen 

Ist.nach diesem Kirchengesetz innerhalb einer Frist eine 
Willenserklärung abzugeben und fällt der letzte Tag der 
Frist auf einen Sonnabend, einen Sonntag oder einen staat­
lich anerkannten allgemeinen Feiertag, tritt an die Stelle die­
ses Tages der nä~hste Werktag. 
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§ 31 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

Dieses Kirchengesetz tritt am l. Dezember 1994 in Kraft. 
Gleichzeitig treten entgegenstehende oder entsprechende 
Bestimmungen, insbesondere die Ältestenwahlordnung der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg vom 14. De­
zember 1979 (AM 4/79 Anlage) sowie das Kirchengesetz 
über die Bestellung der Ältesten (Kirchenwahlgesetz) in der 

Anlage 1 (zu§ 14) 

(Muster des Stimmzettels) 

Evangelische Kirchengemeinde~---------

Stimmzettel 

für die Wahl der Ältesten und Ersatzältesten am 

Zu wählen sind ____ Älteste 
____ Ersatzälteste 

----

Es dürfen nicht mehr als __ Namen angekreuzt werden. 

Die beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Kirchengemeinde (b. M. Kg.) und die bei anderen kirch­
lichen Körperschaften, Einrichtungen oder Werken beruf­
lich Tätigen (b. M.) sind auf dem Stimmzettel als solche 
gekennzeichnet. 

Wahlvorschlag 

Familienname, Vorname, 
Geburtsjahr*), 
Anschrift*) 

1. 

2. 

3. 

Ich wähle zur/ 
zum Ältesten 

Werden mehr als __ Namen angekreuzt, ist der Stimmzet­
tel ungültig. 

*) Soweit erforderlich 

Fassung der Bekanntmachung vom 6. Januar 1983 (KABI. 
S. 1), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 9. Novem­
ber 1988 (KABl. S. 85), außer Kraft. 

Be r l in, den 19. November 1994 

Der Präses 

Reihlen 

Anlage 2 § 18) 

(M~ster des Briefwahlscheins) 

Evangelische Kirchengemeinde---~--~--,---

Briefwahlschein Nr. __ 

für die Wahl der Ältesten und Ersatzältesten am 
~---

HeniFrau __ ~------~--~--~----
(Vor- und Zuname) 

geboren am -----~~-~~-~--~--­

ist m das Wahlberechtigtenverzeichnis der Kirchenge­
meinde eingetragen 

---~--~---•den 
(Ort) (Datum) 

Evangelische Kirchengemeinde _________ _ 

Kirchensiegel 
(Unterschrift der oder des 
Beauftragten des GKR) 

Versicherung der oder des Wahlberechtigten 

Ich versichere, daß ich den Stimmzettel, der in dem bei­
gefügten verschlossenen Stimmzettelumschlag enthalten 
ist, persönlich ausgefüllt habe. 
__________ ,den 

(Unterschrift der oder 
des Wahlberechtigten) 

II 
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Anlage 3 (zu § 18) 

(Muster des Stimmzettelumschlags für die 
Briefwahl, DIN C 6, blau, Vorderseite) 

Stimmzettelumschlag 

In diesem Umschlag legen Sie bitte nur den 

Stimmzettel ein, nicht aber den Briefwahlschein. 

(Muster des Stimmzettelumschlags für die Briefwahl, 
Rückseite) 

Nur den Stimmzettel einlegen. 

Umschlag verschließen. 

Nach dem Verschließen diesen Umschlag und den 

Briefwahlschein mit der unterschriebenen 

Versicherung in den Wahlbriefumschlag legen. 

4 

(Muster des Wahlbriefumschlags, DIN B 6, 
weiß, Vorderseite) 

Wahlbrief 

An die 

Evangelische Kirchengemeinde 

(Anschrift) 

(Muster des Wahlbriefumschlags, Rückseite) 

In diesen Wahlbriefumschlag legen Sie bitte ein: 

1. den Briefwahlschein 

§ 

2. den verschlossenen Stimmzettelumschlag mit dem 

darin befindlichen Stimmzettel 

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig 

Nr.lO Bekanntmachung der Richtlinien für die 
Ordnung des Lektoren- und Prädikanten­
dienstes. 

Vom 29. August 1994. (LKABL S. 103) 

Nachstehend geben wir die Richtlinien für die Ordnung 
des Lektoren- und Prädikantendienstes im Bereich der Evan­
gelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig bekannt. 
Diese Richtlinien treten an die Stelle der im Landeskirch­
lichen Amtsblatt 1989 S. 58 ff. veröffentlichten Richtlinien 
für die Ordnung des Lektoren- und Prädikantendienstes. 

Wo 1 f e n b ü t tel, den 29. August 1994 

Landeskirchenamt 

Becker 

Richtlinien für die Ordnung 
des Lektoren- und Prädikantendienstes 

ZurWOrtverkündigung und Sakramentsdarreichung kön­
nen Gemeindeglieder (Männer und Frauen) berufen werden, 
die die Gabe der Verkündigung haben und im Dienst der 
Gemeinde bewährt sind. 

Der Lektoren- und Prädikantendienst gründet sich auf das 
allgemeine Priestertum und wird ehrenamtlich ausgeübt. 
Die Lektoren/innen und Prädikanten/innen (im folgenden 
mit Lektor und Prädikant bezeichnet) haben teil an der 
öffentlichen Verkündigung des Evangeliums. Hierzu bedarf 
es nicht der Ordination. 

Der Lektor dient in der zum Gottesdienst versammelten 
Gemeinde entweder gemeinsam mit einem Pfarrer/einer 
Pfarrerin (im folgenden mit Pfarrer bezeichnet) oder an 
seiner/ihrer Stelle. 

1. Der Lektor im Dienst gemeinsam mit einem Pfarrer 

1.1 Der Lektor übernimmt im allgemeinen die nach 
Agende I für ihn vorgesehenen Teile des Gottesdien­
stes. Die Übernahme weiterer Gottesdienstabschnitte 
ist möglich. 

1.2 Der Lektor, der in seiner Gemeinde gemeinsam mit 
einem Pfarrer Dienst tut, wird von dem für ihn zu­
ständigen Kirchenvorstand berufen. 

1.3 Der Lektor muß fähig sein, sachgemäß und deutlich zu 
lesen. 

2. Der Dienst des Lektors anstelle eines Pfarrers 

2.1 Der Dienst des Lektors anstelle eines Pfarrers kann 
Mitgliedern der Landeskirche übertragen werden, die 
die Voraussetzungen für die Wählbarkeit in den 
Kirchenvorstand gern. § 34 Kirchengemeindeordnung 
haben. Dem Dienst des Lektors geht die Teilnahme an 
einem Grundkursus und an einer weiteren Port­
bildungsveranstaltung des Amtes für Fortbildung vor­
aus. Ausnahmen regelt das Landeskirchenamt 

2.2 Der Lektor muß mit der Heiligen Schrift vertraut und 
im Gottesdienst der lutherischen Kirche heimisch sein. 

• 
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2.3 Der Lektor übernimmt Gottesdienste nach Agende I. 
Dabei trägt er eine Lesepredigt nach den von der 
Landeskirche herausgegebenen und zugelassenen Vor­
lagen vor. Der Lektor kann damit beauftragt werden, 
Kindergottesdienste, Andachten und Bibelstunden zu 
halten. Die Verwaltung der Sakramente bleibt dem 
ordinierten Pfarrer vorbehalten. In besonderen Aus­
nahmefällen kann der Lektor/Prädikant auf Vorschlag 
des Pfarrers durch den Propst mit der Darreichung der 
Sakramente beauftragt werden. 

2.4 Die Liturgie des Lektorengottesdienstes entspricht in 
der Regel der des Gottesdienstes nach Agende I ohne 
SakramentsteiL Abweichungen hiervon - soweit sie in 
der Gemeinde üblich sind - bespricht der Lektor nach 
Möglichkeit vorher mit dem zuständigen Pfarrer oder 
dem Pfarramt. 

2.5 Die Übernahme eines Gottesdienstes durch einen 
Lektor bedarf der Genehmigung des für die Gemeinde 
zuständigen Propstes. Der Einsatz eines Lektors 
geschieht vornehmlich in seiner eigenen Gemeinde/ 
Pfarrverband bzw. in seiner Propstei. Der Einsatz eines 
Lektors in einer anderen Propstei soll nur in Ausnah­
mefällen geschehen. Bei der Vermittlung eines Lektors 
arbeitet der Propst mit dem Beauftragten des Arbeits­
schwerpunktes »Missionarische Dienste« im Amt für 
Missionarische Dienste in Gemeinde und Arbeitswelt 
zusammen. 

2.6 Reisekosten und weitere in der Ausübung des Dienstes 
entstehende Auslagen werden auf Antrag vom Landes­
kirchenamt erstattet. Die Höhe der Vergütung für 
Gottesdienste und Amtshandlungen wird durch Be­
schluß des Landeskirchenamtes festgesetzt. 

2.7 Der Lektor wird auf Vorschlag des zuständigen Prop­
stes und des Beauftragten des Arbeitsschwerpunktes 
»Missionarische Dienste« durch das Landeskirchenamt 
berufen. Er wird in entsprechender Anwendung der in 
Agende IV für die Einführung vorgesehenen Form in 
einem Gottesdienst eingeführt. Berufung und Ein­
führung werden ihm schriftlich durch eine Urkunde be­
stätigt. Die Berufung wird im Amtsblatt veröffentlicht. 

2.8 Der Lektor muß zu seiner Weiterbildung regelmäßig 
an Rüstzeiten für Lektoren teilnehmen, die im Auftrag 
des Landeskirchenamtes durchgeführt werden . 

2.9 Die Aufsicht obliegt dem Propst. Die fachliche Be­
gleitung erfolgt durch den Beauftragten des Arbeits­
schwerpunktes »Missionarische Dienste«. 

2.10 Der Lektorenauftrag ist durch die beauftragende Stelle 
zu widerrufen, wenn ein Antrag des Lektors vorliegt 
oder wenn die rechtlichen Voraussetzungen nach der 
Kirchengemeindeordnung nicht mehr gegeben sind. 
Der Widerruf ist zu begründen. 

2.11 Der Auftrag des Lektors soll mit Vollendung des 
70. Lebensjahres enden. 

2.12 Für Lektoren, die bei Inkrafttreten dieser Richtlinien 
bereits im Dienst stehen, bedarf es keiner neuen Be­
rufung. Sie erhalten auf Wunsch eine urkundliche 
Bestätigung ihres Auftrages. 

3. Der Dienst des Prädikanten 

3.1 Die Kirche bedarf nicht nur der Wortverkündigung 
durch ordinierte Amtsträger, sondern auch der selb­
ständig formulierten Predigt von Laien. Der Prädikant, 
der zur freien Wortverkündigung im Gottesdienst 
berufen ist, tritt mit der ihm eigenen Erfahrung für das 
öffentliche Zeugnis von Jesus Christus ein. Für das 
Halten selbstverfaßter Predigten benötigt der Prädikant 

einen besonderen Predigtauftrag, der vom Landes­
bischof erteilt wird. 

3.2 Zum Dienst des Prädikanten können Gemeindeglieder 
berufen werden, welche die Gabe der freien Wort­
verkündigung haben und die sich längere Zeit im Lek­
torendienst bewährt haben. 

3.3 Die in Ziffer 3.2 genannten Gemeindeglieder bewer­
ben sich entweder selbst oder werden vom Kirchen­
vorstand, dem Propst oder dem Beauftragten des 
Arbeitsschwerpunktes »Missionarische Dienste« dem 
Landesbischof vorgeschlagen. Anträge auf Bestellung 
als Prädikant sind an das Landeskirchenamt zu richten. 
Als beteiligte Stellen sind zu hören: der Pfarrer der 
Wohngemeinae, der Propst der Wohngemeinde, der 
Beauftragte des Arbeitsschwerpunktes »Missiona­
rische Dienste«, die ordinierten Mitglieder des Kolle­
giums des Landeskirchenamtes. 

3.4 Der Landesbischof überzeugt sich in geeigneter Weise 
von der Befähigung des zum Prädikanten Vorgeschla­
genen. Die Ablehnung des Vorschlages muß begründet 
werden. 

3.5 Nach der Feststellung der Befähigung entscheidet das 
Landeskirchenamt über die Berufung zum Prädikanten. 
Der Prädikant wird in entsprechender Anwendung der 

. in Agende IV für die Einführung vorgesehenen Form in 
einem Gottesdienst eingeführt. Berufung und Ein­
führung werden ihm durch eine Urkunde schriftlich be­
stätigt. Die Berufung wird im Amtsblatt veröffentlicht. 

3.6 Der Prädikant leitet den Gottesdienst ohne Sakra­
mentsfeier. Sakramentsverwaltung gehört nicht zu 
seinem Auftrag. In besonderen Ausnahmefällen kann 
er mit der Darreichung der Sakramente beauftragt 
werden. Die Durchführung von Kasualien kann ihm 
von Fall zu Fall übertragen werden. 

3.7 Der Predigtauftrag gilt in der Regel für die Propstei, in 
der er seinen Wohnsitz hat. 

3.8 Im übrigen gelten für den Einsatz und die Weiter­
bildung und die Aufsicht die gleichen Bestimmungen 
wie für den Lektorendienst 

3.9 Der Auftrag des Prädikanten soll mit Vollendung des 
70. Lebensjahres enden. 

3.10 Der Predigtauftrag kann durch die beauftragende 
Stelle widerrufen werden. Der Widerruf ist zu be­
gründen. 

4. Gemeinsame Bestimmungen 

4.1 Der Beauftragte des Arbeitsschwerpunktes »Missiona­
rische Dienste« ist Berater der Lektoren und der Prä­
dikanten. Er lädt die Lektoren und Prädikanten bei 
Bedarf zu Besprechungen ein. 

4.2 Lektor und Prädikant tragen bei ihrem Dienst dunkle 
Kleidung. 

4.3 Lektoren und Prädikanten wählen im dreijährigen 
Turnus einen Lektorenvertrauenskreis, der unter Lei­
tu~g des Beauftragten des Arbeitsschwerpunktes »Mis­
sionarische Dienste« die Arbeit der hauptamtlichen 
Mitarbeiter und die praktische Arbeit der Lektoren und 
Prädikanten in der Landeskirche begleitet. 

4.4 Der jeweilige Propst lädt die in seiner Propstei tätigen 
Lektoren und Prädikanten mindestens einmal im Jahr 
zu einer Zusammenkunft ein. Dabei sollten der Be­
auftragte des Arbeitsschwerpunktes »Missionarische 
Dienste« sowie ein Vertreter des Lektorenvertrauens­
kreises der Landeskirche miteingeladen werden. 
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Nr.ll Bekanntmachung der der Bre-
mischen Evangelischen Kirche zur 
zung und Durchführung des Kirchengesetzes 
über den Datenschutz der Evangelischen Kir­
che in Deutschland vom 19. Mai 1994 (HB VO 
DSG-EKD). 

Vom 31. August 1994. (GVM Sp. 237) 

Der Kirchenaus~chuß hat aufgrund von § 27 Abs. 2 des 
Kirchengesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland 
über den Datenschutz (DSG-EKD) in der Fassung vom 
12. November 1993 (Amtsblatt der EKD 1993, Seite 505) in 
Verbindung mit § 3 des Kirchengesetzes der Bremischen 
Evangelischen Kirche zur Übernahme des Kirchengesetzes 
der Evangelischen Kirche in Deutschland über den Daten­
schutz vom 21. März 1978 (GVM 1978 Nr. 1 Z. 7) die 
folgende Rechtsverordnung erlassen: 

§ 1 

Geltungsbereich 
(zu § 1 Abs. 2 DSG-EKD) 

Diese Rechtsverordnung gilt für die Bremische Evange­
lische Kirche und ihre Kirchengemeinden. Sie gilt ebenfalls 
für die rechtlich selbständigen Werke und Einrichtungen, 
die in die nach § 1 Abs. 2 Satz 2 DSG-EKD zu führende 
Übersicht eingetragen sind. 

§2 

Führung der Übersicht 
(zu § 1 Abs. 2 DSG-EKD) 

Die Übersicht über die kirchlichen Dienste, Werke und 
Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit, für die das 
kirchliche Datenschutzrecht gilt, führt die Kirchenkanzlei, 
nach Weisung des Kirchenausschusses. 

§ 3 

Eigene Aufzeichnungen der Pastoren und 
Pastorinnen sowie anderer Mitarbeiter 

und Mitarbeiterinnen 
(zu § 1 Abs. 4 DSG-EKD) 

Eigene Aufzeichnungen der Pastoren und Pastorinnen 
sowie anderer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die in 
Wahrnehmung ihres Seelsorgeauftrages gemacht werden, 
fallen nicht in den Geltungsbereich dieser Rechtverordnung. 
Sie dürfen nur für den eigenen Gebrauch verwendet werden: 
Eine Weitergabe dieser Unterlagen an Dritte ist unzulässig. 

§4 

Datenverarbeitung im Auftrag 
(zu § 11 Abs. 2 DSG-EKD) 

(1) Sollen geschützte personenbezogene Daten im Auf­
trag kirchlicher Stellen (§ 1 dieser Verordnung) durch 
andere Personen oder Stellen verarbeitet werden, so ist 
zuvor die Genehmigung des Kirchenausschusses der Bre­
mischen Evangelischen Kirche einzuholen. 

(2) Von der erteilten Genehmigung benachrichtigt die 
Kirchenkanzlei den Datenschutzbeauftragten bzw. die 
Datenschutzbeauftragte. 

§ 5 

entfällt 

§6 

Zulässigkeit der Datenübermittlung 
(zu§§ 12 und 13 DSG-EKD) 

( 1) Die gemeindeinterne Veröffentlichung von Amts­
handlungen in Publikationsorganen von Kirchengemeinden 
(Namens- und Ortsangabe, Datum) ist zulässig, soweit sie 
der Erfüllung dfS kirchlichen Auftrages dient. Gemeinde­
intern ist eine Veröffentlichung, wenn sie nur Gemeinde­
gliedern zugestellt wird und wenn sie nur in kirchlichen 
Räumen ausliegt. Bleiben Veröffentlichungen nicht ge­
meindeintem, ist vorher das Einverständnis der betroffenen 
Personen einzuholen. 

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten an Be­
stattungsinstitute, soweit sie für die kirchliche Bestattung 
notwendig sind, gilt als genehmigt. 

(3) Die Weitergabe von Daten der Gemeindeglieder an 
Banken, Sparkassen, Einzelhandelsgeschäfte usw. ist nicht 
zulässig. 

(4) Die Übermittlung personenbezogener Daten nach 
§ 13 DSG-EKD an Personen und andere Stellen bedarf 
ansonsten der Genehmigung der nach § 7 dieser Verordnung 
für die Aufsicht zuständigen Stelle. 

§7 

Kirchliche Aufsicht 
(zu§ 14 Abs. 1 DSG-EKD) 

(l) Die Aufsicht über die Einhaltung eines ausreichenden 
Datenschutzes in der Bremischen Evangelischen Kirche 
führt der Kirchenausschuß der Bremischen Evangelischen 
Kirche. Er bedient sich dabei der Kirchenkanzlei. 

(2) Für die Einhaltung ' eines ausreichenden Daten­
schutzes in den kirchlichen Diensten, Werken und Einrich­
tungen mit eigener Rechtspersönlichkeit, für die das kirch­
liche Datenschutzrecht gilt, sind ihre durch Kirchengesetz, 
Satzung, Vereinbarung oder Stiftungsurkunde bestimmten 
Aufsichtsorgane (oder Vertretungsorgane) zuständig. Das 
Diakonische Werk Bremen nimmt gegenüber seinen Mit­
gliedseinrichtungen, für die das kirchliche Datenschutzrecht 
gilt, die Aufsicht über die Einhaltung der Vorschriften über 
den Datenschutz im Auftrage des Kirchenausschusses der 
Bremischen Evangelischen Kirche wahr. 

§ 8 

Führung der Übersicht 
(zu§ 14 Abs. 2 DSG-EKD) 

(l) Die Übersicht nach § 14 Abs. 2 DSG-EKD wird für 
die Bremische Evangelische Kirche und die Kirchen­
gemeinden(§ 1 Satz 1 dieser Verordnung) von der Kirchen­
kanzlei, für die Stellen nach § 1 Satz 2 dieser Verordnung 
von dem oder der Diakoniebeauftragten für den Daten­
schutz bzw. von der Kirchenkanzlei der Bremischen 
Evangelischen Kirche geführt. 

(2J Zur Anmeldung nicht automatisch betriebener 
Dateien für die Übersicht nach§ 14 Abs. 2 DSG-EKD sind 
die zuständigen Kirchenvorstände bzw. die Organe gern.§ 7 
Abs. 2 dieser Verordnung für ihren Bereich verpflichtet. Die 
Anmeldungen sind unverzüglich vorzunehmen. 

• 



,. 

• 

-----------~----------------------------------... 

Heft 1, 1995 AMTSBLATT 53 

(3) Dateien, die bei Inkrafttreten dieser Rechtsver­
ordnung bestehen, sind erstmals innerhalb eines Jahres nach 
deren Inkrafttreten anzumelden. 

(4) Die Anmeldungen haben auch bei einer Veränderung 
der Angaben nach § 14 Abs. 2 DSG-EKD und bei Auf­
lösung der Dateien zu erfolgen. 

(5) Eine Anmeldung ist nicht erforderlich, soweit die auf­
grund der Rechtsverordnung nach § 14 des Kirchengesetzes 
über die Kirchenmitgliedschaft der EKD vorgesehenen 
Daten für Gemeindeglieder und deren Familienangehörige 
im Gemeindegliederverzeichnis geführt werden. 

§ 9 

Verpflichtung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
(zu§ 6 DSG-EKD) 

(1) Die mit der Führung der Gemeindegliederverzeich­
nisse oder sonst mit der Verarbeitung personenbezogener 
Daten beauftragten Pastoren und Pastorinnen sowie haupt-, 
neben- oder ehrenamtli,chen Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen sind bei Aufnahme ihrer Tätigkeit schriftlich zur 
Einhaltung des Datenschutzes zu verpflichten. Für die 
schriftliche Verpflichtungserklärung ist das Formular mit 
Merkblatt (Anlage 1 *) zu verwenden. 

(2) Die Verpflichtung erfolgt durch den Kirchenvorstand 
bzw. durch die entsprechenden Organe der kirchlichen 
Stellen. 

(3) Das Original der Verpflichtungserklärung nach Abs. 1 
ist zur Personalakte der verpflichteten Person, in den Kir­
chengemeinden bzw. den rechtlich selbständigen Diensten, 
Werken und Einrichtungen zur ·Akte Datenschutz zu 
nehmen. 

§ 10 

Anrufung der Beauftragten für den Datenschutz 
(zu§ 17 DSG-EKD) 

Verweigert die speichernde Stelle Auskunft über bei ihr 
oder für sie gespeicherten personenbezogenen Daten, so 
kann die betroffene Person unmittelbar den Beauftragten 
oder die Beauftragte für den Datenschutz um Vermittlung 
bitten. 

§11 

Beauftragte für den Datenschutz 
(zu§§ 18 21 DSG-EKD) 

(1) Der oder die Beauftragte für den Datenschutz der 
Bremischen Evangelischen Kirche wird vom Kirchen­
ausschuß der Bremischen Evangelischen Kirche für eine 
Amtszeit von längstens vier Jahren berufen. Wiederbe­
rufung ist zulässig. 

(2) Die Dienstaufsicht führt der Präsident oder die Präsi­
dentin des Kirchenausschusses der Bremischen Evange­
lischen Kirche. Die Berufung und der Dienstsitz werden in 
den Gesetzen, Verordnungen und Mitteilungen der Bre­
mischen Evangelischen Kirche bekannt gegeben. 

(3) Der Kirchenaus schuß' der Bremischen Evangelischen 
Kirche kann mit anderen Gliedkirchen der EKD Verein­
barungen über die Bestellung von gemeinsamen Beauftrag­
ten für den Datenschutz treffen. 

( 4) Das Diakonische Werk Bremen, kann für seinen 
Bereich mit Zustimrimng des Kirchenausschusses der Bre-

*)Hier nicht abgedruckt! 

mischen Evangelischen Kirche einen eigenen Diakonie­
beauftragten oder eine eigene Diakoniebeauftragte für den 
Datenschutz für eine Amtszeit von längstens vier Jahren be­
rufen. Wiederberufung ist zulässig. 

(5) Der oder die Diakoniebeauftragte für den Datenschutz 
untersteht der Dienstaufsicht des Vorstandes des Diako­
nischen Werkes. Der bzw. die Diakoniebeauftragte und der 
bzw. die Beauftragte für den Datenschutz der Bremischen 
Evangelischen Kirche sind zur Zusammenarbeit verpflich­
tet. Bei allgerneinen und grundsätzlichen Fragen des kirch­
lichen Datenschutzes in Bremen wird der bzw. die Beauf­
tragte für den Datenschutz der Bremischen Evangelischen 
Kirche gegenüber kirchlichen und staatlichen Stellen feder­
führend tätig. 

§ 12 

Führung des Registers 
(zu § 21 DSG-EKD) 

(1) Zur Anmeldung automatisch betriebenen Dateien für 
das von dem oder der kirchlichen Beauftragten für den 
Datenschutz geführte Register sind die zuständigen Lei­
tungsorgane für ihren Bereich verpflichtet. Die Anmeldun­
gen sind unverzüglich nach dem als Anlage 2* beigefügten 
Muster vorzunehmen. 

(2) § 8 Absätze 4 und 5 dieser Verordnung gelten ent­
sprechend. 

§ 13 

entfällt 

§ 14 

Beanstandungsrecht der Beauftragten für den Datenschutz 
(zu§ 20 DSG-EKD) 

(1) Beanstandungen nach § 20 DSG-EKD erfolgen 
gegenüber dem Leitungsorgan der . betroffenen Körper­
schaft, des Dienstes, des Werkes oder der Einrichtung unter 
gleichzeitiger Benachrichtigung der nach § 7 aufsieht­
führenden Stelle. Der Kirchenausschuß der Bremischen 
Evangelischen Kirche ist in jedem Fall zu benachrichtigen. 

(2) Jeweiliges kirchenleitende Organ im Sinne von § 20 
Abs. 3 DSG-EKD ist die nach § 7 dieser Verordnung aufc 
sichtführende Stelle. 

§ 15 

Betriebsbeauftragte für den Datenschutz 
(zu § 22 DSG-EKD) 

(1) Die Betriebsbeauftragten für den Datenschutz der 
kirchlichen Dienste, Werke und Einrichtungen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit werden von deren jeweiligen gesetz­
lich oder verfassungsgemäß berufenen Organen für eine 
Amtszeit von längstens vier Jahren bestellt. Wiederbe­
rufung ist zulässig. Die Bestellung hat schriftlich zu erfol­
gen. 

(2) Die Bestellung von Betriebsbeauftragten für den 
Datenschutz ist dem oder der Beauftragten für den Daten­
schutz, dem oder der Diakoniebeauftragten für den Daten­
schutz sowie dem Kirchenausschuß der Bremischen Evan­
gelischen Kirche, innerhalb von vier Wochen nach der Be­
stellung durch den Dienst, das Werk oder die Einrichtung 
schriftlich mitzuteilen. 

(3) Die Zusammenarbeit der Betriebsbeauftragten mit 
den staatlichen und kommunalen Beauftragten für den 
Datenschutz hat im Benehmen mit dem oder der kirchlichen 
Beauftragten für den Datenschutz zu erfolgen. 



54 AMTSBLATT Heft 1, 1995 

§ 16 

Schlußbestimmungen 

(1) Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 

(2) Am gleichen Tage tritt die Rechtsverordnung zur 
Durchführung des kirchlichen Datenschutzes vom 27. Okto­
ber 1988 außer Kraft. 

Evangelische der 

Nr.12 Bekanntmachung der Studienordnung des 
Kirchlichen Fernunterrichts der Evangeli­
schen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
(KFU). 

Vom 13. Oktober 1994. (ABL S. 151) 

In der Satzung des Kirchlichen Fernunterrichts der Evan­
gelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen (KFU) vom 
12. Mai 1970 (ABL 1970 S. 42) wird als dessen Ziel be­
schrieben, »Gemeindeglieder so weit heranzubilden, daß 
ihnen nach bestandenem Abschlußexamen von ihrer Kirche 
die Befähigung zur freien WOrtverkündigung zuerkannt 
wen:len kann. Lehrplan und Ausbildungspraxis sind von die­
sem Zi~l her bestimmt«. Der Kirchliche Fernunterricht qua­
lifiziert damit für einen anspruchsvollen, wichtigen ehren­
amtlichen Dienst in unserer Kirche. Das Kuratorium des 
KFU hat am 23. Juni 1994 eine Studienordnung für den 
KFU beschlossen, die wir nachstehend veröffentlichen. 

Magd e b ur g, den 13. Oktober 1994 

Für das Konsistorium 

H.-Chr. S e n s 

Studienordnung des KFU 

Aufgrund der Satzung des Kirchlichen Fernunterrichts 
(§ 5 Absatz 1 + 3) hat das Kuratorium auf seiner Sitzung 
vom 23. Juni 1994 die folgende Studienordnung beschlos­
sen. 

Der Kirchliche Fernunterricht (KFU) ist ein Bildungsan­
gebot zur theologischen Qualifizierung von Laien in der 
Rechtsträgerschaft der Evangelischen Kirche der Kirchen­
provinz Sachsen, an dem sich zugleich folgende Kirchen be­
teiligen: 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs 
Pommersehe Evangelische Kirche 
Evangelische Kirche in Berlin-Erandenburg 
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens 
Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen 
Evangelische Kirche der schlesischen Oberlausitz 
Evangelische Landeskirche Anhalts 
Evangelische Kirche der Union. 

Der KFU ist offen für alle Gliedkirchen der EKD. 

Neben der Vermittlung theologisch-wissenschaftlicher 
Erkenntnisse legt der KFU besonderen Wert auf Kursge­
meinschaft, gemeinsame Andachten, Gottesdienste und Ge­
betsgemeinschaft. 

Die vorstehende Rechtsordnung wird hiermit verkün­
det 

Bremen, den 31. August 1994 

Der Kirchenausschuß der 
Bremischen Evangelischen Kirche 

Brauer 

Präsident 

Dr. U h 1 

Schriftführer 

Sachsen 

§ 1 

Studienvoraussetzungen 

(1) Der KFU ist grundsätzlich offen für alle Interessier­
ten. 

(2) Die Bewerbung erfolgt schriftlich bei der Leitung des 
KFU. 

(3) Die kirchenleitenden Einrichtungen der Landeskir­
chen und die Kirchenkreise werden über Bewerbungen aus 
ihrem Bereich vom Rektor informiert 

(4) Im Bewerbungsverfahren werden folgende Unter­
lagen gefordert: 

formlose Bewerbung 
Lebenslauf 
eine berufliche Qualifikation oder/und Abschlußzeugnis 
der Schule 
Gutachten des zuständigen Pfarramtes. 

(5) Es gibt keine gesonderte Aufnahmeprüfung, die Eig­
nung erweist sich im Studiengang. Der Satzung des KFU 
entsprechend entscheidet die Studienleitung über die Zulas­
sung zum Kirchlichen Fernunterricht. 

(6) Ein Wechsel im Status der Teilnahme ist möglich 
(s. § 5). 

§2 

Ziele des Studiums 

(1) Das Ziel des Studiums ist die theologisch qualifizierte 
Ausbildung von Laien, um sie zur freien Wortverkündigung 
zu befähigen. 

(2) Der KFU zielt in der Regel auf eine ehrenamtliche 
Tätigkeit. Die Gliedkirchen ordnen den Einsatz der Absol­
venten des KFU nach Maßgabe ihrer Bestimmungen. 

(3) Der erfolgreiche Abschluß des KFU läßt in einigen 
Landeskirchen durch weitere Ausbildung den Weg in den 
hauptamtlichen kirchlichen Dienst offen. 

(4) Das Studium im KFU kann auch mit dem Ziel aufge­
nommen werden, biblisch-theologisches Wissen zu erwei­
tern und Glaubenserkenntnisse zu vertiefen. 

(5) Der KFU versteht sich auch als eine Einrichtung für 
die theologische Fort- und Weiterbildung kirchlicher Mit­
arbeiter. 

§ 3 

Aufbau des Studiums 

(1) Der Hauptkurs des KFU dauert zwei Jahre. Er umfaßt 
zehn Wochenendseminare (Freitagnachmittag bis Sonntag­
mittag) und zwei Seminarwochen ( Sonnabendfrüh bis Don-
nerstagmittag). ' 

• 
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Es schließt sich das Examen mit zwei Repetitorien 
(Wochenenden) und einer Examenswoche an. 

(2) Der Aufbaukurs umfaßt acht bis zehn Wochenend~ 
seminare. 

(3) Der Aufbaukurs wird tätigkeitsbegleitend praxisnah 
theologische Erkenntnisse vertiefen. Er bietet außerdem be­
sondere Themen für einen offenen Teilnehmerkreis. 

(4) Der Aufbaukurs ist eine Ergänzung und Weiter­
führung des Hauptkurses. Daneben steht er auch anderen 
Teilnehmern offen. 

§4 

Gründsätze für Lehr- und Lernorganisation 

(1) Die Ausbildungsinhalte orientieren sich an grund­
legenden Erkenntnissen in den theologischen Fächern: 

Altes Testament (AT) 
Neues Testament (NT) 
Kirchengeschichte (K.G) 
Systematische Theologie (Dogmatik und Ethik) (ST) 
und Praktische Theologie (mit den Schwerpunkten Ver­
kündigung und Seelsorge) (PT). 

(2) Die Stoffvermittlung geschieht in der Regel durch 
Vorlesungen mit seminaristischem ArbeitsstiL 

(3) Zum Studienablauf gehören von den Teilnehmern 
selbständig anzufertigende Hausaufgaben in Form wissen­
schaftlicher Arbeiten in den in Absatz 1 genannten Fächern. 
Im Fach PT werden ein Gesprächsabend und 2 Gottesdien­
ste mit Predigt erarbeitet. 

Im Aufbaukurs wird es keine schriftlichen Arbeiten 
geben. 

( 4) Die Hausarbeiten im KFU werden nach folgendem 
Zensurenspiegel bewertet: 

=sehr gut 

1 - 2 = besser als gut 

2 =gut 

2 - 3 = im ganzen gut 

3 = befriedigend 

3 - 4 = noch befriedigend 

4 = ausreichend 

5 =nicht ausreichend, die Arbeit ist abgelehnt und muß 
wiederholt werden 

Im Fach PT werden die Arbeiten mit »angenommen« 
oder »nicht angenommen« beurteilt. 

(5) Das Studium leitet zur selbständigen theologischen 
Arbeit an, dazu gehört auch der Umgang mit der theologi­
schen Fachliteratur. 

(6) Die Teilnehmer wählen Kurssprecher. Die Kursspre­
cher müssen auf Antrag von der Studienleitung gehört wer­
den. Die Studienleitung kann die Kurssprecher auffordern, 
an einer Sitzung teilzunehmen. 

§ 5 

Formen der Teilnahme am KFU 

Regelteilnahme: 

Ausbildung in allen theologischen Fachdisziplinen mit 
schriftlichen Hausarbeiten, mit einem Gesprächsabend und 
Gottesdiensten mit eigenen Predigten führt zum Ab­
schlußexamen mit Empfehlung, die Befähigung zur freien 
WOrtverkündigung zuzuerkennen. 

• Ausgewählte Teilnahme: 

a) Ausbildung in allen theologischen Fachdisziplinen mit 
schriftlichen Hausaufgaben, im Fach PT mit Seelsorge 
und Gesprächsführung aber ohne Homiletik, Gesprächs­
abend und Gottesdiensten führt zum Abschlußexamen 
ohne Befähigung zur freien W ortverkündigung, 

b) Theologische Ausbildung ohne schriftliche Hausauf­
gaben, ohne Homiletik und Predigt, ohne Examen endet 
mit einer Teilnahmebescheinigung ohne Zensuren, 

c) Teilnahme nur an ausgewählten Teilen des Lehr- und 
Lernangebots. 

§ 6 

Die Dozenten im KFU 

(l)Das Lehr- und Lernkonzept des KFU wird durch die 
Dozenten ausgestaltet. Ihre Aufgabe ist die Ausbildung der 
Fernstudenten. 

(2) Im Regelfall gestalten sie nebenamtlich die Vorlesun­
gen, Seminare und Übungen. Jedem Teilkurs ist in jedem 
Fach ein Dozent als Kursdozent zugeordnet. 

(3) Alle Dozenten des KFU bilden die Dozentenkonfe­
renz. Ihre Aufgabe ist die Begleitung des Studienbetriebs. 
Sie stellt im Benehmen mit der Studienleitung den Lehrplan 
anf (vergl. Satzung des KFU § 8 Absatz 2) und bereitet die 
Examina vor. 

(4) Die Konferenz der Fachdozenten trifft Absprachen 
über die Lehrinhalte, damit die Kurse vergleichbar bleiben. 

(5) Die Dozenten erhalten neben der Erstattung der Sach­
kosten für ihre Tätigkeit ein Honorar. Über die Höhe des 
Honorars entscheidet das Kuratorium auf Vorschlag der 
Studienleitung. 

(6) Die Studienleitung beauftragt die nebenamtlichen 
Dozenten. 

(7) Die Dozentenkonferenz wirkt entsprechend der Sat­
zung des KFU § 8 Absatz 4 bei der Anstellung oder Beauf­
tragung eines hauptamtlichen Dozenten mit. 

(8) Die Dozentenkonferenz wirkt entsprechend der Sat­
zung des KFU § 7 Buchstabe c mit bei der Berufung von 
Mitgliedern der Studienleitung. 

§7 

Die Mentoren des KFU 

(1) Das an der Hochschuldidaktik orientierte Lehr- und 
Lernkonzept des KFU bedarf der Ergänzung durch die 
Arbeit der Mentoren. 

(2) Der Mentor wird auf Vorschlag des Teilnehmers und 
auf Antrag des KFU durch die entsprechenden Gremien der 
Landeskirchen berufen. 

(3) Die Aufgaben des Mentors: 

Der Mentor ist Begleiter des Teilnehmers und theologi­
scher Gesprächspartner. Er kann mit seinen Erfahrungen 
und mit seinem Theologischen Wissen wesentlich den 
Teilnehmer unterstützen. 

Der Mentor ist Berater bei der Erledigung der gestellten 
Hausaufgaben. Sie sollten durch Hinweise, Denkan­
stöße und zur Verfügungstellung von Fachbüchern ge­
fördert werden. 

- Das Mentorat kann eine seelsorgerliehe Begleitung mit 
einschließen. 

Der Teilnehmer plant mit dem Mentor die Durchführung 
des Gemeindeabends und der Gottesdienste mit Predig­
ten. Der Mentor fertigt darüber ein Votum an, das zu-
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sammen mit den übrigen Aufzeichnungen dem Fach­
dozenten eingereicht wird. 

Im Verlauf des Fernunterrichts sollte der Mentor den 
Teilnehmer mit seinen Fähigkeiten soweit einschätzen 
können, daß sein schriftliches Urteil zusammen mit der 
Beurteilung durch den Rektor den Landeskirchen hilft, 
die Absolventen sachgemäß in Verkündigungsdiensten 
einzusetzen. 

- Während der Teilnahme am KFU sind regelmäßig Tref­
fen zwischen Teilnehmer und Mentor zu organisieren. 

§ 8 

Lehrplan 

Der Lehrplan und seine Veränderungen werden im Zu­
sammenwirken der Studienleitung mit der Dozentenkonfe­
renz erarbeitet und von letzterer beschlossen. 

§9 

• Studienbuch 

Der Ablauf im Fernstudium wird durch ein Studienbuch 
ausgewiesen. In ihm wird die Teilnahme an den Lehrveran­
staltungen, die Erledigung aller schriftlichen Hausaufgaben, 
die Durchführung des Gesprächsabends und der Gottesdien­
ste testiert. 

§ 10 

Abschluß des Studiums 

(1) Der Hauptkurs schließt mit dem Examen ab. 

Nr.13 Kirchengesetz über die Gewährung von 
Reisekostenvergütung und die Erstattung von 
Verdienstausfan an die Mitglieder der Lan­
dessynode der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Sachsens. 

Vom 2. November 1994. (ABI. S. A 244) 

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Sachsens hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen: 

§ l 

(1) Die Mitglieder der Landessynode der Evangelisch­
Lutherischen Landeskirche Sachsens haben Anspruch auf 
Gewährung von Reisekostenvergütung in entsprechender 
Anwendung der für kirchliche Mitarbeiter geltenden Vor­
schriften.*) 

(2) Soweit die An- und Rückreise mit regelmäßig verkeh­
renden Beförderungsmitteln erfolgen, besteht Anspruch auf 
die Erstattung der entstandenen notwendigen Fahrkosten bei 
der Benutzung von 

Land- oder Luftfahrzeugen Schlafwagen 
Wasserfahrzeugen 

ersten Klasse 
in der 

Touristen- oder 
Economyklasse Einbettklasse 

Für Entfernungen bis 150 km werden nur die Kosten für 
die zweite Klasse erstattet. 

*)Zur Zeit gilt die Verordnung über die Gewährung von Reise­
kostenvergütting (Reisekostenverordnung) vom 7. Januar 1992 
(Amtsblatt Seite A 28). 

(2) Die Teilnahme am Examen richtet sich nach den ver­
schiedenen Möglichkeiten der Teilnahme am KFU (siehe 
§ 5). 

(3) Der Teilnehmer hat die Examensteilnahme schriftlich 
formlos zu beantragen. Dabei ist das Studienbuch vorzu­
legen. 

(4) Den Ablauf des Examens regelt die Examens- und 
Prüfungsordnung. 

§11 

Die Absolventenarbeit 

(1) Die Absolventenarbeit ist ein Weiterbildungsangebot 
für alle ehemaligen Teilnehmer des KFU. 

(2) Die Absolventenarbeit lädt zu Förderrüsten ein, die 
der theologischen und der praktischen Weiterbildung die­
nen. 

(3) Die Absolventenarbeit ist eine Aufgabe der Leitung 
des KFU. Ein anderer Mitarbeiter kann damit beauftragt 
werden. 

(4) Im Rahmen der Absolventenarbeit wird ein Kurs 
neutestamentliches Griechisch angeboten, der mit einem 
Examen schließt. 

§ 12 

Personen und Funktionsbezeichnungen in dieser Ord­
nung gelten jeweils in weiblicher und männlicher Form. 

Diese Ordnung tritt ab 1. September 1994 in Kraft. 

Sachsens 

(3) Bei der Festsetzung von Tagegeld und Übernach­
tungsgeld istjeweils die höchste Reisekostenstufe anzuwen­
den. 

§2 

Dem Präsidenten der Landessynode ist zur Abgeltung 
seiner durch dieses Amt entstehenden Aufwendungen eine 
angemessene pauschale Aufwandsentschädigung zu ge­
währen. Die Höhe legt die Kirchenleitung fest. 

§ 3 

Die Mitglieder der Landessynode haben Anspruch auf 
Ersatz ihrer notwendigen Auslagen und ihres tatsächlich 
entstandenen Verdienstausfalles. 

§4 

Erforderliche Ausführungsbestimmungen erläßt das Lan­
deskil-chenamt im Einvernehmen mit der Kirchenleitung. 

§ 5 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am l. Januar 1995 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über die Tages­
gelder und Reisekosten der Mitglieder der Landessynode 
vom 2. Januar 1926 (KonsBl. Seite 9) außer Kraft. 

Dresden, am 2. November 1994 

Die Kirchenleitung 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens 

Kreß 

• 
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Nr.l4 .in~h~:njl:es•etz über die und die 
von Kandidaten Kandida-

tinnen für das des Pfarrers und der Pfar-
rerin (Kandidatengesetz 

Vom 2. November 1994. (ABI. S. A 248) 

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Landes­
kirche Sachsens hat folgendes Kirchengesetz beschlossen: 

I. Allgemeines 

§ 1 

(1) Die Vorbereitung auf den Dienst des Pfaners und der 
Pfarrerin erfolgt durch eine wissenschaftliche und eine 
praktische Ausbildung (Vorbereitungsdienst), die jeweils 
mit der Ablegung der vorgeschriebenen theologischen Prü­
fung abgeschlossen werden. 

(2) Dieses Kirchengesetz regelt die Voraussetzungen für 
die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst und die recht­
lichen Verhältnisse der Kandidatinnen und Kandidaten der 
Theologie während di~ser Zeit. Einzelheiten über die prak­
tische Gestaltung und Durchführung des Vorbereitungs­
dienstes regelt die Kandidatenausbildungsverordnung . 

(3) Die in diesem Kirchengesetz im folgenden verwende­
ten Personenbezeichnungen gelten für Frauen und Männer. 

II. Vorbereitungsdienst 

1. Allgemeine Vorschriften 

§2 

Im Vorbereitungsdienst wird der Kandidat der Theologie 
in Bindung an die Heilige Schrift und das Bekenntnis der 
evangelisch-lutherischen Kirche in die Aufgaben des Dien­
stes eines Pfaners eingeführt. 

§ 3 

(1) Durch die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst tritt 
der Kandidat in ein öffentlich-rechtliches Dienst- und 
Treueverhältnis zur Landeskirche. Es ist ein Dienstverhält­
nis auf Widerruf und wird begründet durch die Ernennung 
zum Kandidaten der Theologie. Die Ernennung wird mit der 
Aushändigung der Ernennungsurkunde zu dem in ihr be­
zeichneten Tag wirksam. 

(2) Für die Nichtigkeit und die Rücknahme einer Ernen­
nung finden die Vorschriften des Pfanergesetzes der 
VELKD über die Nichtigkeit und Rücknahme der Berufung 
zum Pfaner entsprechende Anwendung. 

(3) Der Kandidat ist auf seinen Dienst zu verpflichten. 
Der Kandidat führt die Dienstbezeichnung Vikar, die Kan­
didatirr die Dienstbezeichnung Vikarin. 

2. Aufnahme in den Vorbereitungsdienst 

§4 

(1) In den Vorbereitungsdienst kann ein Bewerber aufge­
nommen werden 

der evangelisch-lutherischen Bekenntnisses ist, 

- der die Erste Theologische Prüfung vor dem Prüfungs­
amt der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sach­
sens bestanden hat, 

- der frei von Krankheiten und Gebrechen ist, die eine 
Ausübung des Dienstes als Pfarrer wesentlich behin­
dern, 

- bei dem im übrigen keine schwerwiegenden Tatsachen 
vorliegen, die einer künftigen Ausübung des Dienstes 
als Pfaner entgegenstehen, 

der das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

(2) Über die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ent­
scheidet das Landeskirchenamt Eine Ausnahme von der 
Vorschrift in Absatz 1 zweiter Anstrich ist nur zulässig, 
wenn der Bewerber eine Prüfung bestanden hat, die der 
Ersten Theologischen Prüfung nach der landeskirchlichen 
Prüfungsordnung gleichwertig ist und sich einem Kollo­
quium unterzieht.*) 

(3) Ein Anspruch auf Aufnahme in den Vorbereitungs­
dienst besteht nicht. 

§ 5 

(1) Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ist bis zuin 
31. Januar eines jeden Jahres beim Landeskirchenamt 
schriftlich zu bearltragen. Anhand der angeforderten Bewer­
bungsunterlagen wird mit dem Bewerber ein Aufnahme­
gespräch geführt. 

(2) Der Vorbereitungsdienst beginnt im zweiten Halbjahr 
eines jeden Jahres und hat in der Regel eine Gesamtdauer 
von 24 Monaten. 

3. Rechte und Pflichten des Kandidaten 

§6 

( 1) Der Kandidat ist zur öffentlichen WOrtverkündigung 
unter Leitung und Verantwortung des mit seiner Ausbildung 
Beauftragten befugt. 

(2) Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen trägt der 
Kandidat die Amtsldeidung des Pfarrers. 

§ 7 

Unter der Voraussetzung, daß der Kandidat die erforder­
lichen Ausbildungsabschnitte des Vorbereitungsdienstes 
durchlaufen hat und zur öffentlichen WOrtverkündigung ge­
eignet erscheint, erteilt ihm das Landeskirchenamt die licen­
tia concionandi (Berechtigung zur öffentlichen Wortver-
kündigung). · 

§ 8 

Der Kandidat ist verpflichtet, die kirchlichen Ordnungen 
einzuhalten, die Anweisungen für seinen D1enst zu befolgen 
und sich so zu verhalten, wie es von einem künftigen Pfarrer 
erwartet werden muß. 

§9 

Der Kandidat ist zur Dienstverschwiegenheit verpflich­
tet; die für Pfarrer geltenden Vorschriften über das Beicht­
geheimnis, die seelsorgerliehe Schweigepflicht und die 
Dienstverschwiegenheit gelten entsprechend. 

§ 10 

(1) Eine beabsichtigte Eheschließung hat der Kandidat 
mindestens acht Wochen vorher dem Landeskirchenamt an­
zuzeigen. Der Ehepartner des Kandidaten muß grundsätz­
lich einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land oder einer anderen reformatorischen Kirche angehören. 
Im übrigen gelten die Bestimmungen des Pfarrerdienstrech­
tes der Landeskirche über die Eheschließung des Pfarrers 
entsprechend. 

(2) Der Kandidat hat das Recht auf Schutz in seinem 
Dienst und auf Fürsorge für sich und seine Familie. 

*) Siehe § 9 des Kirchengesetzes zur Übernahme und Ergänzung 
des Pfarrergesetzes der VELKD vom 12. November 1993 (ABI. 
1993 S. A 172). 
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§ 11 

(1) Der Kandidat erhält nach Maßgabe der landeskirch­
lichen Bestimmungen Bezüge, Reisekostenvergütung, Um­
zugskostenerstattung, Erholungsurlaub, Beihilfen in Krank­
heits-, Geburts- und Todesfällen sowie Unterstützungen. 
Die Abtretung von Schadenersatzansprüchen richtet sich 
nach den für die Pfarrer geltenden Vorschriften. 

(2) Auf Kandidatinnen ist das für Beamtinnen im Frei­
staat Sachsen geltende Mutterschutzrecht entsprechend an­
zuwenden. 

(3) Der Kandidat hat Anspruch auf Erziehungsurlaub für 
die Dauer von 18 Monaten innerhalb der in § 12 Absatz 2 
festgelegten Frist. 

§ 12 

(1) Auf Antrag kann eine Beurlaubung aus dem Vorbe­
reitungsdienst für die Dauer von längstens einem Jahr erfol­
gen, wenn es sich um eine Zusatzausbildung handelt, die im 
Sinne des Vorbereitll'llgsdienstes förderlich ist. 

(2) Der Vorbereitungsdienst kann um höchstens zwei 
Jahre verlängert werden, wenn der Kandidat aus gesund­
heitlichen oder familiären Gründen an der Ausübung des 
Dienstes gehindert war, zur Zweiten Theologischen Prüfung 
nicht zugelassen werden konnte oder die Zweite Theologi­
sche Prüfung nicht bestanden hat. 

§13 

Die Führung der Personalakten und die Akteneinsicht 
richten sich nach den für Pfarrer geltenden Vorschriften. 

§ 14 

Fügt der Kandidat der Landeskirche oder einer anderen 
kirchlichen Körperschaft in Ausübung des Dienstes schuld­
haft einen Schaden zu, so gelten für die Verpflichtung zum 
Schadenersatz die für Pfarrer geltenden Vorschriften ent­
sprechend. 

4. Dienstaufsicht 

§ 15 

Der Kandidat untersteht der Dienstaufsicht des Landes­
kirchenamtes. Dieses kann Aufgaben der Dienstaufsicht 
übertragen. 

§ 16 

Der Kandidat verletzt die Amtspflicht, wenn er schuld­
haft die Obliegenheiten verletzt oder Aufgaben vernachläs­
sigt, die sich aus seinem Dienst- und Treueverhältnis er­
geben. Das V erfahren und die Rechtsfolgen bei Verletzung 
der Amtspflicht richten sich nach den für Pfarrer in der Lan­
deskirche geltenden disziplinarrechtliehen Vorschriften. 

5. Beendigung des Dienstverhältnisses 

§ 17 

(1) Das Dienstverhältnis des Kandidaten endet mit dem 
Ablauf des Monat~, in dem ihm die schriftliche Mitteilung 
über das Bestehen der Zweiten Theologischen Prüfung zu­
geht. 

(2) Hat der Kandidat die Zweite Theologische Prüfung 
nicht bestanden und wird er zur Wiederholung der Prüfung 
zugelassen, so wird das Dienstverhältnis entsprechend § 12 
Absatz 2 bis zur Wiederholungsprüfung fortgesetzt. Über 
den Einsatz des Kandidaten entscheidet das Landeskirchen­
amt. 

(3) Das Dienstverhältnis des Kandidaten endet mit dem 
Ablauf des Monats, in dem ihm die schriftliche Mitteilung 
über das Bestehen oder das Nichtbestehen der Wieder­
holungsprüfung zugeht. 

(4) Im Fall des § 12 Absatz 1 endet das Dienstverhältnis 
des Kandidaten mit dem Abschluß der Zusatzausbildung. 

§ 18 

Das Dienstverhältnis des Kandidaten endet vorzeitig 
durch 

a) Entlassung (§ 19), 

b) Ausscheide~aus dem Dienst(§ 21). 

§ 19 

( 1) Der Kandidat kann .die Entlassung aus dem Dienst be­
antragen. Dem Antrag ist stattzugeben. 

(2) Der Kandidat kann entlassen werden, wenn schwer­
wiegende Tatsachen oder Bedenken vorliegen, die einer 
künftigen Ausübung des Dienstes als Pfarrer entgegenste­
hen. 

(3) Der Kandidat ist zu entlassen, wenn er seine Amts­
pflicht so schwer verletzt hat, daß darauf nicht mit einer Dis­
ziplinarverfügung reagiert werden kann. In· diesem Fall 
kann dem Betroffenen gestattet werden, sich zu einem spä­
teren Zeitpunkt wieder um die Aufnahme in den Vorberei­
tungsdienst zu bewerben. 

(4) Der Kandidat ist zu entlassen, wenn er dauernd 
dienstunfähig ist. 

(5) Bei Maßnahmen nach den Absätzen 2 bis 4 ist der 
Kandidat vorher zu hören. Die Entscheidung des Landeskir­
chenamtes ist ihm schriftlich mitzuteilen und zu begründen. 
Sie ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(6) Hat der Kandidat die Entlassung nicht selbst bean­
tragt, so ist eine Frist einzuhalten, und zwar bei einer Be­
schäftigungszeit von 

1. bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Monatsschluß, 

2. von mehr als drei Monaten ein Monat zum Monats­
schluß, 

3. von mindestens einem Jahr sechs Wochen zum Schluß 
eines Kalendervierteljahres. 

Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener 
Tätigkeit als Kandidat im Vorbereitungsdienst. 

§ 20 

Über die Entlassung wird eine Urkunde ausgestellt, in der 
der Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses ange­
geben wird. 

§ 21 

Der Kandidat scheidet aus dem Dienst aus, wenn er die 
Landeskirche durch Austrittserklärung oder Übertritt zu 
einer anderen Religionsgemeinschaft verläßt, wenn die Lan­
deskirche festgestellt hat, daß er sich von ihr geschieden hat 
oder wenn er den Vorbereitungsdienst aufgibt und aus den 
Umständen zu entnehmen ist, daß er ihn nicht fortführen 
will. Das Ausscheiden aus dem Dienst ist vom Landeskir­
chenamt festzustellen und dem Betroffenen durch Bescheid 
bekanntzugeben. Es wird zu dem Zeitpunkt wirksam, der im 
Feststellungsbescheid des Landeskirchenamtes festgelegt 
ist. 
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§ 22 

Mit der Beendigung des Dienstverhältnisses erlöschen 
alle in dem bisherigen Dienstverhältnis begründeten Rechte 
und Anwartschaften des Kandidaten. Über die Rechtsfolgen 
der Beendigung des Dienstverhältnisses ist der Kandidat zu 
unterrichten. 

6. Rechtsschutz 

§ 23 

Der Kandidat kann Entscheidungen, die seine dienst­
rechtliche Stellung betreffen, gerichtlich nachprüfen lassen; 
für den Rechtsweg gelten die für Pfan·er geltenden Vor­
schriften entsprechend. 

III. Schlußbestimmungen 

§ 24 

(1) Das Landeskirchenamt kann in besonders begründe­
ten Einzelfällen Ausnahmen von den Vorschriften dieses 
Kirchengesetzes bewilligen. 

(2) Erforderliche Ausführungsvorschriften zu diesem 
Kirchengesetz erläßt das Landeskirchenamt durch Rechts­
verordnung. 

§ 25 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. JanuaT 1995 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über den Vorberei­
tungsdienst der Geistlichen in der Evangelisch-Lutheri­
schen Landeskirche Sachsens in der Fassung der Bekannt­
machung vom 31. März 1987 (Amtsblatt Seite A 49), zuletzt 
geändert durch die Verordnung vom 13. April1993 (Amts­
blatt Seite A 79), außer Kraft. 

(3) Für Kandidaten, die aufgrundder in Absatz 2 genann­
ten Vorschrift in den Vorbereitungsdienst aufgenommen 
worden sind, gilt bis zum Abschluß des Vorbereitungsdien­
stes das bisherige Recht fort. 

(4) Weiterhin treten mit Wirkung vom 1. Januar 1995 an 
außer Kraft: 

a) Kirchengesetz über die dienstrechtlichen Verhältnisse 
der Gemeindepädagogen vom 22. September 1981 
(Amtsblatt 1983 Seite A 85), 

b) Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchengesetzes 
über die dienstrechtlichen Verhältnisse der Gemeinde­
pädagogen vom 22. September 1981 vom 7. September 
1983 (Amtsblatt Seite A 86), 

c) Ausführungsverordnung zum Kirchengesetz vom 
7. September 1983 zur Ausführung des Kirchengesetzes 
über die dienstrechtlichen Verhältnisse der Gemeinde­
pädagogen vom 22. September 1981 vom 7. September 
1983 (Amtsblatt Seite A 88). 

Erforderliche Übergangsregelungen für im Vorberei­
tungsdienst stehende Gemeindepädagogen nach dem in 
Buchstaben a) bis c) genannten Recht erläßt das Landeskir­
chenamt 

Dresden, am 2. November 1994 

Die Kirchenleitung 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens 

Kre ß 

Nr.15 zur des 
nargesetzes (Ausführungsgesetz zum JV'""''"" 
nargesetz- AG DiszG -). 

Vom 2. November 1994. (ABI. S. A 250) 

Aufgmnd von § 141 Absatz 1 des Kirchengesetzes der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
über das Verfahren und die Rechtsfolgen bei Amtspflicht­
verletzungen (Disziplinargesetz- DiszG -)in der ab 1. Ja­
nuar 1995 geltenden Fassung (Amtsblatt 1994, Seite A 165) 
hat die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Sachsens zu dessen Ausführung das folgende Kir­
chengesetz beschlossen: 

§ 1 

(zu § 1 DiszG) 

(1) Die Bestimmungen des Disziplinargesetzes sind auf 

1. Theologen im Vorbereitungsdienst, 

2. Kirchenbeamte auf Widerruf, 

3. Ordinierte ohne hauptberufliches kirchliches Dienstver­
hältnis oder in einem Angestelltenverhältnis zur Landes­
kirche, einer ihrer Gliederungen oder Einrichtungen 

entsprechend anzuwenden, soweit in diesem Kirchengesetz 
nichts ar,tderes bestimmt ist. 

(2) Besondere Vorschriften für andere Träger kirchlicher 
Dienste bleiben unberührt. 

(3) Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen­
bezeichnungen gelten für Frauen und Männer. 

§2 

(zu§ 2 Absatz 2 DiszG) 

Auf Theologen im Vorbereitungsdienst und Kirchenbe­
amte auf Widerruf ist § 140 Disziplinargesetz entsprechend, 
auf Ordinierte gemäß § 1 Absatz 1 Nr. 3 ist § 130 Diszipli­
nargesetz anzuwenden. 

§3 

(zu § 9 DiszG) 

(1) Alle kirchlichen Dienststellen sind in Disziplinarver­
fahren zu Amts- und Rechtshilfe verpflichtet. 

(2) Die Rechtshilfe staatlicher Dienststellen und Gerichte 
richtet sich nach den staatlichen Vorschriften und vertrag­
lichen Regelungen zwischen Kirche und Staat. 

§4 

(zu § 11 Absatz 2 DiszG) 

»Einleitende Stelle« und »zuständige Stelle« im Sinne 
der Bestimmungen des Disziplinargesetzes ist das Landes­
kirchenamt 

§5 

(zu§§ 13, 22, 43 DiszG) 

(1) Über das Vorliegen der Voraussetzungen für die Zu­
lassung als Verteidiger oder Beistand entscheidet 

1. während der Ermittlungen der mit der Durchführung der 
Ermittlungen Beauftragte, 

2. im Spruchverfahren der Obmann, 

3. im förmlichen Verfahren 

a) während der Untersuchung der Untersuchungsfüh­
rer, 

b) im Verfahren vor der Disziplinarkammer der Vorsit­
zende, 

c) im übrigen die einleitende Stelle. 
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(2) Eine ablehnende Entscheidung ist zuzustellen. Der 
Pfarrer kann binnen zwei er Wochen nach Zustellung die 
Disziplinarkammer anrufen; die von dieser getroffene Ent­
scheidung ist unanfechtbar. 

§6 

(zu§§ 17, 84, 136 DiszG) 

Die Geldbuße soll von den Bezügen erst dann einbehalten 
werden, wenn sie nicht innerhalb von zwei Monaten nach 
Rechtswirksamkeit gezahlt worden ist. Die Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über die Pfändbarkeit von Forderungen 
sind entsprechend anzuwenden. 

§7 

(zu§ 19 DiszG) 

(1) Der Spruchausschuß wird für den Bereich der Lan­
deskirche gebildet. 

(2) Das Landeskirchenamt kann einen Vertrag mit ande­
ren evangelisch-lutherischen Kirchen über die Bildung 
eines gemeinsamen Spruchausschusses abschließen. Ein 
solcher Vertrag bedarf der Zustimmung durch Kirchenge­
setz und ist im Amtsblatt der Landeskirche bekanntzu­
machen. 

§ 8 

(zu§ 20 DiszG) 

(1) Der Spruchausschuß besteht aus einem Obmann und 
zwei Beisitzern. Ein Beisitzer muß Pfarrer sein, der andere 
Beisitzer muß die Befähigung zum Richteramt besitzen.*) 

(2) In Verfahren gegen ordinierte Inhaber kirchenleiten­
der Ämter muß ein Mitglied des Spruchausschusses Super­
intendent sein. 

(3) Das Landeskirchenamt bildet für den Spruchausschuß 
und die Disziplinarkammer eine gemeinsame Geschäfts­
stelle. 

(4) Für die Berufung der Mitglieder des Spruchausschus­
ses und ihrer Stellvertreter gilt § 14. 

§9 

(zu § 54 DiszG) 

( 1) Die Disziplinarkammer wird für den Bereich der Lan­
deskirche gebildet. 

(2) Das Landeskirchenamt kann einen Vertrag mit ande­
ren evangelisch-lutherischen Kirchen über die Bildung einer 
gemeinsamen Disziplinarkammer abschließen. Ein· solcher 
Vertrag bedarf der Zustimmung durch Kirchengesetz und ist 
im Amtsblatt der Landeskirche bekanntzumachen. 

§10 

(zu§ 55 Absatz 3 DiszG) 

Für die Berufung der Mitglieder der Disziplinarkammer 
und ihrer Stellvertreter gilt § 14. Für die Bildung der Ge­
schäftsstelle gilt § 8 Absatz 3. 

§11 

(zu§ 91 Absatz 2 DiszG) 

Oberste kirchliche Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 91 Absatz 2 Disziplinargesetz ist das Landeskirchenamt 

§ 12 

(zu§§ 94 und 102 Absatz 3 Satz 2 DiszG) 

(1) Die Berufung gegen das Urteil kann von der einlei­
tenden Stelle auch zugunsten des Pfarrers eingelegt werden. 

(2) Ist die Berufung vom Pfarrer oder zu seinen Gunsten 
von der einleitenden Stelle eingelegt worden, so darf das 
Urteil nicht zuungunsten des Pfarrers geändert werden. 

§13 

(zu § 99 Absatz 2 Satz 2 DiszG) 

Den beisitzenden Pfarrer und seinen Stellvertreter schlägt 
die Kirchenleitung vor. Beide dürfen weder Mitglieder noch 
Referenten des Landeskirchenamtes sein. 

§ 14 

(zu§§ 20, 55, 109 DiszG) 

(1) Die Mitglieder des Spruchausschusses und der Diszi­
plinarkammer sowie ihre Stellvertreter werden von der Kir­
chenleitung auf Vorschlag des Landeskirchenamtes ernannt. 

(2) Die Mitglieder des Spruchausschusses und der Diszi­
plinarkammer sowie Hilfsberichterstatter üben ihre Tätig­
keit ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch auf Reisekosteu­
erstattung gemäß den landeskirchlichen Bestimmungen 
und, sofern sie nicht hauptamtlich im kirchlichen Dienst ste­
hen, auf Gewährung einer Aufwandsentschädigung, die das 
Landeskirchenamt regelt. 

(3) Die Amtszeit der Mitglieder des aufgrunddieses Ge­
setzes gebildeten Spruchausschusses und der Disziplinar­
kammer beginnt am 1. Januar 1997. 

§ 15 

(zu§ 110 DiszG) 

(1) Der Obmann des Spruchausschusses und der Vorsit­
zende der Disziplinarkammer sowie ihre Stellvertreter wer­
den durch den Landesbischof auf ihr Amt verpflichtet. Die 
übrigen Mitglieder des Spruchausschusses werden vom Ob­
mann, die Mitglieder der Disziplinarkammer vom Vorsit­
zenden auf ihr Amt verpflichtet. 

(2) Die Verpflichtung geschieht durch Handschlag. 
Dabei ist die Ernennungsurkunde zu überreichen. 

§ 16 

(zu § 111 DiszG) 

Mitglieder und Referenten des Landeskirchenamtes kön­
nen nicht zu Mitgliedern des Spruchausschusses und der 
Disziplinarkammer ernannt werden. 

§ 17 

(zu § 115 Absatz 2 DiszG) 

Der Vorsitzende der Disziplinarkammer kann zur Unter­
stützung in der Vorbereitung einen Hilfsberichterstatter, der 
die Befähigung zum Richteramt haben soll,*) zuziehen. 
Mitglieder und Referenten des Landeskirchenamtes können 
nicht als Hilfsberichterstatter eingesetzt werden. 

§ 18 

(zu§§ 116 bis 122 DiszG) 

( 1) Kosten des Disziplinarverfahrens, die nicht einem 
anderen auferlegt worden sind, trägt die Landeskirche. Glei­
ches gilt für die erstattungsfähigen Auslagen. 

(2) Über Auslagen, die nach § 117 Absatz 2 Disziplinar­
gesetz zu erstatten sind, ergeht eine Kostenentscheidung der 

*)V gL Art II § 2 Kirchengesetz der VELKD vom 6. November 
1993. 
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Geschäftsstelle des Spruchausschusses. Der Bescheid ist zu­
zustellen. Gegen den Kostenbescheid ist innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung Beschwerde beim Obmann des 
Spruchausschusses zulässig. Dieser entscheidet endgültig. 

(3) Für die Einbehaltung der Kosten von den Bezügen des 
Pfarrers gemäß § 122 Absatz 3 Disziplinargesetz gilt § 6 
dieses Kirchengesetzes entsprechend. 

§ 19 

(zu § 129 Absatz 2 DiszG) 

Das Begnadigungsrecht übt die Kirchenleitung aus. Das 
Vorschlagsrecht liegt beim Landeskirchenamt 

§ 20 

(zu § 130 DiszG) 

Der Ordinierte, dem das Recht zur öffentlichen Wortver­
kündigung und zur Sakramentsverwaltung aberkannt wird, 
verliert zugleich das R,echt zur Führung der Amtsbezeich­
nung sowie etwaiger kirchlicher Titel sowie das Recht zum 
Tragen der Amtskleidung. 

.§ 21 

(zu§ 133 DiszG) 

(1) In Spruchverfahren gegen Kirchenbeamte tritt im 
Spruchausschuß ein Kirchenbeamter als Beisitzer an die 
Stelle des Pfarrers, und zwar ein Kirchenbeamter des höhe­
ren Dienstes in einem Spruchverfahren gegen einen Kir­
chenbeamten des höheren Dienstes und ein Kirchenbeamter 
des gehobenen Dienstes im Spruchverfahren gegen Kir­
chenbeamte der übrigen Laufbahngruppen. 

(2) Im förmlichen Verfahren gegen Kirchenbeamte tritt 
in der Disziplinarkammer ein Kirchenbeamter an die Stelle 
des zweiten beisitzenden Pfarrers, und zwar ein Kirchenbe­
amter des höheren Dienstes in einem förmlichen Verfahren 
gegen einen Kirchenbeamten des höheren Dienstes und ein 
Kirchenbeamter des gehobenen Dienstes im förmlichen 
Verfahren gegen Kirchenbeamte der übrigen Laufbahn­
gruppen. 

§ 22 

(zu§ 137 DiszG) 

(1) Die Versetzung des Kirchenbeamten obliegt dem 
Landeskirchenamt Das rechtskräftige Urteil ersetzt das 
Einverständnis der beteiligten Dienstherren vor der Verset­
zung. Der künftige Dienstherr ist zu hören. 

(2) Ist die Versetzung auf eine andere Stelle innerhalb 
von sechs Monaten nicht möglich gewesen, so tritt der Kir­
chenbeamte mit dem Ablauf dieser Frist in den Wartestand. 
Diese Rechtsfolge stellt das Landeskirchenamt fest. Der Be­
schluß ist dem Kirchenbeamten zuzustellen; er ist unan­
fechtbar. 

(3) Das Landeskirchenamt bleibt verpflichtet, den Kir­
chenbeamten dem Urteil entsprechend zu versetzen, sobald 
dies möglich ist. 

( 4) § 87 Absatz 3 Disziplinargesetz gilt entsprechend .. 

§ 23 

(1) Anordnungen und Entscheidungen, die aufgrunddes 
Disziplinargesetzes oder dieses Kirchengesetzes durch eine 
zuständige Stelle, durch den Spruchausschuß oder die Dis­
ziplinargerichte ergehen, unterliegen einer gerichtlichen 
Nachprüfung nur nach Maßgabe des Disziplinargesetzes 
und dieses Kirchengesetzes. 
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(2) Die aufgrund des Disziplinargesetzes und dieses Kir­
chengesetzes ergehenden Anordnungen und Entscheidun­
gen der zuständigen Stellen, des Spruchausschusses und der 
Disziplinargerichte sind für die Beurteilung der vor einem 
Gericht geltend gemachten Rechte aus dem Dienstverhältnis 
bindend. 

§ 24 

(1) Erforderliche Ausführungsbestimmungen zu diesem 
Kirchengesetz erläßt das Landeskirchenamt durch Rechts­
verordnung. 

(2) Das Landeskirchenamt kann weitere Vorschriften zur 
Ausführung des Disziplinargesetzes auf dem Verordnungs­
weg erlassen, sowS'it nicht eine Regelung durch Kirchenge­
setz notwendig ist. 

§ 25 

Soweit in weiterhin geltenden Rechtsvorschriften auf die 
Bestimmungen des Amtszuchtgesetzes vom 7. Juli 1965 
oder des Amtspflichtverletzungsgesetzes in der Fassung 
vom 6. Dezember 1989 und die zu seiner Anwendung und 
Ausführung erlassenen Vorschriften verwiesen wird, treten 
an ihre Stelle von dem in § 27 Absatz 1 genannten Zeitpunkt 
an die entsprechenden Bestimmungen des Disziplinargeset­
zes sowie dieses Kirchengesetzes. 

§ 26 

Die Zusammensetzung des aufgrund des bisherigen 
Rechts gebildeten Spruchausschusses der Evangelisch­
Lutherischen Landeskirche Sachsens und der Disziplinar­
kammer der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sach­
sens sowie deren vom l. Januar 1991 bis 31. Dezember 
1996 laufende Amtszeit bleiben unverändert. 

§ 27 

(1) DiesesKirchengesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten alle entgegenstehenden Bestim­
mungen außer Kraft. 

(3) Aufgehoben wird das Kirchengesetz zur Ausführung 
des Amtspflichtverletzungsgesetzes vom 21. Oktober 1991 
(Amtsblatt 1992, Seite A 25). 

(4) Auf Verfahren, die vor dem 1. Januar 1995 bereits 
eingeleitet, aber noch nicht abgeschlossen wurden, ist das 
bisher geltende Recht anzuwenden. 

Dresden, am 2. November 1994 

Die Kirchenleitung 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens 

Nr.l6 

Kreß 

Dienstordnung für die Kirchenmusikdirek­
toren und Kirchenmusikdirektorinnen der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Sachsens. 

Vom 4. Oktober 1994. (ABI. S. A 253) 

Das Evangelisch-Lutherische Landeskirchenamt Sach­
sens hat für die Kirchenmusikdirektoren und Kirchenmusik­
direktor~nnen die folgende Dienstordnung beschlossen: 

§ 1 

(1) Der Kirchenmusikdirektor oder die Kirchenmusik­
direktorin wird vom Landeskirchenamt im Einvernehmen 
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mit dem Bezirkskirchenamt und dem zuständigen Kirchen­
bezirksvorstand berufen und übt in dem zugewiesenen Kir­
chenbezirk die Fachaufsicht über den kirchenmusikalischen 
Dienst aus. Er oder sie hat das kirchenmusikalische Leben 
im Kirchenbezirk zu überwachen, zu ordnen und zu fördern. 

(2) Die im folgenden verwendeten Personen- und Dienst­
bezeichnungen gelten für Männer und Frauen. 

(3) Dem Kirchenmusikdirektor obliegt insbesondere: 

a) die Kirchenmusiker des Kirchenbezirkes bei der Erfül­
lung ihrer kirchenmusikalischen Aufgaben zu beraten 
und zu unterstützen, 

b) den Superintendenten und das Bezirkskirchenamt sowie 
die Kirchenvorstände in allen kirchenmusikalischen 
Fach- und Personalfragen zu beraten, 

c) bei der Besetzung kirchenmusikalischer Ämter nach den 
hierfür maßgebenden Vorschriften mitzuwirken,*) 

d) die fachlichen Leistungen der Kirchenmusiker zu über­
prüfen, 

e) Kirchenmusiker mit Leistungsprobe (D),**) zu gewin­
nen und auszubilden, 

f) den Zustand der Orgeln in seinem Kirchenbezirk zu 
überwachen, 

g) Pfarrer, Kirchenvorstände und Kirchgemeinden mit den 
Aufgaben der Kirchenmusikpflege im Gottesdienst, in 
kirchenmusikalischen Veranstaltungen (z. B. Abend­
musiken, Kantaten- und Oratorienaufführungen, Orgel­
vespern) sowie in den Gemeindegruppen der kirchlichen 
Werke vertraut zu machen. 

( 4) Kirchenmusiker im Sinne dieser Ordnung sind Kanto­
ren und Organisten im Haupt- und im Nebenamt und Kir­
chenmusiker mit Leistungsprobe (D). 

§2 

(1) Mängel in fachlicher und personeller Hinsicht, die zur 
Kenntnis des Kirchenmusikdirektors gelangen, sucht er 
zunächst unmittelbar zu beheben. 

(2) Über besondere Vorkommnisse berichtet er dem 
Superintendenten bzw. dem Bezirkskirchenamt, besonders 
dann, wenn das Eingreifen der Kirchenbehörden geboten er­
scheint. 

(3) Der Kirchenmusikdirektor hat über den Stand der Kir­
chenmusik in dem von ihm betreuten Kirchenbezirk und 
über seine Arbeit nach Ablauf je eines Kirchenjahres dem 
Landeskirchenamt auf dem Wege über den Superintenden­
ten zu berichten. Ferner hat er sich auf Anforderung des 
Landeskirchenamtes gutachtlich zu äußern. 

§ 3 

(1) Der Kirchenmusikdirektor versieht seinen Dienst im 
Kirchenbezirk in enger Zusammenarbeit mit dem Super­
intendenten und dem Bezirkskirchenamt Außerdem hat er 
mit dem Bezirkskatecheten zusammenzuarbeiten, soweit es 
sich um Kirchenmusiker handelt, die zugleich katecheti­
schen Dienst tun. Auch soll er mit dem Landesverband 

*) Vgl. Verordnung über die Mitwirkung der Kirchenmusik­
direktoren bei der Besetzung kirchenmusikalischer Stellen vom 
29. Aprill954 (Amtsblatt SeiteA 34). 

**)V gl. Ordnung für die Ausbildung zur Kirchenmusikerin/zum 
Kirchenmusiker mit Leistungsprobe (D) in der Evangelisch-Luthe­
rischen Landeskirche Sachsens vom 14. Dezember 1993 (Amtsblatt 
S. A 23 f). 

evangelischer Kirchenmusiker in Deutschland, dem Kir­
ehenchorwerk der Landeskirche und der Sächsischen 
Posaunenmission e.V. Fühlung halten. 

(2) An den Kirchenvisitationen nimmt er in der Regel teil. 
Er erstattet dem Superintendenten ein Gutachten. 

(3) Auf seinen Antrag hin ist ihm Gelegenheit zu geben, 
vor den Organen des Kirchenbezirks die Angelegenheiten 
der Kirchenmusik zu vertreten. Auch soll ihm die Möglich­
keit gegeben werden, vor Pfarr- und Katecheten-Konventen 
über Fragen der Kirchenmusik zu sprechen. 

( 4) Superintendent und Bezirkskirchenamt unterrichten 
den Kirchenmusikdirektor über alle seinen Dienst betreffen­
den Angelegenheiten. 

(5) Dem Kirchenmusikdirektor steht im Einvernehmen 
mit dem Superintendenten die Kanzlei der Superintendentur 
zur Verfügung. 

§4 

(1) Der Kirchenmusikdirektor veranstaltetjährlich etwa 
vier - Pflichtkonvente für die Kirchenmusiker des Kirchen­
bezirks. Der Superintendent ist jeweils davon zu unterrich­
ten. Die Pflichtkonvente hat der Kirchenmusikdirektor in 
zeitlicher Abstimmung mit den anderen Pflichtkonventen 
anzusetzen. 

(2) Die Pflichtkonvente der Kirchenmusiker dienen fol~ 
genden Zwecken: 

a) das fachliche Wissen und Können der Kirchenmusiker 
zu vertiefen und zu erweitern, 

b) die erforderlichen Maßnahmen zur Erhaltung und Pflege 
der Kirchenmusik im Kirchenbezirk zu beraten. 

(3) Ist der Kirchenmusikdirektor nicht zugleich Be­
zirksobmann des Landesverbandes evangelischer Kirchen­
musiker oder des Kirchenchorwerkes, so soll er den Vertre­
tern dieser Werke nach Absprache Gelegenheit geben, auf 
den Konventen der Kirchenmusiker die Belange ihres Auf­
gabengebietes wahrzunehmen. 

§ 5 

(1) Der Kirchenmusikdirektor übt seinen Dienst zusätz­
lich zu seinem hauptamtlichen Kantorendienst in der Kirch­
gemeinde aus. 

(2) Der Kirchenmusikdirektor ist angestellt bei der Kirch­
gemeinde; der Kirchenbezirk erstattet dem Anstellungsträ­
ger einen Anteil von 25 v. H. der monatlichen Bruttoperso­
nalkosten für Vergütung bzw. Besoldung und Versorgung 
des Kirchenmusikdirektors. 

(3) Auslagen, die dem Kirchenmusikdirektor im Rahmen. 
seiner Tätigkeit für den Kirchenbezirk entstehen, hat der 
Kirchenbezirk zu erstatten. Auslagen, die ihm aus Tätigkei­
ten auf Ersuchen einer Kirchgemeinde erwachsen, sind ihm 
von dieser Kirchgemeinde zu erstatten. 

(4) Die unmittelbare Dienstaufsicht über den Kirchen­
musikdirektor im Rahmen der für den Kirchenbezirk zu er­
bringenden Tätigkeit übt der Superintendent aus. Die Fach­
aufsicht über die Kirchenmusikdirektoren führt der Landes­
kirchenmusikdirektor. 

§6 

(1) Die Kirchenmusikdirektoren ordnen für den Fall der 
Verhinderung ihre Vertretung im allgemeinen unterein­
ander und setzen davon den Superintendenten und das Be­
zirkskirchenamt sowie den Landeskirchenmusikdirektor in 
Kenntnis. 

• 
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(2) Ist der Kirchenmusikdirektor verhindert, an einer vom 
Landeskirchenmusikdirektor anberaumten Dienstbespre­
chung teilzunehmen, hat er sich über deren Ergebnis durch 
einen anderen Kirchenmusikdirektor unterrichten zu lassen. 

§7 

(1) Die Dienstordnung tritt mit sofortiger Wirkung m 
Kraft. 

Nr.17 

Evangelische 

Ordnung für das Frauenreferat der Evangeli­
schen Kirche von Westfalen. 

Vom 15. August 1994. (KABL S. 178) 

Für die Arbeit des Frauenreferates der Evangelischen 
Kirche von Westfalen hat die Kirchenleitung gern. 
Art. 150 a Abs. 3 KO die nachstehende Ordnung erlassen: 

§ 1 

Aufgaben 

(1) Das Frauenreferat hat die Aufgabe, in Bindung an die 
Grundartikel der Evangelischen Kirche von Westfalen 
durch theologische, pädagogische, sozialwissenschaftliche 
und juristische Arbeit die Gleichstellung von Frauen und 
Männern voranzubringen und zur Verwirklichung dieses 
Auftrages der Kirchenordnung beizutragen. 

(2) In Erfüllung seiner Aufgabe hat das Frauenreferat ins-
besondere 

Fragen feministischer Theologie, wie sie in Frauengrup­
pen, Werkstätten, Theologinnen-Zusammenkünften, in 
der gemeindlichen Arbeit sowie im wissenschaftlichen 
Kontext betrieben wird, aufzunehmen, 

- Anregungen, Fragen und Probleme von haupt-, neben­
und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen in der Kirche auf­
zunehmen und an die zuständigen landeskirchlichen 
Stellen weiterzuleiten, 

Frauen aus der gemeindebezogenen Frauenarbeit, aus 
der Verbandsarbeit, aus frauenspezifischen Initiativen 
und Projektgruppen, Frauen aus der Erwachsenen- und 
Familienbildung und Frauen verschiedener Berufsgrup­
pen untereinander in Beziehung zu bringen, die vorhan­
dene Frauenarbeit zu fördern und mit den evangelischen 
Frauenverbänden und -gruppierungen zu kooperieren, 

die Lebenswirklichkeit von Frauen in der EKvW zu er­
fassen, insbesondere Untersuchungen zur Beschäftig­
tensituation von Frauen in der EKvW anzuregen, 

- bei der Entwicklung und Entscheidung über Aus- und 
Fortbildungskonzeptionen beratend mitzuwirken, 

- Vorschläge zum Abbau von struktureller Diskriminie­
rung und zur Gleichstellung von Frauen und Männern 
im Recht der EKvW zu erarbeiten, 

Vorschläge zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Be­
teiligung von Frauen und Männern an Leitungspositio­
nen und in den Mitwirkungs- und Entscheidungsgre­
mien (Frauenförderpläne, Gleichstellungsgesetze) zu 
erarbeiten, 

- die Einrichtung von Frauenreferaten/Frauenbeauftrag­
ten auf allen kirchlichen Ebenen zu fördern, 

- die Interessen von ehrenamtlich in der Kirche tätigen 
Frauen zu wahren und zu fördern, 

(2) Gleichzeitig tritt die Dienstordnung für die Kir­
chenmusikdirektoren vom 29. November 1966 (Amtsblatt 
Seite 87 f.) außer Kraft. 

von 

Evangelisch-Lutherisches 
Landeskirchenamt Sachsens 

Hofmann 

- frauenspezifische Erfahrungen aus der ökumenischen 
Diskussion in die Kirche einzubringen, den wechselsei­
tigen Austausch innerhalb der Ökumene voranzubrin­
gen und ökumenische Frauenprojekte zu stärken. 

(3) Die Eigenständigkeit der bestehenden Frauenarbeit in 
Kirchengemeinden und Kirchenkreisen, Verbänden, Grup­
pen und Initiativen bleibt unberührt. 

§2 

Arbeitsweise 

(1) Das Frauenreferat hält durch regelmäßige Bespre­
chungen mit den zuständigen Dezernentinnen und Dezer­
nenten und die Vorlage eines jährlichen Arbeitsberichtes 
Verbindung zum Landeskirchenamt und zur Kirchenlei­
tung. 

(2) Das Frauenreferat kann jederzeit Anregungen und 
Anträge an das Landeskirchenamt und an die Kirchenlei­
tung richten. Es kann aus besonderem Anlaß Fragen seines 
Arbeitsbereiches der Kirchenleitung vortragen. 

(3) Das Frauenreferat arbeitet bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben mit den Kirchengemeinden und Kirchenkreisen, 
Ämtern und Diensten der EKvW zusammen. 

( 4) In der Erfüllung ihres Auftrages arbeiten Frauenrefe­
rat, Kirchenleitung und Landeskirchenamt sowie die landes­
kirchlichen Ämter und Dienste vertrauensvoll zusammen 
und unterstützen sich in ihrer Arbeit. 

(5) Vor dem Erlaß von kirchlichen Verlautbarungen, Be­
schlüssen, Gesetzen und Richtlinien, die die Aufgaben des 
Frauenreferates betreffen, wird dem Frauenreferat Gelegen­
heit zur Stellungnahme gegeben. 

§3 

Struktur 

(1) Die Referentinnen des Frauenreferates erfüllen ihre 
Aufgaben im Rahmen ihrer Dienstanweisungen. Sie arbei­
ten als Team zusammen. Der Zusammenarbeit dienen regel­
mäßige Dienstbesprechungen aller Mitarbeiterinnen. 

(2) Die Aufgaben der Geschäftsführung werden in einer 
Geschäftsordnung geregelt, die das Landeskirchenamt im 
Benehmen mit dem Beirat erläßt. 

§4 

Dienstsitz 

Dienstsitz des Frauenreferates ist Dortmund. 

§5 

Beirat 

(1) Die Arbeit des Frauenreferates wird von einem Beirat 
begleitet, den die Kirchenleitung für die Dauer von vier Jah-
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ren beruft. Der Beirat berät das Frauenreferat bei der Durch­
führung seiner Aufgaben und nimmt seinen Bericht ent­
gegen. 

Ihm wird vom Frauenreferat der jährliche Entwurf des 
Haushaltsplanes zur Beratung und Stellungnahme zugelei­
tet. 

Der Beirat berät die Kirchenleitung in inhaltlichen, perso­
nellen, finanziellen und organisatorischen Fragen des 
Frauenreferates. Er berichtet der Kirchenleitung regelmäßig 
über seine Arbeit. 

(2) Die Kirchenleitung entscheidet, ob und in welcher 
Form Arbeitsergebnisse oder Stellungnahmen des Beirates 
veröffentlicht werden. 

§6 

Zusammensetzung des Beirates 

(1) Dem Beirat gehören bis zu 27 stimmberechtigte Mit­
glieder an: . 
a) 23 Mitglieder werden von der Kirchenleitung berufen. 

Von diesen werden 18 Mitglieder auf Vorschlag einer · 
von der Kirchenleitung einzuberufenden Frauenver­
sammlung berufen, die übrigen Mitglieder werden von 
der Kirchenleitung nach eigenem Ermessen berufen, 

b) die geschäftsführende Referentin des Frauenreferates, 

c) die zuständigen Dezernentinnen und Dezernenten sowie 
die Gleichstellungsbeauftragte des Landeskirchenamtes. 

Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitglieds kann die 
Kirchenleitung für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied 
berufen. 

(2) Bei der Zusammensetzung des Beirates soll eine an­
gemessene Vertretung der Kirchenkreise, Kirchengemein­
den, Frauenverbände, Frauengruppen und Fraueninitiativen 
berücksichtigt werden. Die Mitglieder des Beirates müssen 
die Befähigung zum Presbyteramt in der Evangelischen Kir­
che von Westfalen besitzen. 

(3) Die Vorsitzende des Beirates wird von der Kirchen­
leitung berufen, die stellvertretende Vorsitzende wird vom 
Beirat in geheimer Wahl aus seiner Mitte gewählt. 

§7 

Arbeitsweise des Beirates 

( 1) Der Beirat wird von derVorsitzenden schriftlich unter 
Angabe der Tagesordnung nach Bedarf, mindestens aber 
zweimal jährlich einberufen. Der Beirat muß einberufen 
werden, wenn 1/3 seiner Mitglieder es verlaQgt. 

(2) Der Beirat ist ohne Rücksicht auf die Zahl der er­
schienenen Mitglieder beschlußfähig. Bei Abstimmungen 
entscheidet die einfache Mehrheit der anwesenden Mitglie~ 
der. 

(3) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Beirat kann 
Sachverständige zu seinen Sitzungen hinzuziehen. 

( 4) Über jede Sitzung des Beirates ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die von der Vorsitzenden zu unterschreiben 
ist. 

(5) Die Geschäfte des Beirates werden vom Frauenreferat 
geführt. 

§ 8 

Gleichstellungsbeauftragte 

Die Kirchenleitung bestellt im Landeskirchenamt nach 
Maßgabe der Dienstordnung des Landeskirchenamtes eine 
Gleichstellungs beauftragte. Diese hat insbesondere bei Stel-

lenplanungen, Stellenbesetzungen und anderen gleichstel­
lungsrelevanten Entscheidungen mitzuwirken. 

§9 

Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am 1. Oktober 1994 in Kraft; zum 
gleichen Zeitpunkt tritt die Ordnung für das Frauenreferat 
vom 13. Oktober 1988 außer Kraft. 

Bielefeld, 15.Augustl994 

Nr.18 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Die 

D. Linnemann 

Bekanntmachung der Neufassung der Ver­
ordmmg über den Einsatz von elektronischer 
Datenverarbeitung in der kirchlichen Ver­
waltung. 

Vom 13. Oktober 1994. (KABL S. 187) 

Aufgrund des Beschlusses der Kirchenleitung über die 
Änderung der Verordnung über den Einsatz von elektroni­
scher Datenverarbeitung in der kirchlichen Verwaltung vom 
12./13. Oktober 1994 wird nachstehend der Wortlaut der 
Verordnung bekanntgegeben, wie er sich ergibt aus 

der Verordnung vom 18. Oktober 1990 (KABl. 1990 
S.207) 

- der Änderung vom 24. August 1994 

- der Änderung vom 12. Oktober 1994. 

B i e l e f e l d , den 13. Oktober 1994 

Landeskirchenamt 

Verordnung über den Einsatz 
von elektronischer Datenverarbeitung 

in der kirchlichen Verwaltung 
in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 13. Oktober 1994 

Aufgrund des Artikels 154 Abs. 2 der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 1. Dezember 
1953 (KABl. 1954 S. 25) in Verbindung mit§ 27 Abs. 2 des 
Kirchengesetzes über den Datenschutz der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (DSG-EKD) vom 12. November 
1993 (KABl. 1994 S. 34) sowie§ 14 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 20 Abs. 1 des Kirchengesetzes über die Kirchenmit­
gliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der 
Daten der Kirchenmitglieder (Kirchengesetz über die Kir­
chenmitgliedschaft/KMitG (KABl. 1977 S. 26) hat die Kir­
chenleitung folgende Verordnung beschlossen: 

§ 1 

(1) Vor Entscheidungen der Leitungsorgane der Kirchen­
gemeinden, Kirchenkreise und der Verbände von Kirchen­
gemeinden und Kirchenkreisen über Maßnahmen auf dem 
Gebiet der elektronischen Datenverarbeitung in den Berei­
chen Friedhofswesen, Grundstückswesen, Haushalts-, Kas­
sen- und Rechnungswesen, Kirchenbuchwesen, Melde­
wesen, Personalwesen und Statistik ist die Beratung des 
Landeskirchenamtes in Anspruch zu nehmen. Die Be­
schlüsse sind dem Landeskirchenamt mitzuteilen. 

• 

• 
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(2) Die Beratung dient der gegenseitigen Information 
über die Notwendigkeit sowie Art und Umfang des Vor­
habens. Sie soll dazu beitragen, organisatorische Schwierig­
keiten und finanzielle Nachteile für die einzelne kirchliche 
Körperschaft zu vermeiden. 

§2 

(1) Datenverarbeitungs-Programme für die Bereiche Kir­
chenbuchwesen, Meldewesen, Personalwesen, Haushalts-, 
Kassen- und Rechnungswesen, die in den einzelnen kirch­
lichen Körperschaften eingesetzt werden sollen, müssen 
zuvor freigegeben sein. 

Die Freigabe von Programmen setzt voraus, daß sie den 
Anforderungen des Datenschutzes genügen, prüfsicher sind 
und gewährleisten, daß sachverständige Dritte in angemes­
sener Zeit eine Programmprüfung durchführen sowie die 
Programmpflege und Anwenderbetreuung übernehmen 
können. · 

Die Prüfsicherheit erfordert, daß eine Programm-Doku­
mentation vorliegt, die eine vollständige Programmbe- . 
schreibung und eine Bedienungsanleitung enthält. 

(2) Neue Programme sollen mit bereits eingesetzten Pro­
grammen harmonieren (Schnittstellen). 

(3) Über die Freigabe von Programmen entscheidet das 
Landeskirchenamt Programme der Kirchlichen Gemein­
schaftsstelle für elektronische Datenverarbeitung e.V. sowie 
solche, die von dieser Stelle geprüft und abgenommen wor­
den sind, gelten als freigegeben, soweit sie mit dem Recht 
der Evangelischen Kirche von Westfalen übereinstimmen. 
Das Landeskirchenamt kann verlangen, daß durch den An­
tragsteller ein vom Landeskirchenamt bestimmter Gutachter 
damit beauftragt wird, bestimmte Bereiche des jeweiligen 
freigabepflichtigen Datenverarbeitungsprogramms zu prü­
fen. Die entstehenden Kosten sind durch den Antragsteller 

zu tragen. Dies gilt auch für Kosten, die für die Prüfung im 
Sinne von Abs. 1 entstehen. 

( 4) Das Landeskirchenamt kann von einer Prüfung des 
jeweiligen freigabepflichtigen Programms ganz oder teil­
weise absehen, wenn durch den Antragsteller Freigabe­
testate anderer Landeskirchen oder qualifizierte Testate 
externer Prüfstellen vorgelegt werden können. 

(5) Für Änderungen freigegebener Programme gelten die 
Abs. l bis 4 sinngemäß. 

§3 

(1) Auf Geräten der elektronischen Datenverarbeitung, 
die Privateigentum sind, dürfen Daten aus den in § 2 Abs. 1 
genannten Bereicfien nicht verarbeitet werden. 

(2) Die Benutzung von kircheneigenen Geräten der elek­
tronischen Datenverarbeitung ist nur in Amts- und Dienst­
räumen gestattet. 

(3) Die Verarbeitung von Daten, die ein kirchlicher Mit­
arbeiter in Ausübung des Seelsorgeauftrages erlangt hat 
(Seelsorgedaten), ist auf Geräten der elektronischen Daten­
verarbeitung nicht zulässig. 

(4) Die Vorschriften über Datenverarbeitung im Auftrag 
bleiben unberührt. 

§4 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

(2) Programme, die beim lnkrafttreten dieser Verordnung 
angewendet werden, gelten für den bisherigen Anwender als 
freigegeben. 

(3) Das Landeskirchenamt kann Durchführungsbestim­
mungen zu dieser Verordnung erlassen. 

Evangelische Landeskirche in Württemberg 

Nr.19 Richtlinien für den Lektorendienst. 

Vom 6. Oktober 1994. (ABI. Bd. 56 S. 201) 

Die Richtlinien für den Lektorendienst werden in revi­
dierter Fassung demnächst in der ·vom Oberkirchenrat in 
Verbindung mit dem Evangelischen Männerwerk herausge­
gebenen Broschüre »Der Dienst des Lektors in der Evange­
lischen Landeskirche in Württemberg« - Ausgabe 1994 
erscheinen. 

Gegenüber der Neufassung von 1987 (Erlaß des Oberkir­
chenrats vom 9. Juli 1987, ABI. 52 S. 345 ff.) haben sich so 
viele Einzeländerungen ergeben, daß es für zweckdienlich 
erschein-t, sie im gesamten Wortlaut abzudrucken: 

Richtlinien für den Lektorendienst 

Neufassung 1994 

Der wichtigste Auftrag, den die Kirche von ihrem Herrn 
hat, ist die Verkündigung des Wortes Gottes. Durch den 
Lektorendienst werden nichtordinierte Gemeindeglieder an 
der öffentlichen Verkündigung des Wortes Gottes beteiligt. 
Entsprechend ausgebildete und beauftragte Frauen und 
Männer (im folgenden »Lektoren«) können selbständig 
Gottesdienste leiten und in ihnen predigen. 

1. Lektoren übernehmen in der Regel Predigtgottesdienste 
an Sonn- und Feiertagen, damit z. B. 

- in Gemeinden mit vakanter Pfarrstelle 

- in Urlaubs- und Krankheitszeiten sowie bei Sonder-
diensten eines Pfarrers und 

- in Filialgemeinden 

regelmäßig und zu günstigen Zeiten Gottesdienste ge­
feiert werden können. Außerdem kann durch ihren 
Dienst Pfarrern ein predigtfreier Sonntag ermöglicht 
werden. Andere. Predigtgottesdienste (z. B. in Altenhei­
men) können Lektoren dann übernehmen, wenn sie dazu 
besonders ausgebildet bzw. befähigt sind. 

2. Zur Leitung von Sakramentsgottesdiensten können Lek­
toren vom Oberkirchenrat ermächtigt werden, wenn sie 
an einem entsprechenden Kurs teilgenommen haben. 
Sakramentsgottesdienste können ihnen vor allem dann 
übertragen werden, wenn der Predigtdienst auf einen 
Tauf- oder Abendmahlssonntag der Gemeinde fällt. Für 
die Anmeldung und Zulassung von Taufen sowie für das 
Taufgespräch bleibt der Ortspfarrer bzw. sein amtlicher 
Stellvertreter zuständig. 1

) 

') V gl. § 11 der Taufordnung ABI. 42, S. 10. 
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3. In außergewöhnlichen Fällen ist die Übernahme von 
kirchlichen Amtshandlungen (Trauung, Bestattung) 
durch Lektoren möglich. Dazu ist eine besondere Er­
mächtigung durch den Oberkirchenrat, im Benehmen 
mit dem Dekanatamt, und eine Einweisung durch den 
zuständigen Pfarrer erforderlich. 

4. Lektoren halten sich an die Gottesdienstordnung der 
Landeskirche. Örtliche Besonderheiten sind zu berück­
sichtigen. Lektoren tragen keinen Talar. 

Weitere Hinweise für den Dienst der Lektoren finden 
sich in der Handreichung »Der Lektorendienst in der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg«.2

) 

5. Lektoren müssen fähig sein, Gebete, Lesungen und die 
Predigt sinnentsprechend und deutlich vorzutragen. Als 
Vorlage dient in der Regel eine der Lektorenpredigten, 
die der Evang. Oberkirchenrat herausgibt. Die Lektoren 
eignen sie sich an. Dies kann auch so geschehen, daß sie 
die Vorlage bearbeiten und sie in freier Weise wieder­
geben. 

6. Zum Lektorendienst geeignete Frauen und Männer') 
werden vom Pfarramt im Einvernehmen mit dem Kir­
ehengemeinderat dem Dekanatamt gemeldet. Der 
Dekan prüft die Meldung und leitet sie an das Lektoren­
pfarramt weiter. 

Das Lektorenpfarramt lädt die Angemeldeten zum 
Einführungskurs ein. Nach seinem Besuch werden den 
Lektoren erste Dienste übertragen, bei denen sie ein 
Pfarrer oder ein erfahrener Lektor begleitet. Nach der 
Teilnahme an den weiterführenden Grundkursen II und 
III können sie mit dem Lektorendienst beauftragt wer­
den. 

7. Die Lektoren werden vom Dekan im Einvernehmen mit 
dem Kirchenbezirksausschuß beauftragt und in einem 
Gottesdienst der Bezirkssynode oder einer größeren Be­
zirksgemeinde in ihren Dienst eingeführt.4

) 

Die Beauftragung wird vom Dekanatamt schriftlich 
bestätigt. Sie erfolgtjeweils auf sechs Jahre in widerruf­
licher Weise. Danach ist eine erneute Beauftragung 
nötig. 

Der Dienst der Lektoren endet in der Regel mit der 
Vollendung des 70. Lebensjahres. Weitere Beauftragun­
gen danach erfolgen nur noch auf zwei Jahre und mit 
Zustimmung des Kirchenbezirksausschusses. 

8. Die im Dienst befindlichen Lektoren nehmen innerhalb 
einer Beauftragungsperiode mindestens an einer Fortbil­
dungsmaßnahme (Aufbaukurs o. ä.) teil. 

9. Der Dekan führt die Dienstaufsicht über die Lektoren 
(Visitationspflicht). Teile der Visitation können an 
einen Bezirkslektorenpfarrer delegiert werden. 

Der Dekan oder eine von ihm beauftragte Person 
regelt die Dienste der Lektoren im Einvernehmen mit 
dem Pfarramt bzw. dem Kirchengemeinderat der jewei­
ligen Gemeinde. 

ehe unfall- und haftpflichtversichert Bei Sachschäden, 
die sie selbst zu tragen haben, kann entsprechend den 
Bestimmungen, die für die Dienstunfallfürsorge für 
Pfarrer gelten, von der Landeskirche Ersatz geleistet 
werden. 

ll. Der Landeslektorenpfarrer leitet im Auftrag des Ober­
kirchenrats und im Zusammenwirken mit dem zuständi­
gen Referenten des Männerwerks die Lektorenarbeit in 
der württembergischen Landeskirche. Er führt die Lek­
torenaus- und -fortbildung auf Landesebene durch. 
Dazu gehört auch die Ausrichtung von Landeslektoreil­
tagen und von familienbezogenen Maßnahmen. Er koor­
diniert die Arbeit an den Predigtvorlagen, berät die 
Dekane bei der Betreuung der Lektoren auf Bezirks­
ebene und hiit Verbindung zur Lektorenarbeit in ande­
ren Landeskirchen. 

Zu seinen Aufgaben gehört die theologische Besin­
nung über die Bedeutung des allgemeinen Priestertums 
und die Laienverantwortung in der Kirche ebenso wie 
über Fragen des Gottesdienstes. 

12. Dem Lektorenpfarrer steht der Landesarbeitskreis 
(LAK) zur Seite, der die grundlegenden Fragen der Lek­
torenarbeit berät. Der LAK wird von der Gesamtheit der 
Lektoren für die Dauer von sechs Jahren gewählt. Nähe­
res regelt eine interne Wahlordnung. 

Außer den gewählten Lektoren, Dekanen und Be­
zirkslektorenpfarrern gehören zum Landesarbeitskreis 
kraftAmtesein Vertreter des Oberkirchenrats, der Lek­
torenpfarrer, die Predigtredaktoren, der zuständige 
Referent im Männerwerk und der Landesmännerpfarrer. 

13. Der Landesarbeitskreis wählt aus seiner Mitte den Ge­
schäftsführenden Ausschuß (GA). Zu wählen sind: acht 
Lektoren, ein Dekan und ein Bezirkslektorenpfarrer. 
Kraft Amtes gehören ihm an: ein Vertreter des Oberkir­
chenrats, der Landeslektorenpfarrer, die Predigtredakto­
ren und der zuständige Referent im Männerwerk. 

Der GA begleitet die praktische Arbeit. Er wirkt 
außerdem bei der Besetzung des Lektorenpfarramts mit; 
er hat dabei ein Vorschlagsrecht. An den Besetzungssit­
zungen wirken außerdem zwei Mitglieder des Landes­
arbeitskreises des Männerwerks mit; sie haben Stimm­
recht. Bei der Besetzung der Referentenstelle im Män­
nerwerk entsendet der GA zwei Mitglieder zu den 
jeweiligen Besetzungssitzungen; sie haben Stimmrecht. 

Dietrich 

10. Lektoren versehen .ihren Dienst ehrenamtlich. Reise- ') Teil C, Der Auftrag der Lektoren. 
kosten und notwendige Auslagen werden von der Kir- ') V gl. dazu die vom Landesarbeitskreis aufgestellte Kriterien-
ehenbezirkskasse ersetzt. liste. 

Während ihres Dienstes (einschließlich des Weges 4) Vgl. Kirchenbuch II, Teilband >>Einführungen« von 1965, 
zum und vom Dienst) sind Lektoren von der Landeskir- S. 57 ff. 

• 

• 
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D .. Mitteilung aus der Ökumene 

E .. Staatliche Gesetze, Anordnungen 
und Entscheidungen 

F .. Mitteilungen 

Evangelische Kirche in Deutschland 

Kirchenamt 

Auslandsdienst in Athen 

Die evangelische Kirche deutscher Sprache in Griechen­
land, Dienstsitz Athen, sucht zum 1. November 1995 für 
sechs Jahre einein engagiertein Pfarrer/in (Stellenteilung ist 
möglich) für die vielfältigen Aufgaben in ihrer Gemeinde, 
die Griechenland südlich von Volos und die Inseln urnfaßt. 

Die Gemeinde wünscht sich einein Pfarrer/in mit 

- ökumenischer Offenheit 

- Kommunikations- und Kontaktfreude 

- Freude und Bereitschaft zur Erteilung von Religions-
unterricht (bis zu acht Wochenstunden) an der Deut­
schen Schule Athen (führt zum Abitur). 

Ein Führerschein Klasse 3 ist für den Dienst erforderlich. 
Eine Wohnung im Gemeindehaus neben der Kirche steht 
zur Verfügung. 

Ein Sprachkurs in Neugriechisch wird vor Dienstantritt 
angeboten. 

Die Ausschreibungsunterlagen und weitere Informatio­
nen erhalten Sie auf schriftliche Anfrage beim 

Kirchenamt der EKD 
Hauptabteilung III 
Postfach 21 02 20 
30402 Hannover 
Telefon (05 11) 27 96-1 34 oder -1 26 
Fax (05 11) 27 96-7 17 

Bewerbungsfrist: 28. Februar 1995 (Eingang beim Kir­
chenamt der EKD). 
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